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Dieses Produktinformationsblatt gibt Ihnen einen ersten Überblick 
über die gewünschte Versicherung. Beachten Sie bitte, dass die hier 
genannten Informationen nicht abschließend sind. Detaillierte Infor-
mationen entnehmen Sie bitte den beigefügten 
Versicherungsbedingungen. 

1. Welche Art von Versicherungsvertrag bieten wir Ihnen an? 
Unser Vorschlag bezieht sich auf eine Privat-Haftpflichtversicherung. 

2. Was ist versichert? 
Die Privat-Haftpflichtversicherung bietet Ihnen und den mitversicher-
ten Personen Versicherungsschutz für den Fall, dass Sie aufgrund 
gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhaltes von 
einem Dritten auf Schadensersatz in Anspruch genommen werden. 
Der Versicherungsschutz Ihrer Haftpflichtversicherung umfasst die 
Prüfung der Rechtslage und die Befriedigung der berechtigten An-
sprüche der Geschädigten gegen Sie oder die Abwehr von 
unberechtigten Forderungen einschließlich der Kostenübernahme 
eines Rechtsstreits. Einzelheiten dazu finden Sie in den Versiche-
rungsbedingungen und Klauseln. 

3. Wie hoch ist Ihre Prämie, und was müssen Sie bei der 
Prämienzahlung beachten? 
Die Prämie einschließlich aller Kosten und der Versicherungsteuer 
beträgt: 

 jährlich: _________ EUR 
 halbjährlich: _________ EUR 
 vierteljährlich: _________ EUR 

Die Erstprämie wird unverzüglich nach Erhalt des Versicherungs-
scheins fällig, jedoch nicht vor dem mit Ihnen vereinbarten, im 
Versicherungsschein angegebenen Versicherungsbeginn. Folgebei-
träge sind rechtzeitig bei Fälligkeit zu zahlen. Der Prämienzeitraum 
richtet sich nach dem Zahlungsrhythmus. Bitte beachten Sie: Die 
verspätete oder unterlassene Zahlung von Beiträgen kann zum Ver-
lust des Versicherungsschutzes sowie zur Beendigung des Vertrages 
führen. 

4. Welche Leistungen sind ausgeschlossen? 
Wir können nicht alle denkbaren Fälle versichern; die Prämie wäre 
sonst unangemessen hoch. Deshalb sind einige Fälle im angebote-
nen Versicherungsschutz nicht eingeschlossen, wie z. B. vorsätzliche 
Handlungen, Kriegsereignisse oder Kernenergie. Einzelheiten zu gel-
tenden Risikobegrenzungen und Ausschlüssen finden Sie in den 
Versicherungsbedingungen zur Privat-Haftpflichtversicherung.  

5. Welche Pflichten haben Sie bei Vertragsschluss, und  
welche Folgen hätte die Nichtbeachtung für Sie? 
Bereits vor Vertragsschluss haben Sie bestimmte Pflichten (so ge-
nannte Obliegenheiten) zu erfüllen. Vor allem ist es erforderlich, dass 
Sie uns alle im Antrag gestellten Fragen sorgfältig, vollständig und 
wahrheitsgemäß beantworten. Die Nichtbeachtung der Obliegenhei-
ten kann für Sie schwerwiegende Konsequenzen haben. So sind wir 
gegebenenfalls nicht oder nur teilweise zur Leistung verpflichtet. 
Ferner können wir unter Umständen vom Vertrag zurücktreten. Ein-
zelheiten dazu finden Sie in den jeweiligen Allgemeinen 
Versicherungsbedingungen. 

6. Welche Pflichten haben Sie während der Laufzeit des Ver-
trages, und welche Folgen hätte die Nichtbeachtung für Sie? 
Auch während der Vertragslaufzeit haben Sie bestimmte Pflichten zu 
erfüllen. Es ist u. a. erforderlich, dass Sie uns alle risikoerheblichen 
Änderungen, nach denen wir Sie auch bei Vertragsschluss gefragt 
hatten, unverzüglich und vollständig mitteilen. Die Nichtbeachtung 
der Obliegenheiten kann für Sie schwerwiegende Konsequenzen ha-
ben. So sind wir gegebenenfalls nicht oder nur teilweise zur Leistung 
verpflichtet. Ferner können wir unter Umständen vom Vertrag zu-
rücktreten. Einzelheiten dazu finden Sie in den jeweiligen 
Allgemeinen Versicherungsbedingungen. 

7. Welche Pflichten haben Sie bei Eintritt des Versicherungs-
falles, und welche Folgen hätte die Nichtbeachtung für Sie? 
Tritt ein Versicherungsfall ein, haben Sie ebenfalls bestimmte Pflich-
ten zu erfüllen. Vor allem ist es notwendig, uns den Schaden 
unverzüglich mitzuteilen. Die Nichtbeachtung der Obliegenheiten 
kann für Sie schwerwiegende Konsequenzen haben. So sind wir ge-
gebenenfalls nicht oder nur teilweise zur Leistung verpflichtet. Ferner 
können wir unter Umständen vom Vertrag zurücktreten. Einzelheiten 
dazu finden Sie in den jeweiligen Allgemeinen Versicherungsbedin-
gungen. 

8. Wann beginnt und endet Ihr Versicherungsschutz? 
Der Versicherungsschutz beginnt zu dem mit Ihnen vereinbarten 
Zeitpunkt, sofern die Erstprämie rechtzeitig gezahlt wird, siehe dazu 
auch Nr. 3. Der Versicherungsschutz endet 

 zum Wirksamkeitstermin einer Kündigung in einem  
 der unter Nr. 9 genannten Fälle, 
 durch Ablauf, wenn ein fester Endtermin mit Ihnen vereinbart 

wurde. 

9. Welche Möglichkeiten gibt es, den Vertrag zu beenden? 
 Der Vertrag kann gekündigt werden 

 zum Ablauf eines jeden Versicherungsjahres; sofern der Vertrag 
nicht 3 Monate vor Ende des Versicherungsjahres gekündigt wird, 
verlängert er sich automatisch um jeweils ein Jahr; 

 im Versicherungsfall; 
 bei Änderungen der Vertragsbedingungen; 
 nach einer Prämienerhöhung aufgrund Angleichung;  
 durch uns, wenn Sie Beiträge verspätet oder gar nicht zahlen. 
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1. Identität des Versicherers: 
Name: ADLER Versicherung AG 
 Joseph-Scherer-Str. 3 
 44139 Dortmund 
Telefon: 0231-135-0 
Fax: 0231-135-4638 
Internet: www.signal-iduna.de 
Rechtsform: Aktiengesellschaft 
Sitz: Dortmund 
Handelsregister: Amtsgericht Dortmund, HRB 20214 

2. Identität eines Vertreters des Versicherers in der Europäi-
schen Union, in der Sie Ihren Wohn- oder Geschäftssitz haben 
– entfällt – 

3. Ladungsfähige Anschrift des Versicherers 
ADLER Versicherung AG 
Joseph-Scherer-Str. 3 
44139 Dortmund 

Vorstand: Jörg Krieger, Rolf Toebrock, Torsten Uhlig und Dr. Norbert 
A. Vogel 

4. Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers/Name und  
Anschrift der zuständigen Aufsichtsbehörde 
Die Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers besteht im Abschluss 
und in der Verwaltung sowie Durchführung von Versicherungsver-
trägen. 

Die Aufsichtsbehörde ist die Bundesanstalt für Finanzdienstleis-
tungsaufsicht (BaFin), Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn. 

5. Angaben für das Bestehen eines Garantiefonds u. Ä. 
Bei Versicherungen, deren Hauptgeschäftstätigkeit im Betrieb von 
Haftpflicht-, Unfall-, Kraftfahrt-, Sach- und Rechtsschutzversicherun-
gen besteht, entfällt das Erfordernis für einen Garantiefonds u. Ä. 

Für die vorher genannten Versicherer handeln wir namens und in 
Vollmacht als Ihr Assekuradeur aus Augsburg: 

Manufaktur Augsburg GmbH 
Anschrift: Proviantbachstr. 30 
 86153 Augsburg 
Geschäftsführer: Armin Christofori, Gerhard Lippert,  

Thomas Müller 
Handelsregister: Amtsgericht Augsburg, HRB 27590 

Wesentliche Merkmale der Versicherungsleistung,  
insbesondere Art, Umfang und Fälligkeit 
Einzelheiten finden Sie in den Versicherungsbedingungen sowie in 
Ihrem persönlichen Vorschlag bzw. im Antrag. 

Preis der Versicherung 
Den Gesamtpreis der angebotenen Versicherung finden Sie in Ihrem 
Produktinformationsblatt, Antrag bzw. Angebot. 

 

Gültigkeitsdauer der zur Verfügung gestellten Informationen 
Die übergebenen Informationen haben 6 Wochen Gültigkeit. 

Zustandekommen des Vertrages 
Der Vertrag kommt durch den Antrag des Antragstellers auf Versi-
cherungsschutz und die Annahme durch den Versicherer zustande. 
Diese Antragsannahme wird vom Versicherer durch die Ausstellung 
eines Versicherungsscheins oder einer Annahmeerklärung bestätigt. 
Der Versicherungsschutz beginnt zum vereinbarten Zeitpunkt, sofern 
die Erstprämie rechtzeitig gezahlt wird. 

Belehrung über Ihr Widerrufsrecht 
Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne  
Angaben von Gründen in Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail) widerru-
fen. Die Frist beginnt, nachdem Sie den Versicherungsschein, die 
Vertragsbestimmungen einschließlich unserer Allgemeinen und Be-
sonderen Versicherungsbedingungen, die weiteren Informationen 
nach § 7 Abs. 1 und 2 des Versicherungsvertragsgesetztes (VVG) in 
Verbindung mit §§ 1 bis 4 der VVG-Informations-Pflichtverordnung 
und dieser Belehrung jeweils in Textform erhalten haben. Bei Verträ-
gen im elektronischen Geschäftsverkehr beginnt sie jedoch nicht vor 
Erfüllung unserer Pflichten gemäß § 312i Abs. 1 Satz 1 des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs in Verbindung mit Artikel 246c des 
Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch. Zur Wahrung 
der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerru-
fes.  

Der Widerruf ist zu richten an die: 

Manufaktur Augsburg GmbH 
Anschrift: Proviantbachstr. 30 
 86153 Augsburg 
Telefon: (0821) 71008 – 500 
Telefax: (0821) 71008 – 599 
E-Mail: info@manaug.de. 

Widerrufsfolgen 
Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz 
und wir erstatten Ihnen den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs 
entfallenden Teil der Prämie, wenn Sie zugestimmt haben, dass der 
Versicherungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. 
Den Teil der Prämie, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs 
entfällt, dürfen wir in diesem Fall einbehalten; dabei handelt es sich 
um einen Betrag in Höhe von 1/360 der Jahresprämie bzw. 1/30 der 
Monatsprämie multipliziert mit der Anzahl der Tage, an denen Versi-
cherungsschutz bestanden hat. Die Höhe der Prämie entnehmen Sie 
bitte den Vertragsunterlagen. Die Erstattung zurückzuzahlender Be-
träge erfolgt unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des Wi-
derrufs. Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der 
Widerrufsfrist, hat der wirksame Widerruf zur Folge, dass empfange-
ne Leistungen zurück zu gewähren und gezogene Nutzungen (z. B. 
Zinsen) herauszugeben sind. 
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Besondere Hinweise 
Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrückli-
chen Wunsch sowohl von Ihnen als auch von uns vollständig erfüllt 
ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben. 

Zu Änderungen von bestehenden Verträgen gilt 
Wurde mit dem Versicherungsschein ein bereits bestehender Ver-
trag erweitert oder geändert, so bezieht sich das Widerrufsrecht nur 
auf die erweiterten oder geänderten Vertragsteile. 

Ende der Widerrufsbelehrung 

Kündigung/Beendigung des Vertrages 
Beträgt die vereinbarte Laufzeit mindestens 1 Jahr, verlängert der 
Vertrag sich stillschweigend von Jahr zu Jahr, wenn nicht 3 Monate 
vor dem jeweiligen Ablauf der anderen Partei eine schriftliche Kündi-
gung zugegangen ist. Beträgt die Vertragsdauer weniger als 1 Jahr 
oder liegt ein Vertrag mit Einmalprämie vor, endet der Vertrag, ohne 
dass es einer Kündigung bedarf. Weitere Kündigungsmöglichkeiten 
(z. B. im Versicherungsfall) ergeben sich aus den Allgemeinen Versi-
cherungsbedingungen. Sämtliche Kündigungen müssen in Textform 
erfolgen. 

Mitgliedsstaaten der EU, deren Recht zur Aufnahme von 
Beziehungen zum Versicherungsnehmer vor Abschluss des 
Versicherungsvertrages zugrunde gelegt wird 
Es wird das Recht der Bundesrepublik Deutschland zugrunde gelegt. 

Anwendbares Recht/zuständiges Gericht 
Das auf den Vertrag anwendbare Recht ist das Recht der Bundesre-
publik Deutschland. 
Das zuständige Gericht für den Vertrag ist dasjenige Gericht, in des-
sen Bezirk der Versicherungsnehmer seinen Wohnsitz hat (§ 215 
VVG). 
Soweit es sich bei dem Vertrag um eine betriebliche Versicherung 
handelt, kann der Versicherungsnehmer seine Ansprüche auch bei 
dem für den Sitz oder die Niederlassung des Gewerbebetriebes zu-
ständigen Gericht geltend machen. 

Sprache 
Die Sprache für die Vertragsbedingungen, sämtliche Vertragsinfor-
mationen sowie die Kommunikation während der Vertragslaufzeit ist 
deutsch. 

Möglichkeiten des Zugangs zu einem außergerichtlichen  
Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren 
Fragen zum Versicherungsschutz und etwaige Beschwerden können 
gerichtet werden an: 

Manufaktur Augsburg GmbH 
Abteilung Beschwerdemanagement 
Proviantbachstr. 30 
86153 Augsburg 

Um dem Versicherungsnehmer den Zugang zu einer außergerichtli-
chen Einigung bei Beschwerden oder Meinungsverschiedenheiten 
zwischen ihm und dem Versicherer zu ermöglichen, kann eine 
Schlichtungsstelle eingeschaltet werden. 

Der Schlichtungssuchende kann sich wenden an den 
Versicherungsombudsmann e. V. 
Postfach 08 06 32 
10006 Berlin 

Die Möglichkeit des Versicherungsnehmers, den Rechtsweg zu be-
schreiten, bleibt davon unberührt. 

Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbehörde 
Eine Beschwerde des Versicherungsnehmers kann auch direkt ge-
richtet werden an die 

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) 
Graurheindorfer Straße 108 
53117 Bonn 

Allgemeine Hinweise/Schlusserklärung 
Änderung der Anschrift: Bitte informieren Sie uns unverzüglich 
schriftlich, wenn sich Ihre Anschrift ändert. 

Besondere Vereinbarungen: Nebenabreden sind nur dann verbind-
lich, wenn sie der Versicherer durch Aufnahme in das 
Vertragsdokument bestätigt.  
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Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde, 
damit wir Ihren Versicherungsantrag ordnungsgemäß prüfen kön-
nen, ist es notwendig, dass Sie alle Fragen wahrheitsgemäß und 
vollständig beantworten. Es sind auch solche Umstände anzugeben, 
denen Sie nur eine geringe Bedeutung beimessen. 

Personenbezogene Angaben (z. B. zur Unfallversicherung) die Sie 
nicht gegenüber dem Versicherungsvermittler machen möchten, 
sind unverzüglich und unmittelbar gegenüber der 

Manufaktur Augsburg GmbH, Proviantbachstr. 30, 
86153 Augsburg 

schriftlich nachzuholen. 
Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz gefährden, 
wenn Sie unrichtige oder unvollständige Angaben machen oder ge-
macht haben. Nähere Einzelheiten zu den Folgen einer Verletzung 
der Anzeigepflicht können Sie der nachstehenden Information ent-
nehmen. 

Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen? 
Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflichtet, alle 
Ihnen bekannten gefahrerheblichen Umstände, nach denen wir in 
Textform gefragt haben, wahrheitsgemäß und vollständig anzuzei-
gen. Wenn wir nach Ihrer Vertragserklärung, aber vor 
Vertragsannahme in Textform nach gefahrerheblichen Umständen 
fragen, sind Sie auch insoweit zur Anzeige verpflichtet. 

Welche Folgen können eintreten, wenn eine vorvertragliche 
Anzeigepflicht verletzt wird? 
Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes 
Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, können wir vom Ver-
trag zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn Sie nachweisen, dass weder 
Vorsatz noch grobe Fahrlässigkeit vorliegt. 
Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht haben wir kein 
Rücktrittsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht 
angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, ge-
schlossen hätten. 
Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Erklären wir 
den Rücktritt nach Eintritt des Versicherungsfalles, bleiben wir den-
noch zur Leistung verpflichtet, wenn Sie nachweisen, dass der nicht 
oder nicht richtig angegebene Umstand weder für den Eintritt oder 
die Feststellung des Versicherungsfalles noch für die Feststellung 
oder den Umfang unserer Leistungspflicht ursächlich war. Unsere 
Leistungspflicht entfällt jedoch, wenn Sie die Anzeigepflicht arglistig 
verletzt haben. 
Bei einem Rücktritt steht uns der Teil der Prämie zu, welcher der bis 
zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertrags-
zeit entspricht. 

Kündigung 
Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die vorvertragli-
che Anzeigepflicht lediglich einfach fahrlässig oder schuldlos verletzt 
haben, können wir den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von ei-
nem Monat kündigen. 

Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den Vertrag 
auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu 
anderen Bedingungen, geschlossen hätten. 

Vertragsänderung 
Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den Vertrag 
auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstände, wenn 
auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten, werden die an-
deren Bedingungen auf unser Verlangen Vertragsbestandteil. Haben 
Sie die Anzeigepflicht fahrlässig verletzt, werden die anderen Bedin-
gungen rückwirkend Vertragsbestandteil. Haben Sie die 
Anzeigepflicht schuldlos verletzt, werden die anderen Bedingungen 
erst ab der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. 

Erhöht sich durch die Vertragsänderung die Prämie um mehr als  
10 % oder schließen wir die Gefahrabsicherung für den nicht ange-
zeigten Umstand aus, können Sie den Vertrag innerhalb eines 
Monats nach Zugang unserer Mitteilung über die Vertragsänderung 
fristlos kündigen. Auf dieses Recht werden wir Sie in unserer Mittei-
lung hinweisen. 

Ausübung unserer Rechte 
Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur 
Vertragsänderung nur innerhalb eines Monats schriftlich geltend 
machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der 
Verletzung der Anzeigepflicht, die das von uns geltend gemachte 
Recht begründet, Kenntnis erlangen. Bei der Ausübung unserer 
Rechte haben wir die Umstände anzugeben, auf die wir unsere Erklä-
rung stützen. Zur Begründung können wir nachträglich weitere 
Umstände angeben, wenn für diese die Frist nach Satz 1 nicht ver-
strichen ist. 
Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur 
Vertragsänderung nicht berufen, wenn wir den nicht angezeigten Ge-
fahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannten. 
Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Vertragsände-
rung erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss. Dies 
gilt nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist eingetre-
ten sind. Die Frist beträgt zehn Jahre, wenn Sie die Anzeigepflicht 
vorsätzlich oder arglistig verletzt haben. 

Stellvertretung durch eine andere Person 
Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrages durch eine andere Per-
son vertreten, so sind bezüglich der Anzeigepflicht, des Rücktritts, 
der Kündigung, der Vertragsänderung und der Ausschlussfrist für die 
Ausübung unserer Rechte die Kenntnis und Arglist Ihres Stellvertre-
ters als auch Ihre eigene Kenntnis und Arglist zu berücksichtigen. Sie 
können sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder 
grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder Ihrem 
Stellvertreter noch Ihnen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last 
fällt. 

Zu Änderungen von bestehenden Verträgen gilt 
Wird mit diesem Antrag ein bereits bestehender Vertrag erweitert 
oder geändert, so bezieht sich die Mitteilung über die Folgen der ge-
setzlichen Anzeigepflicht nur auf die erweiterten oder geänderten 
Vertragsteile.  

03 
MITTEILUNG NACH § 19 ABS. 5 VVG 
über die Folgen einer Verletzung der gesetzlichen Anzeigepflicht 
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1. Gegenstand der Versicherung, Versicherungsfall 
1.1 Versicherungsschutz besteht im Rahmen des versicherten Risikos 
für den Fall, dass der Versicherungsnehmer wegen eines während 
der Wirksamkeit der Versicherung eingetretenen Schadenereignisses 
(Versicherungsfall), das einen Personen-, Sach- oder sich daraus er-
gebenden Vermögensschaden zur Folge hatte, aufgrund 
gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen  privatrechtlichen  Inhalts  von 
einem Dritten auf Schadensersatz in Anspruch genommen wird. 
Schadenereignis ist das Ereignis, als dessen Folge die Schädigung 
des Dritten unmittelbar entstanden ist. Auf den Zeitpunkt der Scha-
denverursachung, die zum Schadenereignis geführt hat, kommt es 
nicht an. 
1.2 Kein Versicherungsschutz besteht für Ansprüche, auch wenn es 
sich um gesetzliche Ansprüche handelt, 
(1) auf Erfüllung von Verträgen, Nacherfüllung, aus Selbstvornahme, 
Rücktritt, Minderung, auf Schadensersatz statt der Leistung; 
(2) wegen Schäden, die verursacht werden, um die Nacherfüllung 
durchführen zu können; 
(3) wegen des Ausfalls der Nutzung des Vertragsgegenstandes oder 
wegen des Ausbleibens des mit der Vertragsleistung geschuldeten 
Erfolges; 
(4) auf Ersatz vergeblicher Aufwendungen im Vertrauen auf ord-
nungsgemäße Vertragserfüllung;  
(5) auf Ersatz von Vermögensschäden wegen Verzögerung der Leis-
tung; 
(6) wegen anderer an die Stelle der Erfüllung tretender Ersatzleistun-
gen. 

2. Vermögensschaden, Abhandenkommen von Sachen 
Dieser Versicherungsschutz kann durch besondere Vereinbarung 
erweitert werden auf die gesetzliche Haftpflicht privatrechtlichen In-
halts des Versicherungsnehmers wegen 
2.1 Vermögensschäden, die weder durch Personen- noch durch 
Sachschäden entstanden sind; 
2.2 Schäden durch Abhandenkommen von Sachen; hierauf finden 
dann die Bestimmungen über Sachschäden Anwendung. 

3. Versichertes Risiko 
3.1 Der Versicherungsschutz umfasst die gesetzliche Haftpflicht 
(1) aus den im Versicherungsschein und seinen Nachträgen angege-
benen Risiken des Versicherungsnehmers; 
(2) aus Erhöhungen oder Erweiterungen der im Versicherungsschein 
und seinen Nachträgen angegebenen Risiken. Dies gilt nicht für  
Risiken aus dem Halten oder Gebrauch von versicherungspflichtigen 
Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeugen sowie für sonstige Risiken, die 
der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterliegen; 
(3) aus Risiken, die für den Versicherungsnehmer nach Abschluss der 
Versicherung neu entstehen (Vorsorgeversicherung) und die in  
Ziffer 4 AHB näher geregelt sind. 
3.2 Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Erhöhungen des 
versicherten Risikos durch Änderung bestehender oder Erlass neuer 
Rechtsvorschriften. Der Versicherer kann den Vertrag jedoch unter 
den Voraussetzungen von Ziffer 21 AHB kündigen. 

4. Vorsorgeversicherung 
4.1 Risiken, die nach Abschluss des Versicherungsvertrages neu  
entstehen, sind im Rahmen des bestehenden Vertrages sofort  
versichert. 
(1) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, nach Aufforderung des 
Versicherers jedes neue Risiko innerhalb eines Monats anzuzeigen. 
Die Aufforderung kann auch mit der Prämienrechnung erfolgen. Un-
terlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige Anzeige, entfällt 
der Versicherungsschutz für das neue Risiko rückwirkend ab dessen 
Entstehung. 
Tritt der Versicherungsfall ein, bevor das neue Risiko angezeigt wur-
de, so hat der Versicherungsnehmer zu beweisen, dass das neue 
Risiko erst nach Abschluss der Versicherung und zu einem Zeitpunkt 
hinzugekommen ist, zu dem die Anzeigefrist noch nicht verstrichen 
war. 
(2) Der Versicherer ist berechtigt, für das neue Risiko eine angemes-
sene Prämie zu verlangen. Kommt eine Einigung über die Höhe der 
Prämie innerhalb einer Frist von einem Monat nach Eingang der An-
zeige nicht zustande, entfällt der Versicherungsschutz für das neue 
Risiko rückwirkend ab dessen Entstehung. 
4.2 Der Versicherungsschutz für neue Risiken ist von ihrer Entste-
hung bis zur Einigung im Sinne von Ziffer 4.1 (2) AHB auf den Betrag 
von 1.000.000,- EUR für Personenschäden und 500.000,- EUR für 
Sachschäden begrenzt, sofern nicht im Versicherungsschein geringe-
re Versicherungssummen festgesetzt sind. 
4.3 Die Regelung der Vorsorgeversicherung gilt nicht für Risiken 
(1) aus dem Eigentum, Besitz, Halten oder Führen eines Kraft-, Luft- 
oder Wasserfahrzeugs, soweit diese Fahrzeuge der Zulassungs-, Füh-
rerschein- oder Versicherungspflicht unterliegen;  
(2) aus dem Eigentum, Besitz, Betrieb oder Führen von Bahnen; 
(3) die der Versicherungs- oder Deckungsvorsorgepflicht unterliegen; 
(4) die kürzer als ein Jahr bestehen werden und deshalb im Rahmen 
von kurzfristigen Versicherungsverträgen zu versichern sind. 

5. Leistungen der Versicherung 
5.1 Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der Haftpflichtfra-
ge, die Abwehr unberechtigter Schadensersatzansprüche und die 
Freistellung des Versicherungsnehmers von berechtigten Schadens-
ersatzverpflichtungen. 
Berechtigt sind Schadensersatzverpflichtungen dann, wenn der Ver-
sicherungsnehmer aufgrund Gesetzes, rechtskräftigen Urteils,  
Anerkenntnisses oder Vergleiches zur Entschädigung verpflichtet ist 
und der Versicherer hierdurch gebunden ist. Anerkenntnisse und 
Vergleiche, die vom Versicherungsnehmer ohne Zustimmung des 
Versicherers abgegeben oder geschlossen worden sind, binden den 
Versicherer nur, soweit der Anspruch auch ohne Anerkenntnis oder 
Vergleich bestanden hätte. 
Ist die Schadensersatzverpflichtung des Versicherungsnehmers mit 
bindender Wirkung für den Versicherer festgestellt, hat der Versi-
cherer den Versicherungsnehmer binnen zwei Wochen vom An-
spruch des Dritten freizustellen. 
5.2 Der Versicherer ist bevollmächtigt, alle ihm zur Abwicklung des 
Schadens oder Abwehr der Schadensersatzansprüche zweckmäßig 

04 
ALLGEMEINE VERSICHERUNGSBEDINGUNGEN FÜR DIE PRIVAT-
HAFTPFLICHTVERSICHERUNG INKLUSIVE ERLÄUTERUNGEN (AHB 2017) 
Premium-Schutz 



 

Manufaktur Augsburg GmbH www.manaug.de | Stand 01.10.2017 SEITE 6 

erscheinenden Erklärungen im Namen des Versicherungsnehmers 
abzugeben. 
Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Rechtsstreit über 
Schadensersatzansprüche gegen den Versicherungsnehmer, ist der 
Versicherer zur Prozessführung bevollmächtigt. Er führt den Rechts-
streit auf seine Kosten im Namen des Versicherungsnehmers. 
5.3 Wird in einem Strafverfahren wegen eines Schadenereignisses, 
das einen unter den Versicherungsschutz fallenden Haftpflichtan-
spruch zur Folge haben kann, die Bestellung eines Verteidigers für 
den Versicherungsnehmer von dem Versicherer gewünscht oder ge-
nehmigt, so trägt der Versicherer die gebührenordnungsmäßigen 
oder die mit ihm besonders vereinbarten höheren Kosten des Ver-
teidigers. 
5.4 Erlangt der Versicherungsnehmer oder ein Mitversicherter das 
Recht, die Aufhebung oder Minderung einer zu zahlenden Rente zu 
fordern, so ist der Versicherer zur Ausübung dieses Rechts bevoll-
mächtigt. 

6. Begrenzung der Leistungen 
6.1 Die Entschädigungsleistung des Versicherers ist bei jedem Versi-
cherungsfall auf die vereinbarten Versicherungssummen begrenzt. 
Dies gilt auch dann, wenn sich der Versicherungsschutz auf mehrere 
entschädigungspflichtige Personen erstreckt. 
6.2 Sofern nicht etwas anderes vereinbart wurde, sind die Entschädi-
gungsleistungen des Versicherers für alle Versicherungsfälle eines 
Versicherungsjahres auf das Zweifache der vereinbarten Versiche-
rungssummen begrenzt. 
6.3 Mehrere während der Wirksamkeit der Versicherung eintretende 
Versicherungsfälle gelten als ein Versicherungsfall, der im Zeitpunkt 
des ersten dieser Versicherungsfälle eingetreten ist, wenn diese 
 auf derselben Ursache, 
 auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere sachlichem und 

zeitlichem Zusammenhang oder 
 auf der Lieferung von Waren mit gleichen Mängeln beruhen. 

6.4 Falls besonders vereinbart, beteiligt sich der Versicherungsneh-
mer bei jedem Versicherungsfall mit einem im Versicherungsschein 
festgelegten Betrag an der Schadensersatzleistung (Selbstbehalt). 
Soweit nicht etwas anderes vereinbart wurde, ist der Versicherer 
auch in diesen Fällen insoweit zur Abwehr unberechtigter Schadens-
ersatzansprüche verpflichtet. 
6.5 Die Aufwendungen des Versicherers für Kosten werden nicht auf 
die Versicherungssummen angerechnet. 
6.6 Übersteigen die begründeten Haftpflichtansprüche aus einem 
Versicherungsfall die Versicherungssumme, trägt der Versicherer die 
Prozesskosten im Verhältnis der Versicherungssumme zur Gesamt-
höhe dieser Ansprüche. 
6.7 Hat der Versicherungsnehmer an den Geschädigten Rentenzah-
lungen zu leisten und übersteigt der Kapitalwert der Rente die 
Versicherungssumme oder den nach Abzug etwaiger sonstiger Leis-
tungen aus dem Versicherungsfall noch verbleibenden Restbetrag 
der Versicherungssumme, so wird die zu leistende Rente nur im Ver-
hältnis der Versicherungssumme bzw. ihres Restbetrages zum 
Kapitalwert der Rente vom Versicherer erstattet. 

Für die Berechnung des Rentenwertes gilt die entsprechende Vor-
schrift der Verordnung über den Versicherungsschutz in der Kraft-
fahrzeug-Haftpflichtversicherung in der jeweils gültigen Fassung zum 
Zeitpunkt des Versicherungsfalles. 
Bei der Berechnung des Betrages, mit dem sich der Versicherungs-
nehmer an laufenden Rentenzahlungen beteiligen muss, wenn der 
Kapitalwert der Rente die Versicherungssumme oder die nach Abzug 
sonstiger Leistungen verbleibende Restversicherungssumme über-
steigt, werden die sonstigen Leistungen mit ihrem vollen Betrag von 
der Versicherungssumme abgesetzt 
6.8 Falls die von dem Versicherer verlangte Erledigung eines Haft-
pflichtanspruchs durch Anerkenntnis, Befriedigung oder Vergleich 
am Verhalten des Versicherungsnehmers scheitert, hat der Versiche-
rer für den von der Weigerung an entstehenden Mehraufwand an 
Entschädigungsleistung, Zinsen und Kosten nicht aufzukommen. 

7. Ausschlüsse 
Falls im Versicherungsschein oder seinen Nachträgen nicht aus-
drücklich etwas anderes bestimmt ist, sind von der Versicherung 
ausgeschlossen: 
7.1 Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden vor-
sätzlich herbeigeführt haben. 
7.2 Versicherungsansprüche aller Personen, die den Schaden 
dadurch verursacht haben, dass sie in Kenntnis von deren Mangel-
haftigkeit oder Schädlichkeit 
 Erzeugnisse in den Verkehr gebracht oder 
 Arbeiten oder sonstige Leistungen erbracht haben. 

7.3 Haftpflichtansprüche, soweit sie aufgrund Vertrags oder Zusagen 
über den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht des Versicherungsneh-
mers hinausgehen. 
7.4 Haftpflichtansprüche 
(1) des Versicherungsnehmers selbst oder der in Ziffer 7.5 AHB be-
nannten Personen gegen die Mitversicherten, 
(2) zwischen mehreren Versicherungsnehmern desselben Versiche-
rungsvertrages, 
(3) zwischen mehreren Mitversicherten desselben Versicherungsver-
trages. 
Die Ausschlüsse erstrecken sich auch auf Haftpflichtansprüche von 
Angehörigen der dort genannten Personen, die mit diesen in häusli-
cher Gemeinschaft leben. 
7.5 Haftpflichtansprüche gegen den Versicherungsnehmer 
(1) aus Schadenfällen seiner Angehörigen, die mit ihm in häuslicher 
Gemeinschaft leben oder die zu den im Versicherungsvertrag mit-
versicherten Personen gehören; 
Als Angehörige gelten Ehegatten, Lebenspartner im Sinne des Le-
benspartnerschaftsgesetzes oder vergleichbarer Partnerschaften 
nach dem Recht anderer Staaten, Eltern und Kinder, Adoptiveltern 
und -kinder, Schwiegereltern und -kinder, Stiefeltern und -kinder, 
Großeltern und Enkel, Geschwister sowie Pflegeeltern und -kinder 
(Personen, die durch ein familienähnliches, auf längere Dauer ange-
legtes Verhältnis wie Eltern und Kinder miteinander verbunden sind). 
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(2) von seinen gesetzlichen Vertretern oder Betreuern, wenn der 
Versicherungsnehmer eine geschäftsunfähige, beschränkt geschäfts-
fähige oder betreute Person ist; 
(3) von seinen gesetzlichen Vertretern, wenn der Versicherungsneh-
mer eine juristische Person des privaten oder öffentlichen Rechts 
oder ein nicht rechtsfähiger Verein ist; 
(4) von seinen unbeschränkt persönlich haftenden Gesellschaftern, 
wenn der Versicherungsnehmer eine Offene Handelsgesellschaft, 
Kommanditgesellschaft oder Gesellschaft bürgerlichen Rechts ist; 
(5) von seinen Partnern, wenn der Versicherungsnehmer eine einge-
tragene Partnerschaftsgesellschaft ist;  
(6) von seinen Liquidatoren, Zwangs- und Insolvenzverwaltern. 
Die Ausschlüsse unter Ziffer 7.5 (2 bis 6) AHB erstrecken sich auch 
auf Haftpflichtansprüche von Angehörigen der dort genannten Per-
sonen, die mit diesen in häuslicher Gemeinschaft leben. 
7.6 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sachen und al-
len sich daraus ergebenden Vermögensschäden, wenn der Versiche-
rungsnehmer diese Sachen gemietet, geleast, gepachtet, geliehen, 
durch verbotene Eigenmacht erlangt hat oder sie Gegenstand eines 
besonderen Verwahrungsvertrages sind. 
Sind die Voraussetzungen der Ausschlüsse in der Person von Ange-
stellten, Arbeitern, Bediensteten, Bevollmächtigten oder 
Beauftragten des Versicherungsnehmers gegeben, so entfällt gleich-
falls der Versicherungsschutz, und zwar sowohl für den 
Versicherungsnehmer als auch für die durch den Versicherungsver-
trag etwa mitversicherten Personen. 
7.7 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an fremden Sachen und al-
len sich daraus ergebenden Vermögensschäden, wenn 
(1) die Schäden durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des 
Versicherungsnehmers an diesen Sachen (z. B. Bearbeitung, Re-
paratur, Beförderung, Prüfung) entstanden sind; bei unbeweglichen 
Sachen gilt dieser Ausschluss nur insoweit, als diese Sachen oder 
Teile von ihnen unmittelbar von der Tätigkeit betroffen waren; 
(2) die Schäden dadurch entstanden sind, dass der Versicherungs-
nehmer diese Sachen zur Durchführung seiner gewerblichen oder 
beruflichen Tätigkeiten (z. B. als Werkzeug, Hilfsmittel, Materialabla-
gefläche und dgl.) benutzt hat; bei unbeweglichen Sachen gilt dieser 
Ausschluss nur insoweit, als diese Sachen oder Teile von ihnen un-
mittelbar von der Benutzung betroffen waren; 
(3) die Schäden durch eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit des 
Versicherungsnehmers entstanden sind und sich diese Sachen oder 
– sofern es sich um unbewegliche Sachen handelt – deren Teile im 
unmittelbaren Einwirkungsbereich der Tätigkeit befunden haben; 
dieser Ausschluss gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer beweist, 
dass er zum Zeitpunkt der Tätigkeit notwendige Schutz-
vorkehrungen zur Vermeidung von Schäden getroffen hatte. 
Sind die Voraussetzungen der Ausschlüsse in der Person von Ange-
stellten, Arbeitern, Bediensteten, Bevollmächtigten oder 
Beauftragten des Versicherungsnehmers gegeben, so entfällt gleich-
falls der Versicherungsschutz, und zwar sowohl für den 
Versicherungsnehmer als auch für die durch den Versicherungsver-
trag etwa mitversicherten Personen. 
7.8 Haftpflichtansprüche wegen Schäden an vom Versicherungs-
nehmer hergestellten oder gelieferten Sachen, Arbeiten oder 
sonstigen Leistungen infolge einer in der Herstellung, Lieferung oder 

Leistung liegenden Ursache und alle sich daraus ergebenden Ver-
mögensschäden. Dies gilt auch dann, wenn die Schadenursache in 
einem mangelhaften Einzelteil der Sache oder in einer mangelhaften 
Teilleistung liegt und zur Beschädigung oder Vernichtung der Sache 
oder Leistung führt. 
Dieser Ausschluss findet auch dann Anwendung, wenn Dritte im Auf-
trag oder für Rechnung des Versicherungsnehmers die Herstellung 
oder Lieferung der Sachen oder die Arbeiten oder sonstigen Leis-
tungen übernommen haben. 
7.9 Haftpflichtansprüche aus im Ausland vorkommenden Schadene-
reignissen; Ansprüche aus § 110 Sozialgesetzbuch VII sind jedoch 
mitversichert. 
7.10 (a) Ansprüche, die gegen den Versicherungsnehmer wegen 
Umweltschäden gemäß Umweltschadensgesetz oder anderer auf 
der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierender nationa-
ler Umsetzungsgesetze geltend gemacht werden. Dies gilt auch 
dann, wenn der Versicherungsnehmer von einem Dritten aufgrund 
gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts auf 
Erstattung der durch solche Umweltschäden entstandenen Kosten in 
Anspruch genommen wird. 
Der Versicherungsschutz bleibt aber für solche Ansprüche erhalten, 
die auch ohne Bestehen des Umweltschadensgesetzes oder anderer 
auf der EU-Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) basierender nati-
onaler Umsetzungsgesetze bereits aufgrund gesetzlicher 
Haftpflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts gegen den Versi-
cherungsnehmer geltend gemacht werden könnten. 
Dieser Ausschluss gilt nicht im Rahmen der Versicherung privater 
Haftpflichtrisiken. 
(b) Haftpflichtansprüche wegen Schäden durch Umwelteinwirkung. 
Dieser Ausschluss gilt nicht 
(1) im Rahmen der Versicherung privater Haftpflichtrisiken oder 
(2) für Schäden, die durch vom Versicherungsnehmer hergestellte 
oder gelieferte Erzeugnisse (auch Abfälle), durch Arbeiten oder  
sonstige Leistungen nach Ausführung der Leistung oder nach Ab-
schluss der Arbeiten entstehen (Produkthaftpflicht). 
Kein Versicherungsschutz besteht jedoch für Schäden durch Um-
welteinwirkung, die aus der Planung, Herstellung, Lieferung, 
Montage, Demontage, Instandhaltung oder Wartung von 
 Anlagen, die bestimmt sind, gewässerschädliche Stoffe herzustel-

len, zu verarbeiten, zu lagern, abzulagern, zu befördern oder 
wegzuleiten (WHG-Anlagen); 

 Anlagen gemäß Anhang 1 oder 2 zum Umwelthaftungsgesetz 
(UmweltHG-Anlagen); 

 Anlagen, die nach dem Umweltschutz dienenden Bestimmungen 
einer Genehmigungs- oder Anzeigepflicht unterliegen; 

 Abwasseranlagen 
 oder Teilen resultieren, die ersichtlich für solche Anlagen be-

stimmt sind. 

7.11 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die auf Asbest, asbesthal-
tige Substanzen oder Erzeugnisse zurückzuführen sind. 
7.12 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die in unmittelbarem o-
der mittelbarem Zusammenhang stehen mit energiereichen 
ionisierenden Strahlen (z. B. Strahlen von radioaktiven Stoffen oder 
Röntgenstrahlen). 
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7.13 Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die zurückzuführen sind 
auf 
(1) gentechnische Arbeiten, 
(2) gentechnisch veränderte Organismen (GVO),  
(3) Erzeugnisse, die 
 Bestandteile aus GVO enthalten, 
 aus oder mithilfe von GVO hergestellt wurden. 

7.14 Haftpflichtansprüche aus Sachschäden, welche entstehen durch 
(1) Abwässer, soweit es sich nicht um häusliche Abwässer handelt,  
(2) Senkungen von Grundstücken oder Erdrutschungen, 
(3) Überschwemmungen stehender oder fließender Gewässer. 
7.15 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus dem Austausch, der 
Übermittlung und der Bereitstellung elektronischer Daten, soweit es 
sich handelt um Schäden aus 
(1) Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung oder Verände-
rung von Daten,  
(2) Nichterfassen oder fehlerhaftem Speichern von Daten, 
(3) Störung des Zugangs zum elektronischen Datenaustausch,  
(4) Übermittlung vertraulicher Daten oder Informationen. 
7.16 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Persönlichkeits- oder 
Namensrechtsverletzungen. 
7.17 Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Anfeindung, Schikane, 
Belästigung, Ungleichbehandlung oder sonstigen Diskriminierungen. 
7.18 Haftpflichtansprüche wegen Personenschäden, die aus der 
Übertragung einer Krankheit des Versicherungsnehmers resultieren. 
Das Gleiche gilt für Sachschäden, die durch Krankheit der dem Versi-
cherungsnehmer gehörenden, von ihm gehaltenen oder veräußerten 
Tiere entstanden sind. In beiden Fällen besteht Versicherungsschutz, 
wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass er weder vorsätzlich 
noch grob fahrlässig gehandelt hat. 

Beginn des Versicherungsschutzes/Prämienzahlung 

8. Beginn des Versicherungsschutzes 
Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungsschein 
angegebenen Zeitpunkt, wenn der Versicherungsnehmer die erste 
oder einmalige Prämie rechtzeitig im Sinne von Ziffer 9.1 AHB zahlt. 
Die in Rechnung gestellte Prämie enthält die Versicherungsteuer, die 
der Versicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz bestimmten 
Höhe zu entrichten hat. 

9. Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/erste oder  
einmalige Prämie 
9.1 Die erste oder einmalige Prämie ist unverzüglich nach Zugang 
des Versicherungsscheins und der Prämienrechnung fällig. 
Ist die Zahlung der Jahresprämie in Raten vereinbart, gilt als erste 
Prämie nur die erste Rate der ersten Jahresprämie. 
9.2 Zahlt der Versicherungsnehmer die erste oder einmalige Prämie 
nicht rechtzeitig, sondern zu einem späteren Zeitpunkt, beginnt der 
Versicherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt. Das gilt nicht, wenn 
der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht 
zu vertreten hat. Für Versicherungsfälle, die bis zur Zahlung der 

Prämie eintreten, ist der Versicherer nur dann nicht zur Leistung ver-
pflichtet, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mit-
teilung in Textform oder durch einen auffälligen Hinweis im 
Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung der 
Prämie aufmerksam gemacht hat. 
9.3 Zahlt der Versicherungsnehmer die erste oder einmalige Prämie 
nicht rechtzeitig, kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten, so-
lange die Prämie nicht gezahlt ist. Der Versicherer kann nicht 
zurücktreten, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass er die 
Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 

10.   Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Folgeprämie 
10.1 Die Folgeprämien sind, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist, 
am Monatsersten des vereinbarten Prämienzeitraums fällig. Die Zah-
lung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Versicherungsschein o-
der in der Prämienrechnung angegebenen Zeitpunkt erfolgt. 
10.2 Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versi-
cherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass er die 
verspätete Zahlung nicht zu vertreten hat. 
Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug des 
entstandenen Schadens zu verlangen. 
Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versicherer 
dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Textform eine Zah-
lungsfrist bestimmen, die mindestens zwei Wochen betragen muss. 
Die Bestimmung ist nur wirksam, wenn sie die rückständigen Be-
träge der Prämien, Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und die 
Rechtsfolgen angibt, die nach den Ziffern 10.3 und 10.4 AHB mit dem 
Fristablauf verbunden sind. 
10.3 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist 
noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt bis zur 
Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn er mit der Zahlungsauffor-
derung nach Ziffer 10.2 Abs. 3 AHB darauf hingewiesen wurde. 
10.4 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist 
noch mit der Zahlung in Verzug, kann der Versicherer den Vertrag 
ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn er den Versicherungs-
nehmer mit der Zahlungsaufforderung nach Ziffer 10.2 Abs. 3 AHB 
darauf hingewiesen hat. 
Hat der Versicherer gekündigt, und zahlt der Versicherungsnehmer 
danach innerhalb eines Monats den angemahnten Betrag, besteht 
der Vertrag fort. Für Versicherungsfälle, die zwischen dem Zugang 
der Kündigung und der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch 
kein Versicherungsschutz. Die Leistungsfreiheit nach Ziffer 10.3 AHB 
bleibt unberührt. 

11.   Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftermächtigung 
Ist die Einziehung der Prämie von einem Konto vereinbart, gilt die 
Zahlung als rechtzeitig, wenn die Prämie zum Fälligkeitstag einge-
zogen werden kann und der Versicherungsnehmer einer berechtig-
ten Einziehung nicht widerspricht. 
Konnte die fällige Prämie ohne Verschulden des Versicherungsneh-
mers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist die Zahlung auch 
dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich nach einer in Textform 
abgegebenen Zahlungsaufforderung des Versicherers erfolgt. 
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Kann die fällige Prämie nicht eingezogen werden, weil der Versiche-
rungsnehmer die Einzugsermächtigung widerrufen hat, oder hat der 
Versicherungsnehmer aus anderen Gründen zu vertreten, dass die 
Prämie nicht eingezogen werden kann, ist der Versicherer berechtigt, 
künftig Zahlung außerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlangen. 
Der Versicherungsnehmer ist zur Übermittlung der Prämie erst ver-
pflichtet, wenn er vom Versicherer hierzu in Textform aufgefordert 
worden ist. 

12.   Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung 
Ist die Zahlung der Jahresprämie in Raten vereinbart, sind die noch 
ausstehenden Raten sofort fällig, wenn der Versicherungsnehmer 
mit der Zahlung einer Rate im Verzug ist. 
Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährliche Prämienzah-
lung verlangen. 

13.   Prämienregulierung 
13.1 Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung mitzuteilen, 
ob und welche Änderungen des versicherten Risikos gegenüber den 
früheren Angaben eingetreten sind. Diese Aufforderung kann auch 
durch einen Hinweis auf der Prämienrechnung erfolgen. Die Anga-
ben sind innerhalb eines Monats nach Zugang der Aufforderung zu 
machen und auf Wunsch des Versicherers nachzuweisen. Bei unrich-
tigen Angaben zum Nachteil des Versicherers kann dieser vom 
Versicherungsnehmer eine Vertragsstrafe in dreifacher Höhe des 
festgestellten Prämienunterschiedes verlangen. Dies gilt nicht, wenn 
der Versicherungsnehmer beweist, dass ihn an der Unrichtigkeit der 
Angaben kein Verschulden trifft. 
13.2 Aufgrund der Änderungsmitteilung des Versicherungsnehmers 
oder sonstiger Feststellungen wird die Prämie ab dem Zeitpunkt der 
Veränderung berichtigt (Prämienregulierung), beim Wegfall versicher-
ter Risiken jedoch erst ab dem Zeitpunkt des Eingangs der Mitteilung 
beim Versicherer. Die vertraglich vereinbarte Mindestprämie darf 
dadurch nicht unterschritten werden. Alle entsprechend Ziffer 15.1 
AHB nach dem Versicherungsabschluss eingetretenen Erhöhungen 
und Ermäßigungen der Mindestprämie werden berücksichtigt. 
13.3 Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige Mitteilung, 
kann der Versicherer für den Zeitraum, für den die Angaben zu ma-
chen waren, eine Nachzahlung in Höhe der für diesen Zeitraum 
bereits in Rechnung gestellten Prämie verlangen. Werden die Anga-
ben nachträglich gemacht, findet eine Prämienregulierung statt. Eine 
vom Versicherungsnehmer zu viel gezahlte Prämie wird nur zurück-
erstattet, wenn die Angaben innerhalb von zwei Monaten nach 
Zugang der Mitteilung der erhöhten Prämie erfolgten. 
13.4 Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwendung auf 
Versicherungen mit Prämienvorauszahlung für mehrere Jahre. 

 

14.   Prämie bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versicherer, soweit 
durch Gesetz nicht etwas anderes bestimmt ist, nur Anspruch auf 

den Teil der Prämie, der dem Zeitraum entspricht, in dem Versiche-
rungsschutz bestanden hat. 

15.   Prämienangleichung 
15.1 Die Versicherungsprämien unterliegen der Prämienangleichung. 
Soweit die Prämien nach Lohn-, Bau- oder Umsatzsumme berechnet 
werden, findet keine Prämienangleichung statt. Mindestprämien un-
terliegen unabhängig von der Art der Prämienberechnung der 
Prämienangleichung. 
15.2 Ein unabhängiger Treuhänder ermittelt jährlich mit Wirkung für 
die ab dem 1. Juli fälligen Prämien, um welchen Prozentsatz sich im 
vergangenen Kalenderjahr der Durchschnitt der Schadenzahlungen 
aller zum Betrieb der Allgemeinen Haftpflichtversicherung zugelas-
senen Versicherer gegenüber dem vorvergangenen Jahr erhöht oder 
vermindert hat. Den ermittelten Prozentsatz rundet er auf die nächst 
niedrigere, durch fünf teilbare ganze Zahl ab. Als Schadenzahlungen 
gelten dabei auch die speziell durch den einzelnen Schadenfall ver-
anlassten Ausgaben für die Ermittlung von Grund und Höhe der 
Versicherungsleistungen. 
Durchschnitt der Schadenzahlungen eines Kalenderjahres ist die 
Summe der in diesem Jahr geleisteten 
Schadenzahlungen geteilt durch die Anzahl der im gleichen Zeitraum 
neu angemeldeten Schadenfälle. 
15.3 Im Falle einer Erhöhung ist der Versicherer berechtigt, im Falle 
einer Verminderung verpflichtet, die Folgejahresprämie um den sich 
aus Ziffer 15.2 AHB ergebenden Prozentsatz zu verändern (Prämien-
angleichung). Die veränderte Folgejahresprämie wird dem 
Versicherungsnehmer mindestens 1 Monat vor dem Wirksamwerden 
der Prämienerhöhung mit Hinweis auf die Kündigungsmöglichkeit 
bekannt gegeben. 
Hat sich der Durchschnitt der Schadenzahlungen des Versicherers in 
jedem der letzten fünf Kalenderjahre um einen geringeren Prozent-
satz als denjenigen erhöht, den der Treuhänder jeweils für diese Jah-
re nach Ziffer 15.2 AHB ermittelt hat, so darf der Versicherer die 
Folgeprämie nur um den Prozentsatz erhöhen, um den sich der 
Durchschnitt seiner Schadenzahlungen nach seinen unternehmens-
eigenen Zahlen im letzten Kalenderjahr erhöht hat; diese Erhöhung 
darf diejenige nicht überschreiten, die sich nach dem vorstehenden 
Absatz ergeben würde. 
15.4 Liegt die Veränderung nach Ziffer 15.2 oder 15.3 AHB unter 5 
Prozent, entfällt eine Prämienangleichung. Diese Veränderung ist je-
doch in den folgenden Jahren zu berücksichtigen. 
 

Dauer und Ende des Vertrages/Kündigung 

16.   Dauer und Ende des Vertrages 
16.1 Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene Zeit 
abgeschlossen. 
16.2 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert 
sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht dem Vertragspartner 
spätestens drei Monate vor dem Ablauf der jeweiligen Vertragsdauer 
eine Kündigung zugegangen ist. 
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16.3 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der 
Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, zum vorgesehenen 
Zeitpunkt. 
16.4 Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der Ver-
sicherungsnehmer den Vertrag schon zum Ablauf des dritten Jahres 
oder jedes darauf folgenden Jahres kündigen; die Kündigung muss 
dem Versicherer spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweili-
gen Jahres zugegangen sein. 

17.   Wegfall des versicherten Risikos 
Wenn versicherte Risiken vollständig und dauerhaft wegfallen, so er-
lischt die Versicherung bezüglich dieser Risiken. Dem Versicherer 
steht die Prämie zu, die er hätte erheben können, wenn die Versi-
cherung dieser Risiken nur bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden 
wäre, zu dem er vom Wegfall Kenntnis erlangt. 

18.   Kündigung nach Prämienangleichung 
Erhöht sich die Prämie aufgrund der Prämienangleichung gemäß Zif-
fer 15.3 AHB, ohne dass sich der Umfang des Versicherungsschutzes 
ändert, kann der Versicherungsnehmer den Versicherungsvertrag 
innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers 
mit sofortiger Wirkung, frühestens jedoch zu dem Zeitpunkt kündi-
gen, in dem die Prämienerhöhung wirksam werden sollte. Der 
Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der Mitteilung auf das 
Kündigungsrecht hinzuweisen. Die Mitteilung muss dem Versiche-
rungsnehmer spätestens einen Monat vor dem Wirksamwerden der 
Prämienerhöhung zugehen. 
Eine Erhöhung der Versicherungsteuer begründet kein Kündigungs-
recht. 

19.   Kündigung nach Versicherungsfall 
19.1 Das Versicherungsverhältnis kann gekündigt werden, wenn 
 vom Versicherer eine Schadensersatzzahlung geleistet wurde o-

der 
 dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen unter den Ver-

sicherungsschutz fallenden Haftpflichtanspruch gerichtlich 
zugestellt wird. 

Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Textform spätestens 
einen Monat nach der Schadensersatzzahlung oder der Zustellung 
der Klage zugegangen sein. 
19.2 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort 
nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versicherungs-
nehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu einem spä-
teren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende der laufenden 
Versicherungsperiode, wirksam wird. 
Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zu-
gang beim Versicherungsnehmer wirksam. 

20.   Kündigung nach Veräußerung versicherter Unternehmen 
20.1 Wird ein Unternehmen, für das eine Haftpflichtversicherung be-
steht, an einen Dritten veräußert, tritt dieser anstelle des 
Versicherungsnehmers in die während der Dauer seines Eigentums 

sich aus dem Versicherungsverhältnis ergebenden Rechte und 
Pflichten ein. 
Dies gilt auch, wenn ein Unternehmen aufgrund eines Nießbrauchs, 
eines Pachtvertrages oder eines ähnlichen Verhältnisses von einem 
Dritten übernommen wird. 
20.2 Das Versicherungsverhältnis kann in diesem Fall 
 durch den Versicherer dem Dritten gegenüber mit einer Frist von 

einem Monat, 
 durch den Dritten dem Versicherer gegenüber mit sofortiger Wir-

kung oder auf den Schluss der laufenden Versicherungsperiode in 
Textform gekündigt werden. 

20.3 Das Kündigungsrecht erlischt, wenn 
 der Versicherer es nicht innerhalb eines Monats von dem Zeit-

punkt an ausübt, in welchem er vom Übergang auf den Dritten 
Kenntnis erlangt; 

 der Dritte es nicht innerhalb eines Monats nach dem Übergang 
ausübt, wobei das Kündigungsrecht bis zum Ablauf eines Monats 
von dem Zeitpunkt an bestehen bleibt, in dem der Dritte von der 
Versicherung Kenntnis erlangt. 

20.4 Erfolgt der Übergang auf den Dritten während einer laufenden 
Versicherungsperiode und wird das Versicherungsverhältnis nicht 
gekündigt, haften der bisherige Versicherungsnehmer und der Dritte 
für die Versicherungsprämie dieser Periode als Gesamtschuldner. 
20.5 Der Übergang eines Unternehmens ist dem Versicherer durch 
den bisherigen Versicherungsnehmer oder den Dritten unverzüglich 
anzuzeigen. 
Bei einer schuldhaften Verletzung der Anzeigepflicht besteht kein 
Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsfall später als einen 
Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, in dem die Anzeige dem Versi-
cherer hätte zugehen müssen, und der Versicherer den mit dem 
Veräußerer bestehenden Vertrag mit dem Erwerber nicht geschlos-
sen hätte. 
Der Versicherungsschutz lebt wieder auf und besteht für alle Versi-
cherungsfälle, die frühestens einen Monat nach dem Zeitpunkt 
eintreten, in dem der Versicherer von der Veräußerung Kenntnis er-
langt. Dies gilt nur, wenn der Versicherer in diesem Monat von 
seinem Kündigungsrecht keinen Gebrauch gemacht hat. 
Der Versicherungsschutz fällt trotz Verletzung der Anzeigepflicht 
nicht weg, wenn dem Versicherer die Veräußerung in dem Zeitpunkt 
bekannt war, in dem ihm die Anzeige hätte zugehen müssen. 

21.   Kündigung nach Risikoerhöhung aufgrund Änderung  
oder Erlass von Rechtsvorschriften 
Bei Erhöhungen des versicherten Risikos durch Änderung bestehen-
der oder Erlass neuer Rechtsvorschriften ist der Versicherer 
berechtigt, das Versicherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist 
von einem Monat zu kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn 
es nicht innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt an ausgeübt 
wird, in welchem der Versicherer von der Erhöhung Kenntnis erlangt 
hat. 

22.   Mehrfachversicherung 
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22.1 Eine Mehrfachversicherung liegt vor, wenn das Risiko in mehre-
ren Versicherungsverträgen versichert ist. 
22.2 Wenn die Mehrfachversicherung zustande gekommen ist, ohne 
dass der Versicherungsnehmer dies wusste, kann er die Aufhebung 
des später geschlossenen Vertrages verlangen. 
22.3 Das Recht auf Aufhebung erlischt, wenn der Versicherungs-
nehmer es nicht innerhalb eines Monats geltend macht, nachdem er 
von der Mehrfachversicherung Kenntnis erlangt hat. Die Aufhebung 
wird zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die Erklärung, mit der sie 
verlangt wird, dem Versicherer zugeht. 
 

Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 

23.   Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungsneh-
mers 
23.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über gefahrerhebli-
che Umstände 
Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragserklä-
rung dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahrumstände anzuzei-
gen, nach denen der Versicherer in Textform gefragt hat und die für 
den Entschluss des Versicherers erheblich sind, den Vertrag mit dem 
vereinbarten Inhalt zu schließen. Der Versicherungsnehmer ist auch 
insoweit zur Anzeige verpflichtet, als nach seiner Vertragserklärung, 
aber vor Vertragsannahme der Versicherer in Textform Fragen im 
Sinne des Satzes 1 stellt. Gefahrerheblich sind die Umstände, die ge-
eignet sind, auf den Entschluss des Versicherers Einfluss auszuüben, 
den Vertrag überhaupt oder mit dem vereinbarten Inhalt abzu-
schließen. 
Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers 
geschlossen und kennt dieser den gefahrerheblichen Umstand und 
zeigt diesen nicht an, muss sich der Versicherungsnehmer so be-
handeln lassen, als habe er selbst davon Kenntnis gehabt oder dies 
arglistig verschwiegen. 
23.2 Rücktritt 
(1) Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahrerheblichen 
Umständen berechtigen den Versicherer, vom Versicherungsvertrag 
zurückzutreten. 
(2) Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass er oder sein Vertreter die unrichtigen oder 
unvollständigen Angaben weder vorsätzlich noch grob fahrlässig ge-
macht hat. 
Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger Verlet-
zung der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen 
Bedingungen, geschlossen hätte. 
(3) Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Tritt der 
Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls zurück, darf er den 
Versicherungsschutz nicht versagen, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass der unvollständig oder unrichtig angezeigte Um-
stand weder für den Eintritt des Versicherungsfalls noch für die 
Feststellung oder den Umfang der Leistung ursächlich war. Auch in 

diesem Fall besteht aber kein Versicherungsschutz, wenn der Versi-
cherungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt hat. 
Dem Versicherer steht der Teil der Prämie zu, der der bis zum Wirk-
samwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit 
entspricht. 
23.3 Prämienänderung oder Kündigungsrecht 
Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, weil die Ver-
letzung einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz noch auf grober Fahr-
lässigkeit beruhte, kann der Versicherer den Vertrag unter Einhal-
tung einer Frist von einem Monat in Textform kündigen. 
Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungs-
nehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch bei Kennt-
nis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedin-
gungen, geschlossen hätte. 
Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, weil er den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, aber zu 
anderen Bedingungen, geschlossen hätte, werden die anderen Be-
dingungen auf Verlangen des Versicherers rückwirkend Vertragsbe-
standteil. Hat der Versicherungsnehmer die Pflichtverletzung nicht zu 
vertreten, werden die anderen Bedingungen ab der laufenden Versi-
cherungsperiode Vertragsbestandteil. 
Erhöht sich durch die Vertragsanpassung die Prämie um mehr als  
10 % oder schließt der Versicherer die Gefahrabsicherung für den 
nicht angezeigten Umstand aus, kann der Versicherungsnehmer den 
Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Ver-
sicherers fristlos kündigen. 
Der Versicherer muss die ihm nach Ziffer 23.2 und 23.3 AHB zu-
stehenden Rechte innerhalb eines Monats schriftlich geltend 
machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem er von der Ver-
letzung der Anzeigepflicht, die das von ihm geltend gemachte Recht 
begründet, Kenntnis erlangt. Er hat die Umstände anzugeben, auf die 
er seine Erklärung stützt; er darf nachträglich weitere Umstände zur 
Begründung seiner Erklärung abgeben, wenn für diese die Monats-
frist nicht verstrichen ist. 
Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziffern 23.2 und 23.3 
AHB nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte 
Mitteilung in Textform auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung 
hingewiesen hat. 
Der Versicherer kann sich auf die in den Ziffern 23.2 und 23.3 AHB 
genannten Rechte nicht berufen, wenn er den nicht angezeigten Ge-
fahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte. 
23.4 Anfechtung 
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung 
anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall der Anfechtung steht dem 
Versicherer der Teil der Prämie zu, der der bis zum Wirksamwerden 
der Anfechtungserklärung abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 

24.   Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles 
Besonders gefahrdrohende Umstände hat der Versicherungsneh-
mer auf Verlangen des Versicherers innerhalb angemessener Frist zu 
beseitigen. Dies gilt nicht, soweit die Beseitigung unter Abwägung der 
beiderseitigen Interessen unzumutbar ist. Ein Umstand, der zu ei-
nem Schaden geführt hat, gilt ohne weiteres als besonders 
gefahrdrohend. 
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25.   Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles 
25.1 Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer innerhalb einer Wo-
che anzuzeigen. Das Gleiche gilt, wenn gegen den 
Versicherungsnehmer Haftpflichtansprüche geltend gemacht wer-
den. 
25.2 Der Versicherungsnehmer muss nach Möglichkeit für die Ab-
wendung und Minderung des Schadens sorgen. Weisungen des 
Versicherers sind dabei zu befolgen, soweit es für den Versiche-
rungsnehmer zumutbar ist. Er hat dem Versicherer ausführliche und 
wahrheitsgemäße Schadenberichte zu erstatten und ihn bei der 
Schadenermittlung und -regulierung zu unterstützen. Alle Umstände, 
die nach Ansicht des Versicherers für die Bearbeitung des Schadens 
wichtig sind, müssen mitgeteilt sowie alle dafür angeforderten 
Schriftstücke übersandt werden. 
25.3 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein staatsanwaltschaftli-
ches, behördliches oder gerichtliches Verfahren eingeleitet, ein 
Mahnbescheid erlassen oder ihm gerichtlich der Streit verkündet, 
hat er dies unverzüglich anzuzeigen. 
25.4 Gegen einen Mahnbescheid oder eine Verfügung von Verwal-
tungsbehörden auf Schadensersatz muss der Versicherungsnehmer 
fristgemäß Widerspruch oder die sonst erforderlichen Rechtsbehelfe 
einlegen. Einer Weisung des Versicherers bedarf es nicht. 
25.5 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtanspruch 
gerichtlich geltend gemacht, hat er die Führung des Verfahrens dem 
Versicherer zu überlassen. Der Versicherer beauftragt im Namen des 
Versicherungsnehmers einen Rechtsanwalt. Der Versicherungs-
nehmer muss dem Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle erforderlichen 
Auskünfte erteilen und die angeforderten Unterlagen zur Verfügung 
stellen. 

26.   Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten 
26.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus die-
sem Vertrag, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles zu erfüllen 
hat, kann der Versicherer den Vertrag innerhalb eines Monats ab 
Kenntnis von der Obliegenheitsverletzung fristlos kündigen. Der Ver-
sicherer hat kein Kündigungsrecht, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass die Obliegenheitsverletzung weder auf Vorsatz noch 
auf grober Fahrlässigkeit beruhte. 
26.2 Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich verletzt, 
verliert der Versicherungsnehmer seinen Versicherungsschutz. Bei 
grob fahrlässiger Verletzung einer Obliegenheit ist der Versicherer 
berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens 
des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. 
Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versicherungsschutzes 
hat bei Verletzung einer nach Eintritt des Versicherungsfalls beste-
henden Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur Voraussetzung, 
dass der Versicherer den Versicherungsnehmer durch gesonderte 
Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. 
Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Obliegenheit nicht 
grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versicherungsschutz beste-
hen. 
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegenheit weder 
für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalls noch für 

die Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden 
Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsneh-
mer die Obliegenheit arglistig verletzt hat. 
Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig davon, ob der 
Versicherer ein ihm nach Ziffer 26.1 AHB zustehendes Kündigungs-
recht ausübt. 

Weitere Bestimmungen 

27.   Mitversicherte Personen 
27.1 Erstreckt sich die Versicherung auch auf Haftpflichtansprüche 
gegen andere Personen als den Versicherungsnehmer selbst, sind 
alle für ihn geltenden Bestimmungen auf die Mitversicherten ent-
sprechend anzuwenden. Die Bestimmungen über die 
Vorsorgeversicherung (Ziffer 4 AHB) gelten nicht, wenn das neue Ri-
siko nur in der Person eines Mitversicherten entsteht. 
27.2 Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag steht 
ausschließlich dem Versicherungsnehmer zu. Er ist neben den Mit-
versicherten für die Erfüllung der Obliegenheiten verantwortlich. 

28.   Abtretungsverbot 
Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen Feststellung 
ohne Zustimmung des Versicherers weder abgetreten noch ver-
pfändet werden. Eine Abtretung an den geschädigten Dritten ist 
zulässig. 

29.   Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung 
29.1 Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärungen 
sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers oder an die im Versi-
cherungsschein oder in dessen Nachträgen als zuständig bezeichne-
te Geschäftsstelle gerichtet werden. 
29.2 Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner Anschrift 
dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Willenserklärung, 
die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzugeben ist, die Absen-
dung eines eingeschriebenen Briefes an die letzte dem Versicherer 
bekannte Anschrift. Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung 
des Briefes als zugegangen. Dies gilt entsprechend für den Fall einer 
Namensänderung des Versicherungsnehmers. 
29.3 Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung für seinen Ge-
werbebetrieb abgeschlossen, finden bei einer Verlegung der 
gewerblichen Niederlassung die Bestimmungen der Ziffer 29.2 AHB 
entsprechende Anwendung. 

 

30.   Verjährung 
30.1 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei 
Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach den allgemeinen Vor-
schriften des Bürgerlichen Gesetzbuches. 
30.2 Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem Versi-
cherer angemeldet worden, ist die Verjährung von der Anmeldung 
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bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem die Entscheidung des Versi-
cherers dem Anspruchsteller in Textform zugeht. 

31.   Zuständiges Gericht 
31.1 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versiche-
rer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz des 
Versicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen 
Niederlassung. Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, 
ist auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versiche-
rungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz oder, in 
Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 
31.2 Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müssen 
Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen ihn bei dem Gericht er-
hoben werden, das für seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines 
solchen, den Ort seines gewöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. Ist 
der Versicherungsnehmer eine juristische Person, bestimmt sich das 
zuständige Gericht auch nach dem Sitz oder der Niederlassung des 
Versicherungsnehmers. Das Gleiche gilt, wenn der Versicherungs-
nehmer eine Offene Handelsgesellschaft, Kommanditgesellschaft, 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder eine eingetragene Partner-
schaftsgesellschaft ist. 
31.3 Sind der Wohnsitz oder der gewöhnliche Aufenthalt im Zeit-
punkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die 
gerichtliche Zuständigkeit für Klagen aus dem Versicherungsvertrag 
gegen den Versicherungsnehmer nach dem Sitz des Versicherers 
oder seiner für den Versicherungsvertrag zuständigen Niederlas-
sung. 

32.   Anzuwendendes Recht 
Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 
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1. Versichert ist –  
im Rahmen der Allgemeinen Versicherungsbedingungen zur Haft-
pflichtversicherung (AHB) und der nachstehenden Besonderen 
Bedingungen – die gesetzliche Haftpflicht von Ihnen als 

Privatperson 

aus den Gefahren des täglichen Lebens. Insbesondere ist die gesetz-
liche Haftpflicht als Familien- und Haushaltsvorstand (z. B. aus der 
Aufsichtspflicht über Minderjährige) oder als Dienstherr der im 
Haushalt tätigen Personen versichert. 
Nicht versichert ist die gesetzliche Haftpflicht von Ihnen aus 
 den Gefahren eines Dienstes, Betriebes, Berufes oder Amtes 

(auch Ehrenamtes – siehe jedoch Ziffer 7.1), einer verantwortli-
chen Betätigung in Vereinigungen aller Art 

 oder einer ungewöhnlichen oder einer gefährlichen Beschäfti-
gung. 

2. Versicherte Personen 
Es wird zwischen Familien- und Singledeckung unterschieden – Sin-
gledeckung siehe Ziffer 3.  
In der Familiendeckung sind mitversichert: 
2.1 Ihr Ehepartner oder Ihr eingetragener Lebenspartner 
Eingetragener Lebenspartner ist derjenige, der mit Ihnen in einer 
eingetragenen Lebenspartnerschaft im Sinne des Lebenspartner-
schaftsgesetzes oder einer vergleichbaren Partnerschaft nach dem 
Recht anderer Staaten lebt. 
2.2 Eheähnliche Gemeinschaft/Gleichgeschlechtliche Lebensgemein-
schaft 
 Voraussetzungen: 
 Sie leben mit Ihrem Partner in einer häuslichen Gemeinschaft. 
 Sie und der mitversicherte Partner müssen unverheiratet sein. 
 Der mitversicherte Partner muss in der Police namentlich benannt 

werden. 

Die Mitversicherung für den Partner und dessen Kinder, die nicht 
auch die Kinder von Ihnen sind, endet mit der Aufhebung der häusli-
chen Gemeinschaft zwischen Ihnen und Ihrem Partner. 
2.3 Kinder und minderjährige Personen (gilt für den Personenkreis 
nach Ziffer 2.1 und 2.2) 
2.3.1 Ihre unverheirateten und nicht in einer eingetragenen Lebens-
partnerschaft lebenden Kinder (auch Stief-, Adoptiv- und 
Pflegekinder. 
Volljährige Kinder jedoch nur während der 
 ersten abgeschlossenen Schulausbildung 
 Ableistung des freiwilligen Wehrdienstes, des Bundesfreiwilligen-

dienstes oder eines freiwilligen, sozialen oder ökologischen Jahres 
 beruflichen Erstausbildung: Lehre und/oder Studium, auch Ba-

chelor und unmittelbar angeschlossenem Masterstudiengang, 
nicht Referendarzeit, Fortbildungsmaßnahmen und dgl. 

 ununterbrochenen Wartezeit vor, während oder im Anschluss an 
die Berufsausbildung. Verlängerter Versicherungsschutz 

Nach Beendigung der Schul-/beruflichen Erstausbildung bleibt der 
Versicherungsschutz für maximal ein Jahr bestehen, falls im unmittel-
baren Anschluss an diese Ausbildungsmaßnahme eine Arbeitslosig-
keit bzw. Wartezeit eintreten sollte – auch wenn zur Überbrückung 
eine Aushilfstätigkeit ausgeübt wird. 
2.3.2 In häuslicher Gemeinschaft mit Ihnen lebende, unverheiratete 
und nicht in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft lebende pfle-
gebedürftige Kinder (auch Stief-, Adoptiv- und Pflegekinder), die 
geistig und körperlich behindert oder psychisch erkrankt sind; 
2.4 Weitere Angehörige 
Ein mit Ihnen, Ihrem Ehepartner oder eingetragenen Lebenspartner 
oder Lebenspartner in häuslicher Gemeinschaft lebender pflegebe-
dürftiger (mindestens Pflegestufe I im Sinne der Sozialen Pflegeversi-
cherung) Angehöriger. 
Als Angehörige gelten Eltern und Kinder, Adoptiveltern und -kinder, 
Schwiegereltern und -kinder, Stiefeltern und -kinder, Großeltern und 
Enkel, Geschwister sowie Pflegeeltern und -kinder. 
Versicherungsschutz aus diesem Vertrag wird nur geboten, soweit 
keine andere Privat-Haftpflichtversicherung für diese Personen be-
steht. 
2.5 Sonstige Personen 
Die gesetzliche Haftpflicht von Personen, die bis zu einem Zeitraum 
von einem Jahr in den Familienverbund eingegliedert werden (z. B. 
Au-Pair, Austauschschüler), soweit nicht anderweitig Versicherungs-
schutz besteht. 
2.6 Fortsetzung nach Ihrem Tod 
Für Ihren mitversicherten Ehepartner, eingetragenen Lebenspartner, 
Partner einer eheähnlichen Gemeinschaft oder Lebenspartner 
und/oder unverheiratete und nicht in einer eingetragenen Lebens-
partnerschaft lebende Kinder besteht der bedingungsgemäße 
Versicherungsschutz im Fall Ihres Todes bis zur nächsten Prämienfäl-
ligkeit fort. 
Wird die nächste Prämienrechnung durch eine der oben genannten 
Personen eingelöst, so wird diese Versicherungsnehmer. 

3. Singledeckung 
Der Versicherungsschutz erstreckt sich ausschließlich auf Sie als al-
lein lebende Person (ohne Kind). 
Die in Ziffer 2.1– 2.4 genannten Personen sind nicht mitversichert. 
Die Bestimmungen der Ziffer 2.5 entfallen. 
Die vereinbarte Prämie gilt – vorbehaltlich einer Prämienangleichung 
gemäß Ziffer 15 AHB – solange Sie ledig und/oder nicht kraft Geset-
zes zur Führung der Aufsicht über eine minderjährige oder geistig 
bzw. körperlich behinderte Person verpflichtet sind. Heiraten Sie, ge-
hen eine eingetragene Lebenspartnerschaft ein oder nehmen eine 
Person in Ihren Haushalt auf, die unter Ziffer 2.1 und 2.2 fällt, be-
steht weiterhin Versicherungsschutz. 
Sie sind verpflichtet, uns diese Änderung unverzüglich zu melden. 
Mit dem Zeitpunkt der Änderung ist die Prämie zu bezahlen, die sich 
aus unserem gültigen Tarif für die Familien-Privat-
Haftpflichtversicherung mit dem bis zu diesem Zeitpunkt vereinbar-
ten Deckungsumfang ergibt. 
 

05 
BESONDERE BEDINGUNGEN FÜR DIE PRIVAT-HAFTPFLICHTVERSICHERUNG  
Premium-Schutz 
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4. Gegenseitige Haftpflichtansprüche 
Ausgeschlossen bleiben Haftpflichtansprüche 
 von Ihnen gegen mitversicherte Personen 
 mitversicherter Personen gegen Sie 
 mitversicherter Personen untereinander. 

Mitversichert sind jedoch Regressansprüche aus übergegangenem 
Recht von Trägern der Sozialversicherung und Sozialhilfe, privaten 
Krankenversicherungsträgern, privaten und öffentlichen Arbeitge-
bern/Dienstherren wegen Personenschäden. 

5. Weitere Personen (gilt auch für Single-Deckung) 
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht folgender Personen ge-
genüber Dritten aus dieser Tätigkeit: 
 in Ihrem Haushalt tätige Personen 
 Personen, die den versicherten Personen bei Notfällen freiwillig 

Hilfe leisten. Ersetzt werden auch Aufwendungen, die dem Helfer 
durch die freiwillige Hilfeleistung für die versicherten Personen 
entstanden sind. 

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden, bei 
denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten gemäß Sozi-
algesetzbuch (SGB) VII handelt. 

6. Leistung bei fehlender Haftung 
6.1. Schäden durch deliktunfähige Kinder 
Für Schäden, die durch die mitversicherten Kinder verursacht wer-
den, werden wir uns nicht auf eine Deliktunfähigkeit von versicherten 
Personen berufen, sofern Sie dies wünschen und kein anderer Versi-
cherer (z. B. Sozialversicherungsträger, Kaskoversicherer) ganz oder 
teilweise leistungspflichtig ist. 
Wir behalten uns Rückgriffsansprüche (Regresse) wegen unserer 
Aufwendungen gegen Schadensersatzpflichtige Dritte (z. B. wegen 
Aufsichtspflichtverletzung) vor, soweit sie nicht Versicherte dieses 
Vertrages sind. 
Unsere Höchstersatzleistung ist im Rahmen der in diesem Vertrag 
vereinbarten Deckungssumme je Versicherungsfall auf 10.000,- EUR 
für derartige Sach- und Vermögensschäden begrenzt. Für Personen-
schäden steht die vereinbarte Deckungssumme des Vertrages zur 
Verfügung. Die vereinbarten Deckungssummen des Vertrages stehen 
zweifach für alle Schäden eines Versicherungsjahres zur Verfügung. 

7. Mitversicherte Tätigkeiten 
7.1 Ehrenamtliche Tätigkeit/Freiwilligenarbeit 
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus einer nicht hoheitlichen 
ehrenamtlichen Tätigkeit oder unentgeltlichen Freiwilligenarbeit auf-
grund eines sozialen Engagements. 
Hierunter fällt z. B. die Mitarbeit 
 in der Kranken- und Altenpflege, der Behinderten-, Kirchen- und 

Jugendarbeit 
 in Vereinen, Bürgerinitiativen, Parteien und Interessenverbänden 
 bei der Freizeitgestaltung in Sportvereinigungen, Musikgruppen, 

bei Pfadfindern oder gleichartig organisierten Gruppen. 

Erlangen Sie Versicherungsschutz aus einem anderen Haftpflichtver-
sicherungsvertrag (z. B. Vereins- oder Betriebshaftpflicht), entfällt der 
Versicherungsschutz aus diesem Vertrag. 
Nicht versichert sind die Gefahren aus der Ausübung von 
 öffentlichen/hoheitlichen Ehrenämtern, wie z. B. als Bürgermeis-

ter, Gemeinderatsmitglied, Schöffe, Laienrichter, Prüfer für 
Kammern, Angehöriger der Freiwilligen Feuerwehr 

 wirtschaftlichen Ehrenämtern mit beruflichem Charakter, wie z. B. 
als Betriebs- und Personalrat, Versichertenältester, Vertrauens-
person nach § 40 SGB IV, beruflicher Betreuer nach § 1897 (6) 
BGB. 

7.2 Tätigkeit als Tagesmutter/Tageseltern/Babysitter 
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht von Ihnen und den mit-
versicherten Personen aus der Tätigkeit als Tagesmutter (Tagesel-
tern/Babysitter), insbesondere aus der übernommenen Beaufsichti-
gung von bis zu acht fremden minderjährigen Kindern. 
Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn es sich um eine be-
rufliche Tätigkeit handelt. 
Nicht versichert ist die Ausübung dieser Tätigkeit in Betrieben und 
Institutionen, wie z. B. Kindergärten, Kinderhorten oder Kinderta-
gesstätten. 
Der Versicherungsschutz umfasst die Betreuung, Erziehung und Auf-
sichtsführung der Kinder im eigenen oder fremden Haushalt sowie 
die Ausgabe von Speisen und Getränken. 
Mitversichert sind Spaziergänge und kleinere Ausflüge, nicht jedoch 
die Durchführung von Reisen und die damit verbundenen Aufenthal-
te in Herbergen und Heimen. 
Mitversichert ist die gleichartige gesetzliche Haftpflicht der fremden 
Kinder während der Obhut bei den Tageseltern. Erlangt das Tages-
kind Versicherungsschutz aus einem anderen Haftpflichtversiche-
rungsvertrag, entfällt der Versicherungsschutz aus diesem Vertrag. 
Eingeschlossen sind – in teilweiser Abweichung von Ziffer 4 dieser 
Bedingung und Ziffer 7.4 und 7.5 AHB – auch Haftpflichtansprüche 
 der Tageskinder untereinander, sofern es sich nicht um Geschwis-

ter handelt 
 der Tageskinder gegenüber den Tageseltern und deren eigenen 

Kindern wegen Personenschäden. 

Erlangt das Kind Versicherungsschutz aus einem anderen Haft-
pflichtversicherungsvertrag, entfällt der Versicherungsschutz aus 
diesem Vertrag. 

8. Aus- und Fortbildung 
8.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht 
 aus der Teilnahme am fachpraktischen Unterricht in allgemeinbil-

denden Schulen, Fach-, Gesamt- bzw. Hochschulen oder 
Universitäten (wie z. B. Laborarbeiten) 

 aus der Teilnahme an Betriebspraktika. 

Unsere Höchstersatzleistung beträgt für Sachschäden je Versiche-
rungsfall 10.000,- EUR und steht zweifach für alle Schäden eines 
Versicherungsjahres zur Verfügung. 
8.2 Hierbei ist mitversichert – abweichend von Ziffer 2 und 7.6 AHB – 
die gesetzliche Haftpflicht aus der Beschädigung oder Vernichtung 
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von Ausbildungsgegenständen, Lehrgeräten, Laborgeräten (auch 
Maschinen), die von den Schulen, Universitäten, Berufs- oder Fach-
akademien zur Verfügung bzw. bereitgestellt wurden. 
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Abnutzung, Ver-
schleißes und übermäßiger Beanspruchung sowie Schäden an 
Leihbüchern. 
Unsere Ersatzleistung beträgt für diese Deckungserweiterung im 
Rahmen der Versicherungssumme für Sachschäden je Versiche-
rungsfall 2.000,- EUR und steht zweifach für alle Schäden eines 
Versicherungsjahres zur Verfügung. 

9. Schäden an gemieteten Sachen 
9.1 Mietsachschäden an Gebäuden 
(1) Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.6 AHB – die gesetzli-
che Haftpflicht aus der Beschädigung von Wohnräumen und 
sonstigen zu privaten Zwecken gemieteten Räumen in Gebäuden 
einschließlich dazugehöriger Balkone, Terrassen und Loggien und al-
le sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 
(2) Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen 
 Abnutzung, Verschleißes und übermäßiger Beanspruchung 
 Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und Warmwasserbe-

reitungsanlagen sowie an Elektro- und Gasgeräten und allen sich 
daraus ergebenden Vermögensschäden 

 Glasschäden, soweit Sie sich hiergegen besonders versichern 
können 

 Schäden infolge von Schimmelbildung 
 Rückgriffsansprüchen, die unter den Regressverzicht nach dem 

Abkommen der Feuerversicherer bei übergreifenden Schadener-
eignissen fallen (auf Wunsch wird der Wortlaut des 
Feuerregressverzichtsabkommens ausgehändigt). 

9.2 Mietsachschäden an Einrichtungsgegenständen 
(1) Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.6 AHB – die gesetzli-
che Haftpflicht aus der Beschädigung von beweglichen 
Einrichtungsgegenständen (z. B. Mobiliar, Heimtextilien, Geschirr) in 
Ferienunterkünften (z. B. Ferienwohnung, Ferienhaus, Hotelzimmer, 
Schiffskabinen, Zugabteilen) und alle sich daraus ergebenden Ver-
mögensschäden. 
(2) Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen 
 Abnutzung, Verschleißes und übermäßiger Beanspruchung 
 Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und Warmwasserbe-

reitungsanlagen sowie an Elektro- und Gasgeräten und allen sich 
daraus ergebenden Vermögensschäden 

 Glasschäden, soweit Sie sich hiergegen besonders versichern 
können 

 Schäden infolge von Schimmelbildung, 
 Rückgriffsansprüche, die unter den Regressverzicht nach dem Ab-

kommen der Feuerversicherer bei übergreifenden 
Schadenereignissen fallen (auf Wunsch wird der Wortlaut des 
Feuerregressverzichtsabkommens ausgehändigt). 

10.   Freizeit 
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht 
10.1 aus dem Besitz und Gebrauch von Fahrrädern (auch Elektro-
fahrrädern siehe Ziffer 11.1 c). Mitversichert ist die Teilnahme an 
Radrennen und der Vorbereitung hierzu, an denen Sie privat und 
nicht als Lizenzfahrer teilnehmen, soweit hierfür kein anderweitiger 
Versicherungsschutz besteht 
10.2 aus der Ausübung von Sport, ausgenommen ist eine jagdliche 
Betätigung. Kein Versicherungsschutz besteht für Haftpflichtansprü-
che infolge Teilnahme an Pferde- oder Kraftfahrzeugrennen sowie 
die Vorbereitung hierzu (Training) 
10.3 aus dem erlaubten privaten Besitz und dem Gebrauch von 
Hieb-, Stoß- und Schusswaffen sowie Munition und Geschossen, 
nicht jedoch zu Jagdzwecken oder zu strafbaren Handlungen 
10.4 für Schäden durch das erlaubte Abbrennen eines privaten 
Kleinfeuerwerks. Kleinfeuerwerke sind gemäß § 6 Abs. 3 der Ersten 
Verordnung zum Sprengstoffgesetz (1. SprngV) pyrotechnische Ge-
genstände der Klasse II. 

11.   Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeuge 
Versichert ist die Haftpflicht des Eigentümers, Besitzers, Halters oder 
Führers eines Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeuges oder Kraftfahr-
zeuganhängers wegen Schäden, die durch den Gebrauch des 
Fahrzeuges verursacht werden. Diese Fahrzeuge dürfen nicht der 
Versicherungspflicht unterliegen, der Gebrauch darf nur von einem 
berechtigten Fahrer erfolgen. Sie bzw. der Verfügungsberechtigte 
sind verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem 
Fahrer benutzt wird, der nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat. 
Für diese Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeuge gelten nicht die Aus-
schlüsse in Ziffer 3.1 (2) AHB und in Ziffer 4.3 (1) AHB. 
Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind Kfz- und Motor-
bootrennen sowie Vorbereitungen hierzu. 
11.1. Kraftfahrzeuge 
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers 
wegen Schäden, die verursacht werden durch den Gebrauch aus-
schließlich von folgenden nicht versicherungspflichtigen: 
a) nur auf nicht öffentlichen Wegen und Plätzen verkehrenden Kraft-
fahrzeugen und Arbeitsmaschinen ohne Rücksicht auf eine bauart-
bedingte Höchstgeschwindigkeit 
b) Kraftfahrzeugen mit nicht mehr als 6 km/h bauartbedingter 
Höchstgeschwindigkeit 
c) Elektrofahrrädern, motorgetriebenen Kinderfahrzeugen, Golfwa-
gen, motorgetriebenen Krankenfahrstühlen 
d) selbstfahrenden Arbeitsmaschinen mit nicht mehr als 20 km/h 
Höchstgeschwindigkeit (wie z. B. Aufsitzrasenmähern oder Schnee-
räumern) 
e) Kraftfahrzeug-Anhängern. 
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11.2 Gebrauch von Luftfahrzeugen 
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers 
wegen Schäden, die verursacht werden durch den Gebrauch aus-
schließlich von nicht versicherungspflichtigen: 
 Luftfahrzeugen; 
 Flugmodellen, unbemannten Ballonen und Drachen, die nicht 

durch Motoren oder Treibsätze angetrieben werden und deren 
Fluggewicht 5 kg nicht übersteigt; 

11.3 Modellfahrzeuge 
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers 
wegen Schäden, die verursacht werden durch den Gebrauch aus-
schließlich von nicht versicherungspflichtigen ferngelenkten Land- 
und Wasser-Modellfahrzeugen. 

12.   Mitversicherte Tiere 
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht als Halter oder Hüter von 
 zahmen Haustieren, wie z. B. Katzen, Kaninchen, Tauben 
 gezähmten Kleintieren, wie z. B. Singvögeln, Papageien, Hamstern, 

Meerschweinchen, Fröschen, Kröten, Schildkröten, Mäusen 
 Bienen 
 im eigenen Haushalt gemäß den gesetzlichen Bestimmungen art-

gerecht gehaltenen wilden Kleintieren, wie z. B. Spinnen, 
Skorpionen, Schlangen, Eidechsen, Leguanen, Geckos, Waranen, 
Chamäleons und Wanderratten. 

Nicht versichert ist das Halten von Hunden, Rindern, Pferden, sonsti-
gen Reit- und Zugtieren, sonstigen wilden Tieren sowie von Tieren, 
die zu gewerblichen oder landwirtschaftlichen Zwecken gehalten 
werden – (gegebenenfalls ist hierfür gesondert Versicherungsschutz 
zu beantragen). 
Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht 
 als nicht gewerbsmäßiger Hüter fremder Hunde 
 als Halter eines ausgebildeten Blindenhundes und Behinderten-

begleithundes, soweit Versicherungsschutz nicht über eine 
Tierhalter-Haftpflichtversicherung besteht. 

Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche der Tierhalter oder 
-eigentümer sowie Fuhrwerkseigentümer, es sei denn, es handelt 
sich um Personenschäden. 

13.   Auslandsschäden 
Als Europa gilt hier: Europa im geographischen Sinn zuzüglich der 
außereuropäischen Anliegerstaaten des Mittelmeeres, der Kanari-
schen Inseln, der Azoren und Madeira. 
13.1 Auslandsaufenthalt 
Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.9 AHB – die gesetzliche 
Haftpflicht aus im Ausland vorkommenden Versicherungsfällen, 
 die auf eine versicherte Handlung im Inland bzw. auf ein im Inland 

bestehendes versichertes Risiko zurückzuführen sind, 
 die bei einem vorübergehenden Auslandsaufenthalt bis zu 3 Jah-

ren eingetreten sind. 

Bei in den USA/US-Territorien und Kanada eintretenden Versiche-
rungsfällen oder dort geltend gemachten Ansprüchen werden – 
abweichend von Ziffer 6.5 AHB – unsere Aufwendungen für Kosten 
als Leistungen auf die Versicherungssumme angerechnet. 
Kosten sind: Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskos-
ten, Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung des Schadens 
bei oder nach Eintritt des Versicherungsfalles sowie Schadenermitt-
lungskosten, auch Reisekosten, die uns nicht selbst entstehen. Das 
gilt auch dann, wenn die Kosten auf unsere Weisung hin entstanden 
sind. 
Vom Versicherungsschutz ausgenommen sind Ansprüche auf Ent-
schädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive oder 
exemplary damages. 
Unsere Leistung erfolgt in Euro. Soweit der Zahlungsort außerhalb 
der Staaten liegt, die der Europäischen Währungsunion angehören, 
gelten unsere Verpflichtungen mit dem Zeitpunkt erfüllt, in dem der 
Euro-Betrag bei einem in der Europäischen Währungsunion gelege-
nen Geldinstitut angewiesen ist. 

14.   Forderungsausfallversicherung 
14.1 Gegenstand des Versicherungsschutzes 
Hat ein Versicherter (Sie oder eine mitversicherte Person nach Ziffer 
2.1 (1) bis (4) zur Privat-Haftpflichtversicherung) 
 wegen Personen- oder Sachschäden berechtigte Schadensersatz-

ansprüche 
 und kann er diese berechtigten Forderungen gegen den Scha-

densersatzpflichtigen nicht oder nicht voll durchsetzen, 

so stellen wir ihn so, als hätte der Schadensersatzpflichtige als Versi-
cherter Versicherungsschutz im Rahmen und Umfang der diesem 
Vertrag zugrunde liegenden AHB und dieser zusätzlichen Bedingung. 
Daher finden im Rahmen der Forderungsausfalldeckung für die Per-
son des Schädigers auch die Risikobeschreibungen und Ausschlüsse 
Anwendung, die für Sie gelten. 
Wir prüfen die Haftpflicht und leisten den Ersatz der Entschädigung, 
welche der Schadensersatzpflichtige aufgrund gesetzlicher Haft-
pflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts nach deutschem 
Recht zu erbringen hat. Der Schadensersatzpflichtige oder sonstige 
Dritte haben keine Rechte aus diesem Versicherungsvertrag. 
Darüber hinaus besteht Versicherungsschutz für Schadensersatzan-
sprüche, die aus der Eigenschaft des Schädigers als nicht gewerbs-
mäßiger Tierhalter oder Tierhüter entstanden sind. 
14.2 Umfang des Versicherungsschutzes 
Versicherungsschutz besteht für Personen-, Sach- und mitversicher-
te Vermögensschäden 
a) infolge von Schadenereignissen, die während der Wirksamkeit die-
ses Vertrages – abweichend von Ziffer 13.1 – in einem europäischen 
Land auftreten 
b) und zwar für den Ausfall der berechtigten Forderungen bis zur 
Höhe der vereinbarten Deckungssummen je Schadenereignis. 
Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle eines Versicherungs-
jahres beträgt das Doppelte der vereinbarten Deckungssumme. 
Versicherungsfall ist das Schadenereignis, das Haftpflichtansprüche 
nach Ziffer 1 zur Folge haben könnte. 
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14.3 Leistungsvoraussetzungen 
Voraussetzung für eine Versicherungsleistung ist, dass 
(1) der Schadensersatzpflichtige zahlungs-/leistungsunfähig ist; dies 
liegt vor, wenn aufgrund eines Urteils nach einem streitigen Ver-
fahren oder eines Vergleichs vor einem ordentlichen Gericht eines 
Mitgliedstaates der EU 
 eine Zwangsvollstreckung nicht zur vollen Befriedigung geführt hat 
 ein gegen den Schadensersatzpflichtigen durchgeführtes Kon-

kurs-, Vergleichs- oder Insolvenzverfahren nicht zur vollen 
Befriedigung geführt hat oder ein solches Verfahren mangels 
Masse abgelehnt wurde. 

 (2) uns nach Feststehen der Zahlungs-/Leistungsunfähigkeit des 
Schadensersatzpflichtigen alle Umstände des Versicherungsfalles 
ausführlich, wahrheitsgemäß und unverzüglich gemeldet werden, 
und wir die gesetzliche Haftpflicht des Schadensersatzpflichtigen an-
erkennen. 
(3) an uns die Ansprüche gegen den Schadensersatzpflichtigen in 
Höhe der Versicherungsleistung abgetreten werden, die vollstreck-
bare Ausfertigung des Urteils oder Vergleichs ausgehändigt und an 
deren erforderliche Umschreibung auf uns mitgewirkt wird. 
Die Leistungsvoraussetzungen sind uns zu belegen und nachzuwei-
sen (z. B. Zeitpunkt, Ursache, Hergang, Art und Höhe der Schäden, 
Höhe des Forderungsausfalls, Vorlage eines rechtskräftigen Urteils, 
eines Vollstreckungsprotokolls oder sonstiger für die Beurteilung er-
heblicher Schriftstücke). 
14.4 Ausschlüsse 
(1) Kein Versicherungsschutz besteht für Gefahren, die dem Bereich 
eines Betriebes, Gewerbes, Berufes, Dienstes oder Amtes (auch Eh-
renamtes) des Schadensersatzpflichtigen zuzurechnen sind. 
(2) Nicht versichert sind Ansprüche wegen Schäden 
 die der Schädiger durch vorsätzliches Handeln herbeigeführt hat 
 die in ursächlichem Zusammenhang mit Nuklear- und genetischen 

Schäden, Krieg, Aufruhr, inneren Unruhen, Streik, Aussperrung 
oder Erdbeben stehen 

 an Immobilien, für die bedingungsgemäß kein Versicherungs-
schutz besteht 

 an Sachen, die (auch) dem Bereich eines Betriebes, Gewerbes, Be-
rufes, Dienstes oder Amtes (auch Ehrenamtes) eines Versicherten 
zuzurechnen sind. 

Der Versicherungsschutz erstreckt sich nicht auf 
 Verzugszinsen, Vertragsstrafen, Kosten der Rechtsverfolgung 
 Schäden, zu deren Ersatz 

a) bei einem Dritten Leistungen beantragt werden können oder ein 
Dritter Leistungen zu erbringen hat (z. B. aus einer Hausratversi-
cherung) 
b) ein Sozialversicherungsträger Leistungen zu erbringen hat; auch 
nicht, soweit es sich um Rückgriffs-, Beteiligungsansprüche o. Ä. von 
Dritten handelt 
 Forderungen aufgrund eines gesetzlichen oder vertraglichen For-

derungsübergangs 

 Ansprüche, soweit sie darauf beruhen, dass berechtigte Einwen-
dungen oder begründete Rechtsmittel nicht oder nicht rechtzeitig 
vorgebracht oder eingelegt wurden. 

15.   Abhandenkommen von fremden Schlüsseln 
15.1 Private Schlüssel 
Eingeschlossen ist – in Ergänzung zu Ziffer 2.2 AHB und abweichend 
von Ziffer 7.6 AHB – die gesetzliche Haftpflicht aus dem Abhanden-
kommen von fremden, zu privaten Zwecken überlassenen, Schlüs-
seln. Hierzu zählen: 
 private Haus- und Wohnungsschlüssel inkl. Garagen-, Keller- und 

Nebenraumschlüssel zur Miet- und Eigentumswohnung (auch  
Generalhauptschlüssel für eine zentrale Schließanlage), die sich 
rechtmäßig in Gewahrsam des Versicherten befunden haben. 

 Hotelschlüssel und Codekarten, soweit sie Schlüsselfunktion ha-
ben 

 fremde Möbel-, Tresor- und Kfz-Schlüssel 
 Vereinsschlüssel 
 Schlüssel, die im Zusammenhang mit einer ehrenamtlichen Frei-

willigenarbeit überlassen wurden. 

Der Versicherungsschutz beschränkt sich auf gesetzliche Haftpflicht-
ansprüche wegen der Kosten für die notwendige Auswechselung von 
Schlössern und Schließanlagen sowie für vorübergehende Siche-
rungsmaßnahmen (Notschloss) und einen Objektschutz bis zu 14 
Tagen, gerechnet ab dem Zeitpunkt, an welchem der Verlust des 
Schlüssels festgestellt wurde. 
Ausgeschlossen bleiben 
 Haftpflichtansprüche aus allen sonstigen Folgeschäden eines 

Schlüsselverlustes (z. B. wegen Einbruchs, Diebstahls, Vanda-
lismus). 

 Haftpflichtansprüche aus dem Verlust von sonstigen Schlüsseln zu 
beweglichen Sachen 

 Haftpflichtansprüche aus dem Abhandenkommen beruflich über-
lassener Schlüssel jeglicher Art 

 Haftpflichtansprüche aus allen sich aus dem Schlüsselverlust er-
gebenden Vermögensschäden 

 Bei Wohnungseigentümern die Kosten für die Auswechslung der 
im Sondereigentum stehenden Schlösser sowie Schäden in Höhe 
des Miteigentumsanteils an dem gemeinschaftlichen Eigentum. 

Unsere Höchstersatzleistung beträgt im Rahmen der Versicherungs-
summe für Sachschäden je Versicherungsfall 25.000,- EUR und steht 
zweifach für alle Schäden eines Versicherungsjahres zur Verfügung. 
Ihre Selbstbeteiligung ist beschränkt auf das Abhandenkommen 
fremder Möbel-, Tresor- und Kfz-Schlüssel und beträgt je Schaden  
10 %, mindestens 100,- EUR, höchstens 500,- EUR. 

16.   Abwasserschäden 
Eingeschlossen sind – in Ergänzung zu Ziffer 7.14 (1) AHB – Haft-
pflichtansprüche wegen Sachschäden durch häusliche 
Abwässer und durch Abwässer aus dem Rückstau des Straßenkanals. 
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17.   Allmählichkeitsschäden 

Eingeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Sachschäden, die ent-
stehen durch allmähliche Einwirkung der Temperatur, von Gasen, 
Dämpfen oder Feuchtigkeit und von Niederschlägen (Rauch, Ruß, 
Staub und dgl.). 

18.   Vermögensschäden 

18.1 Mitversichert ist im Rahmen des Vertrages die gesetzliche Haft-
pflicht wegen Vermögensschäden im Sinne der Ziffer 2.1 AHB wegen 
Versicherungsfällen, die während der Wirksamkeit der Versicherung 
eingetreten sind. 
18.2 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Schäden 
 durch von Ihnen (oder in Ihrem Auftrag oder für Ihre Rechnung 

von Dritten) hergestellte oder gelieferte Sachen, erbrachte Arbei-
ten oder sonstige Leistungen 

 aus planender, beratender, bau- oder montageleitender, prüfen-
der oder gutachterlicher Tätigkeit 

 aus Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisungen an wirtschaftlich 
verbundene Unternehmen 

 aus Vermittlungsgeschäften aller Art 
 aus Auskunftserteilung, Übersetzung sowie Reiseveranstaltung 
 aus Anlage-, Kredit-, Versicherungs-, Grundstücks-, Leasing- oder 

ähnlichen wirtschaftlichen Geschäften, aus Zahlungsvorgängen  
aller Art, aus Kassenführung sowie aus Untreue oder Unterschla-
gung 

 aus Rationalisierung und Automatisierung 
 aus der Verletzung von gewerblichen Schutzrechten und Urheber-

rechten sowie des Kartell- und Wettbewerbsrechts; 
 aus der Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, Vor- und Kosten-

anschlägen 
 aus Pflichtverletzungen, die mit der Tätigkeit als ehemalige oder 

gegenwärtige Mitglieder von Vorstand, Geschäftsführung, Auf-
sichtsrat, Beirat oder anderer vergleichbarer Leitungs- oder 
Aufsichtsgremien/Organe im Zusammenhang stehen 

 aus vorsätzlichem Abweichen von gesetzlichen oder behördlichen 
Vorschriften, von Anweisungen oder Bedingungen des Auftragge-
bers oder aus sonstiger vorsätzlicher Pflichtverletzung 

 aus dem Abhandenkommen von Sachen, auch z. B. von Geld, 
Wertpapieren und Wertsachen 

 durch ständige Immissionen (z. B. Geräusche, Gerüche, Erschütte-
rungen). 

19.   Ansprüche aus Benachteiligungen für Privatpersonen 
Wir bieten Ihnen und den mitversicherten Personen – abweichend 
von Ziffer 7.17 AHB – Versicherungsschutz für den Fall, dass Sie oder 
mitversicherte Personen aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestim-
mungen privatrechtlichen Inhalts wegen Benachteiligungen aus den 
genannten Gründen für einen Personen-, Sach- oder Vermögens-
schaden in Anspruch genommen werden. 
Für Sie besteht Versicherungsschutz als Dienstherr der in Ihrem Pri-
vathaushalt beschäftigten Personen. Beschäftigte Personen sind 
auch die Bewerberinnen und Bewerber für ein Beschäftigungsver-
hältnis sowie die Personen, deren Beschäftigungsverhältnis beendet 
ist. Gründe für die Benachteiligung sind die Rasse, die ethnische 

Herkunft, das Geschlecht, die Religion, die Weltanschauung, eine Be-
hinderung, das Alter oder die sexuelle Identität. 
Versicherungsfall ist – abweichend von Ziffer 1.1 AHB – die erstmali-
ge Geltendmachung eines Haftpflichtanspruchs gegen Sie oder eine 
mitversicherte Person während der Dauer des Versicherungsvertra-
ges. Im Sinne dieses Vertrages ist ein Haftpflichtanspruch geltend 
gemacht, wenn gegen Sie oder eine mitversicherte Person ein An-
spruch schriftlich erhoben wird oder ein Dritter Ihnen oder einer 
mitversicherten Person schriftlich mitteilt, einen Anspruch gegen Sie 
oder eine mitversicherte Person zu haben. 
Die Anspruchserhebung sowie die zugrunde liegende Benachteili-
gung müssen während der Wirksamkeit der Versicherung erfolgt 
sein. Wird eine Benachteiligung durch fahrlässige Unterlassung ver-
ursacht, gilt sie im Zweifel als an dem Tag begangen, an welchem die 
versäumte Handlung spätestens hätte vorgenommen werden müs-
sen, um den Eintritt des Schadens abzuwenden. 
Für den Umfang unsere Leistung ist die im Versicherungsschein an-
gegebene Deckungssumme der Höchstbetrag für jeden 
Versicherungsfall und für alle während eines Versicherungsjahres 
eingetretenen Versicherungsfälle zusammen. 
Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche: 
 gegen Sie und/oder die mitversicherten Personen, soweit sie den 

Schaden durch wissentliches Abweichen von Gesetz, Vorschrift, 
Beschluss, Vollmacht, Weisung oder durch sonstige Pflichtverlet-
zung herbeigeführt haben. Ihnen und/oder den mitversicherten 
Personen werden die Handlungen oder Unterlassungen nicht zu-
gerechnet, die ohne Ihr Wissen begangen worden sind. 

 die von den mitversicherten Personen geltend gemacht werden. 
 welche vor Gerichten außerhalb Deutschlands geltend gemacht 

werden – dies gilt auch im Fall der Vollstreckung von Urteilen, die 
außerhalb Deutschlands gefällt wurden. 

 wegen Verletzung oder Nichtbeachtung des Rechts ausländischer 
Staaten. 

 auf Entschädigung und/oder Schadensersatz mit Strafcharakter. 
Hierunter fallen auch Strafen, Buß-, Ordnungs- oder Zwangsgel-
der, die gegen Sie oder die mitversicherten Personen verhängt 
worden sind. 

 wegen Gehalt, rückwirkender Lohnzahlungen, Pensionen, Renten, 
Ruhegeldern, betrieblicher Altersversorgung, Abfindungszahlun-
gen im Zusammenhang mit der Beendigung von 
Arbeitsverhältnissen und Sozialplänen sowie Ansprüche aus Per-
sonenschäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle und 
Berufskrankheiten in Ihrem Betrieb gemäß dem SGB VII handelt. 

19.1 Verletzung aus Persönlichkeits- und Namenrechtsverletzung 
Eingeschlossen sind – abweichend von Ziffer 7.16 AHB – die gesetzli-
chen Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Persönlichkeits- und 
Namenrechtsverletzungen. Vorsatz bleibt gemäß Ziffer 7.1 AHB aus-
geschlossen. 

20.   Vorsorgeversicherung 
Abweichend von Ziffer 4 AHB gelten die vereinbarten Versicherungs-
summen auch für die Vorsorgeversicherung. 
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1. Versichert ist –  
im Rahmen der Allgemeinen Versicherungsbedingungen zur Haft-
pflichtversicherung (AHB) und der nachstehenden Besonderen 
Bedingungen – die gesetzliche Haftpflicht von Ihnen als 

Privatperson 

aus den Gefahren des täglichen Lebens. Insbesondere ist die gesetz-
liche Haftpflicht als Familien- und Haushaltsvorstand (z. B. aus der 
Aufsichtspflicht über Minderjährige) oder als Dienstherr der im 
Haushalt tätigen Personen versichert. 
Nicht versichert ist die gesetzliche Haftpflicht von Ihnen aus 
 den Gefahren eines Dienstes, Betriebes, Berufes oder Amtes 

(auch Ehrenamtes – siehe jedoch Ziffer 7.1 und Ziffer 10), einer 
verantwortlichen Betätigung in Vereinigungen aller Art 

 oder einer ungewöhnlichen oder einer gefährlichen Beschäfti-
gung. 

2. Versicherte Personen 
Es wird zwischen Familien- und Singledeckung unterschieden –  
Singledeckung siehe Ziffer 3.  
In der Familiendeckung sind mitversichert: 
2.1 Ihr Ehepartner oder Ihr eingetragener Lebenspartner 
Eingetragener Lebenspartner ist derjenige, der mit Ihnen in einer 
eingetragenen Lebenspartnerschaft im Sinne des Lebenspartner-
schaftsgesetzes oder einer vergleichbaren Partnerschaft nach dem 
Recht anderer Staaten lebt. 
2.2 Eheähnliche Gemeinschaft/Gleichgeschlechtliche Lebensgemein-
schaft 
Voraussetzungen: 
 Sie leben mit Ihrem Partner in einer häuslichen Gemeinschaft 
 Sie und der mitversicherte Partner müssen unverheiratet sein 
 Der mitversicherte Partner muss in der Police namentlich benannt 

werden 

Die Mitversicherung für den Partner und dessen Kinder, die nicht 
auch die Kinder von Ihnen sind, endet mit der Aufhebung der häus-
lichen Gemeinschaft zwischen Ihnen und Ihrem Partner. 
2.3 Kinder und minderjährige Personen (gilt für den Personenkreis 
nach Ziffer 2.1 und 2.2) 
2.3.1 Ihre unverheirateten und nicht in einer eingetragenen Lebens-
partnerschaft lebenden Kinder (auch Stief-, Adoptiv- und 
Pflegekinder). 
Volljährige Kinder jedoch nur während der 
 ersten abgeschlossenen Schulausbildung 
 Ableistung des freiwilligen Wehrdienstes, des Bundesfreiwilligen-

dienstes oder eines freiwilligen sozialen oder ökologischen Jahres 
 beruflichen Erstausbildung: 

Lehre und/oder Studium, auch Bachelor und unmittelbar ange-
schlossenem Masterstudiengang, nicht Referendarzeit, 
Fortbildungsmaßnahmen und dgl. 

 ununterbrochenen Wartezeit vor, während oder im Anschluss an 
die Berufsausbildung. 

 

Verlängerter Versicherungsschutz 
Nach Beendigung der Schul-/beruflichen Erstausbildung bleibt der 
Versicherungsschutz für maximal ein Jahr bestehen, falls im unmittel-
baren Anschluss an diese Ausbildungsmaßnahme eine Arbeitslosig-
keit bzw. Wartezeit eintreten sollte – auch wenn zur Überbrückung 
eine Aushilfstätigkeit ausgeübt wird. 
2.3.2 In häuslicher Gemeinschaft mit Ihnen lebende, unverheiratete 
und nicht in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft lebende pfle-
gebedürftige Kinder (auch Stief-, Adoptiv- und Pflegekinder), die 
geistig und körperlich behindert oder psychisch erkrankt sind. 
2.3.3 Versicherungsschutz besteht auch für minderjährige Übernach-
tungsgäste in Ihrem Haushalt (z. B. Enkelkinder zu Besuch). 
2.3.4 In häuslicher Gemeinschaft lebende Enkelkinder, sofern diese 
keine eigene Privat-Haftpflichtversicherung haben und dort behörd-
lich gemeldet sind. 
2.4 Weitere Angehörige 
Versicherungsschutz aus diesem Vertrag wird nur geboten, soweit 
keine andere Privat-Haftpflichtversicherung für diese Personen be-
steht. 
2.4.1 Ein mit Ihnen, Ihrem Ehepartner oder eingetragenen Lebens-
partner oder Lebenspartner in häuslicher Gemeinschaft lebender 
pflegebedürftiger (mindestens Pflegestufe I im Sinne der Sozialen 
Pflegeversicherung) Angehöriger. 
Als Angehörige gelten Eltern und Kinder, Adoptiveltern und  kinder, 
Schwiegereltern und -kinder, Stiefeltern und  kinder, Großeltern und 
Enkel, Geschwister sowie Pflegeeltern und -kinder. 
2.4.2 In häuslicher Gemeinschaft lebende Eltern, Schwiegereltern 
und Großeltern, die dort behördlich gemeldet sind. 
2.5 Sonstige Personen 
Die gesetzliche Haftpflicht 
2.5.1 von Personen, die bis zu einem Zeitraum von einem Jahr in den 
Familienverbund eingegliedert werden (z. B. Au-Pair, Austauschschü-
ler), soweit nicht anderweitig Versicherungsschutz besteht. 
2.5.2 aller unverheirateten und alleinstehenden sowie nicht in einer 
eingetragenen Lebenspartnerschaft lebenden Personen, die mit 
Ihnen in häuslicher Gemeinschaft leben und dort polizeilich gemel-
det sind, mit Ausnahme von Wohngemeinschaften. 
2.6 Fortsetzung nach Ihrem Tod 
Für Ihren mitversicherten Ehepartner, eingetragenen Lebenspartner, 
Partner einer eheähnlichen Gemeinschaft oder Lebenspartner 
und/oder unverheiratete und nicht in einer eingetragenen Lebens-
partnerschaft lebende Kinder besteht der bedingungsgemäße 
Versicherungsschutz im Fall Ihres Todes bis zur nächsten Prämienfäl-
ligkeit fort. 
Wird die nächste Prämienrechnung durch eine der oben genannten 
Personen eingelöst, so wird diese Versicherungsnehmer. 
2.7 Nachversicherung von ausscheidenden Personen 
Entfallen die Voraussetzungen für die Mitversicherung gemäß Ziffer 
2, weil 
a) die Ehe rechtskräftig geschieden bzw. die Partnerschaft durch ein 
gerichtliches Urteil rechtskräftig aufgehoben wurde oder 
b) die häusliche Gemeinschaft beendet wurde oder 
c) Kinder volljährig wurden, geheiratet haben, eine eingetragene Le-
benspartnerschaft eingegangen sind oder ihre Ausbildung, Lehre 
oder Studium beendet haben. 

06 
BESONDERE BEDINGUNGEN FÜR DIE PRIVAT-HAFTPFLICHTVERSICHERUNG  
Exklusiv-Schutz 
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So besteht für die o. a. ausscheidende Person bis zu 12 Monaten 
prämienfreier Nachversicherungsschutz im Rahmen des vereinbar-
ten Versicherungsumfanges für diesen Vertrag, wenn diese Person 
innerhalb von maximal 12 Monaten eine eigene Privat-Haftpflicht-
versicherung bei der Manufaktur Augsburg GmbH abschließt. 
Kommt innerhalb der Frist von maximal 12 Monaten kein Versiche-
rungsvertrag für die ausscheidende Person zustande, so entfällt der 
Nachversicherungsschutz rückwirkend. 

3. Singledeckung 
Der Versicherungsschutz erstreckt sich ausschließlich auf Sie als al-
lein lebende Person (ohne Kind). 
Die in Ziffer 2.1– 2.5 genannten Personen sind nicht mitversichert. 
Die Bestimmungen der Ziffern 2.6 und 2. 7 entfallen. 
Die vereinbarte Prämie gilt – vorbehaltlich einer Prämienangleichung 
gemäß Ziffer 15 AHB – solange Sie ledig und/oder nicht kraft Geset-
zes zur Führung der Aufsicht über eine minderjährige oder geistig 
bzw. körperlich behinderte Person verpflichtet sind. Heiraten Sie, ge-
hen eine eingetragene Lebenspartnerschaft ein oder nehmen eine 
Person in Ihren Haushalt auf, die unter Ziffer 2.1 und 2.2 fällt, be-
steht weiterhin Versicherungsschutz. 
Sie sind verpflichtet, uns diese Änderung unverzüglich zu melden. 
Mit dem Zeitpunkt der Änderung ist die Prämie zu bezahlen, die sich 
aus unserem gültigen Tarif für die Familien-Privat-
Haftpflichtversicherung mit dem bis zu diesem Zeitpunkt vereinbar-
ten Deckungsumfang ergibt. 

4. Gegenseitige Haftpflichtansprüche 
Ausgeschlossen bleiben Haftpflichtansprüche 
 von Ihnen gegen mitversicherte Personen 
 mitversicherter Personen gegen Sie 
 mitversicherter Personen untereinander. 

Mitversichert sind jedoch Regressansprüche aus übergegangenem 
Recht von Trägern der Sozialversicherung und Sozialhilfe, privaten 
Krankenversicherungsträgern, privaten und öffentlichen Arbeitge-
bern/Dienstherren wegen Personenschäden. 

5. Weitere Personen (gilt auch für Single-Deckung) 
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht folgender Personen ge-
genüber Dritten aus dieser Tätigkeit: 
 im Haushalt tätige Personen 
 Personen, die aus Arbeitsvertrag, sozialem Engagement oder Ge-

fälligkeit pflegebedürftige Personen in Ihrem Haushalt versorgen 
oder Wohnung, Haus und Garten betreuen oder den Streudienst 
versehen. 

 Behördengänger, die gefälligkeitshalber Behördengänge, Einkäufe 
oder sonstigen Besorgungen für Versicherte erledigen, soweit 
kein anderer Versicherer leistungspflichtig ist 

 Personen, die den versicherten Personen bei Notfällen freiwillig 
Hilfe leisten. Ersetzt werden auch Aufwendungen, die dem Helfer 
durch die freiwillige Hilfeleistung für die versicherten Personen 
entstanden sind. 

Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Personenschäden,  
bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten gemäß 
Sozialgesetzbuch (SGB) VII handelt. 

6. Leistung bei fehlender Haftung 
6.1. Schäden durch deliktunfähige Kinder 
Für Schäden, die durch die mitversicherten Kinder verursacht wer-
den, werden wir uns nicht auf eine Deliktunfähigkeit von versicherten 
Personen berufen, sofern Sie dies wünschen und kein anderer Versi-
cherer (z. B. Sozialversicherungsträger, Kaskoversicherer) ganz oder 
teilweise leistungspflichtig ist. 
Wir behalten uns Rückgriffsansprüche (Regresse) wegen unserer 
Aufwendungen gegen Schadensersatzpflichtige Dritte (z. B. wegen 
Aufsichtspflichtverletzung) vor, soweit sie nicht Versicherte dieses 
Vertrages sind. 
Unsere Höchstersatzleistung ist im Rahmen der in diesem Vertrag 
vereinbarten Deckungssumme je Versicherungsfall auf 50.000,- EUR 
für derartige Sach- und Vermögensschäden begrenzt. Für Personen-
schäden steht die vereinbarte Deckungssumme des Vertrages zur 
Verfügung. Die vereinbarten Deckungssummen des Vertrages stehen 
zweifach für alle Schäden eines Versicherungsjahres zur Verfügung. 
6.2. Gefälligkeitshandlungen 
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus Gefälligkeitshandlun-
gen. Wir werden bei Personen- und Sachschäden aus einer Ge-
fälligkeitshandlung gegenüber dem Geschädigten kein Haftungsver-
zicht für einfache Fahrlässigkeit einwenden, soweit Sie dies 
wünschen und kein anderer Versicherer leistungspflichtig ist. 
Als Gefälligkeitshandlung gilt auch das vorübergehende Hüten eines 
fremden Hauses. 

7. Mitversicherte Tätigkeiten 
7.1 Ehrenamtliche Tätigkeit/Freiwilligenarbeit 
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus einer nicht hoheitlichen 
ehrenamtlichen Tätigkeit oder unentgeltlichen Freiwilligenarbeit auf-
grund eines sozialen Engagements. 
Hierunter fällt z. B. die Mitarbeit 
 in der Kranken- und Altenpflege, der Behinderten-, Kirchen- und 

Jugendarbeit 
 in Vereinen, Bürgerinitiativen, Parteien und Interessenverbänden 
 bei der Freizeitgestaltung in Sportvereinigungen, Musikgruppen, 

bei Pfadfindern oder gleichartig organisierten Gruppen. 

Erlangen Sie Versicherungsschutz aus einem anderen Haftpflichtver-
sicherungsvertrag (z. B. Vereins- oder Betriebshaftpflicht), entfällt der 
Versicherungsschutz aus diesem Vertrag. 
Nicht versichert sind die Gefahren aus der Ausübung von 
 öffentlichen/hoheitlichen Ehrenämtern, wie z. B. als Bürgermeis-

ter, Gemeinderatsmitglied, Schöffe, Laienrichter, Prüfer für 
Kammern, Angehöriger der Freiwilligen Feuerwehr 

 wirtschaftlichen Ehrenämtern mit beruflichem Charakter, wie z. B. 
als Betriebs- und Personalrat, Versichertenältester, Vertrauens-
person nach § 40 SGB IV, beruflicher Betreuer nach § 1897 (6) 
BGB. 
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7.2 Tätigkeit als Tagesmutter/Tageseltern/Babysitter 
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht von Ihnen und den mit-
versicherten Personen aus der Tätigkeit als Tagesmutter (Tagesel-
tern/Babysitter), insbesondere aus der übernommenen Beaufsichti-
gung von fremden minderjährigen Kindern. 
Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn es sich um eine be-
rufliche Tätigkeit handelt. 
Nicht versichert ist die Ausübung dieser Tätigkeit in Betrieben und 
Institutionen, wie z. B. Kindergärten, Kinderhorten oder Kinderta-
gesstätten. 
Der Versicherungsschutz umfasst die Betreuung, Erziehung und Auf-
sichtsführung der Kinder im eigenen oder fremden Haushalt sowie 
die Ausgabe von Speisen und Getränken. 
Mitversichert sind Spaziergänge und kleinere Ausflüge, nicht jedoch 
die Durchführung von Reisen und die damit verbundenen Aufenthal-
te in Herbergen und Heimen. 
Mitversichert ist die gleichartige gesetzliche Haftpflicht der fremden 
Kinder während der Obhut bei den Tageseltern. Erlangt das Tages-
kind Versicherungsschutz aus einem anderen Haftpflichtversiche-
rungsvertrag, entfällt der Versicherungsschutz aus diesem Vertrag. 
Eingeschlossen sind – in teilweiser Abweichung von Ziffer 4 dieser 
Bedingung und Ziffer 7.4 und 7.5 AHB – auch Haftpflichtansprüche 
 der Tageskinder untereinander, sofern es sich nicht um Geschwis-

ter handelt 
 der Tageskinder gegenüber den Tageseltern und deren eigenen 

Kindern wegen Personenschäden. 

Erlangt das Kind Versicherungsschutz aus einem anderen Haft-
pflichtversicherungsvertrag, entfällt der Versicherungsschutz aus 
diesem Vertrag. 
7.3 Tätigkeit als Betreuer 
Versichert ist Ihre persönliche gesetzliche Haftpflicht als vom Vor-
mundschaftsgericht bestellter – nicht beruflicher – Betreuer 
(Vormund) für die zu betreuende Person. 
Für die Dauer der Betreuung (Vormundschaft) ist im Umfang dieser 
Vertragsbestimmungen die persönliche gesetzliche Haftpflicht für die 
betreute Person mitversichert. 

8.  Aus- und Fortbildung 
8.1 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht 
 aus der Teilnahme am fachpraktischen Unterricht in allgemeinbil-

denden Schulen, Fach-, Gesamt- bzw. Hochschulen oder 
Universitäten (wie z. B. Laborarbeiten) 

 aus der Teilnahme an Betriebspraktika 
 aus der Teilnahme an Ferienarbeit für Schüler begrenzt auf einen 

Zeitraum von 6 Wochen. 

8.2 Hierbei ist mitversichert – abweichend von Ziffer 2 und 7.6 AHB – 
die gesetzliche Haftpflicht aus der Beschädigung oder Vernichtung 
von Ausbildungsgegenständen, Lehrgeräten, Laborgeräten (auch 
Maschinen), die von den Schulen, Universitäten, Berufs- oder Fach-
akademien zur Verfügung bzw. bereitgestellt wurden. 
Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Abnutzung, Ver-
schleißes und übermäßiger Beanspruchung sowie Schäden an 
Leihbüchern. 

9. Sachschäden gegenüber Kollegen und Arbeitgeber 
Versichert ist – abweichend von Ziffer 7.7 AHB – die gesetzliche Haft-
pflicht aus einer nicht selbstständigen Tätigkeit wegen Sachschäden 
gegenüber dem Arbeitgeber oder Arbeitskollegen und allen sich dar-
aus ergebenen Vermögensschäden aufgrund betrieblich und 
arbeitsvertraglich veranlasster Tätigkeiten. 
Besteht für Sie Versicherungsschutz über einen anderen Vertrag, 
entfällt der Versicherungsschutz aus diesem Vertrag. Unsere 
Höchstersatzleistung beträgt im Rahmen der Versicherungssumme 
für Sachschäden je Versicherungsfall 10.000,- EUR und steht zwei-
fach für alle Schäden eines Versicherungsjahres zur Verfügung. Ihre 
Selbstbeteiligung an jedem Schaden beträgt 150,- EUR. 

10.   Ausübung nebenberuflicher Tätigkeiten 
10.1 Gelegenheitstätigkeit für Personen im Ruhestand 
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht für Schäden bei Ausübung 
einer selbstständigen Nebentätigkeit. 
Voraussetzung für die Gewährung des Versicherungsschutzes ist, 
dass 
 Sie sich bereits im Ruhestand befinden 
 Sie allein tätig sind 
 der erzielte Jahresumsatz 10.000,- EUR im Versicherungsjahr nicht 

übersteigt 
 behördliche Auflagen eingehalten werden 
 eine entsprechende Gewerbeanmeldung vorliegt 
 kein Versicherungsschutz durch eine andere Haftpflichtversiche-

rung besteht. 
 Nicht versichert sind Architekten, Ingenieure, Steuerberater, Nota-

re, Wirtschaftsprüfer, Rechtsanwälte und Ärzte. 

10.2 Selbstständige Nebentätigkeit 
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus einer allein ausgeübten 
selbstständigen Nebentätigkeit bis zu einem Gesamtumsatz von ma-
ximal 10.000,- EUR im Versicherungsjahr, sofern hierfür kein 
Versicherungsschutz durch eine andere Haftpflichtversicherung be-
steht. 
Hierbei muss es sich um eine der folgenden nebenberuflichen Tätig-
keiten handeln: 
Austragen von Zeitungen, Flohmarkt- und Basarverkauf, Erteilung 
von Nachhilfeunterricht, Musikunterricht sowie Fitnesskursen, Ver-
trieb von Kosmetik, Haushaltsartikeln, Bekleidung, Schmuck. 

11.   Schäden an gemieteten Sachen 
11.1 Mietsachschäden an Gebäuden 
(1) Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.6 AHB – die gesetzli-
che Haftpflicht aus der Beschädigung von Wohnräumen und 
sonstigen zu privaten Zwecken gemieteten Räumen in Gebäuden 
einschließlich dazugehöriger Balkone, Terrassen und Loggien und al-
le sich daraus ergebenden Vermögensschäden. 
(2) Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen 
 Abnutzung, Verschleißes und übermäßiger Beanspruchung 
 Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und Warmwasserbe-

reitungsanlagen sowie an Elektro- und Gasgeräten und allen sich 
daraus ergebenden Vermögensschäden 
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 Glasschäden, soweit Sie sich hiergegen besonders versichern 
können 

 Schäden infolge von Schimmelbildung. 

(3) Ausgeschlossen sind ferner die unter den Regressverzicht nach 
dem Abkommen der Feuerversicherer bei übergreifenden Schaden-
ereignissen fallenden Rückgriffsansprüche (auf Wunsch wird der 
Wortlaut des Feuerregressverzichtsabkommens ausgehändigt). 
11.2 Mietsachschäden an Einrichtungsgegenständen 
(1) Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.6 AHB – die gesetzli-
che Haftpflicht aus der Beschädigung von beweglichen 
Einrichtungsgegenständen (z. B. Mobiliar, Heimtextilien, Geschirr) in 
Ferienunterkünften (z. B. Ferienwohnung, Ferienhaus, Hotelzimmer, 
Schiffskabinen, Zugabteilen) und alle sich daraus ergebenden Ver-
mögensschäden. 
(2) Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen 
 Abnutzung, Verschleißes und übermäßiger Beanspruchung 
 Schäden an Heizungs-, Maschinen-, Kessel- und Warmwasserbe-

reitungsanlagen sowie an Elektro- und Gasgeräten und allen sich 
daraus ergebenden Vermögensschäden 

 Glasschäden, soweit Sie sich hiergegen besonders versichern 
können 

 Schäden infolge von Schimmelbildung, 
 Rückgriffsansprüche, die unter den Regressverzicht nach dem Ab-

kommen der Feuerversicherer bei übergreifenden 
Schadenereignissen fallen (auf Wunsch wird der Wortlaut des 
Feuerregressverzichtsabkommens ausgehändigt). 

12.   Beschädigung, Vernichtung oder Verlust fremder Sachen 
Eingeschlossen ist – in Ergänzung zu Ziffer 2.2 AHB und abweichend 
von Ziffer 7.6 AHB – die gesetzliche Haftpflicht aus der Beschädigung 
oder der Vernichtung von fremden Sachen, wenn Sie diese zu priva-
ten Zwecken gemietet, gepachtet, geliehen haben oder diese 
Gegenstand eines besonderen Verwahrungsvertrages sind. 
Dies gilt auch für elektrische, medizinische Geräte (z. B. 24-Std.-EKG-
Gerät, Blutdruckmessgerät, Dialysegerät, Reizstrommessgerät), die 
Ihnen zu Diagnosezwecken oder zur Anwendung überlassen werden, 
sofern kein anderer Versicherer leistungspflichtig ist. 
Ausgeschlossen bleiben 
 
 
 Schäden an Sachen, die dem Beruf/oder Gewerbe der versicher-

ten Person dienen 
 Schäden durch Abnutzung, Verschleiß und übermäßige Bean-

spruchung 
 Schäden an Schmuck und Wertsachen, auch Verlust von Geld, Ur-

kunden und Wertpapieren 
 Vermögensfolgeschäden 
 Schäden an Land-, Luft- und Wasserfahrzeugen. 
 Unsere Höchstersatzleistung beträgt im Rahmen der Versiche-

rungssumme für Sachschäden je Versicherungsfall 15.000,- EUR 
und steht zweifach für alle Schäden eines Versicherungsjahres zur 
Verfügung. Ihre Selbstbeteiligung an jedem Schaden beträgt 150,- 
EUR. 

13.   Freizeit 
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht 
13.1 aus dem Besitz und Gebrauch von Fahrrädern (auch Elektro-
fahrrädern siehe Ziffer 14.1 c). Mitversichert ist die Teilnahme an 
Radrennen und der Vorbereitung hierzu, an denen Sie privat und 
nicht als Lizenzfahrer teilnehmen, soweit hierfür kein anderweitiger 
Versicherungsschutz besteht 
13.2 aus der Ausübung von Sport, ausgenommen ist eine jagdliche 
Betätigung. Kein Versicherungsschutz besteht für Haftpflichtansprü-
che infolge Teilnahme an Pferde- und Kraftfahrzeugrennen sowie die 
Vorbereitung hierzu (Training) 
13.3 aus dem erlaubten privaten Besitz und dem Gebrauch von 
Hieb-, Stoß- und Schusswaffen sowie Munition und Geschossen, 
nicht jedoch zu Jagdzwecken oder zu strafbaren Handlungen 
13.4 für Schäden durch das erlaubte Abbrennen eines privaten 
Kleinfeuerwerks. Kleinfeuerwerke sind gemäß § 6 Abs. 3 der Ersten 
Verordnung zum Sprengstoffgesetz (1. SprngV) pyrotechnische Ge-
genstände der Klasse II. 

14.   Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeuge 
Versichert ist die Haftpflicht des Eigentümers, Besitzers, Halters oder 
Führers eines Kraft-, Luft- oder Wasserfahrzeuges oder Kraftfahr-
zeuganhängers wegen Schäden, die durch den Gebrauch des 
Fahrzeuges verursacht werden. Diese Fahrzeuge dürfen nicht der 
Versicherungspflicht unterliegen, der Gebrauch darf nur von einem 
berechtigten Fahrer erfolgen. Sie bzw. der Verfügungsberechtigte 
sind verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug nicht von einem 
Fahrer benutzt wird, der nicht die erforderliche Fahrerlaubnis hat. 
Für diese Kraft-, Luft- und Wasserfahrzeuge gelten nicht die Aus-
schlüsse in Ziffer 3.1 (2) AHB und in Ziffer 4.3 (1) AHB. 
Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind Kfz- und Motor-
bootrennen sowie Vorbereitungen hierzu. 
14.1. Kraftfahrzeuge 
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers 
wegen Schäden, die verursacht werden durch den Gebrauch aus-
schließlich von folgenden nicht versicherungspflichtigen: 
a) nur auf nicht öffentlichen Wegen und Plätzen verkehrenden Kraft-
fahrzeugen und Arbeitsmaschinen ohne Rücksicht auf eine bauart-
bedingte Höchstgeschwindigkeit 
b) Kraftfahrzeugen mit nicht mehr als 6 km/h bauartbedingter 
Höchstgeschwindigkeit 
c) Elektrofahrrädern, motorgetriebene Kinderfahrzeuge, Golfwagen, 
motorgetriebene Krankenfahrstühle 
d) selbstfahrenden Arbeitsmaschinen mit nicht mehr als 20 km/h 
Höchstgeschwindigkeit (wie z. B. Aufsitzrasenmäher oder Schneeräu-
mer) 
e) Kraftfahrzeug-Anhängern. 
14.2 Gebrauch von Luftfahrzeugen 
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers 
wegen Schäden, die verursacht werden durch den Gebrauch aus-
schließlich von nicht versicherungspflichtigen 
 Luftfahrzeugen; 
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 Flugmodellen, unbemannten Ballonen und Drachen, die weder 
durch Motoren oder Treibsätze angetrieben werden und deren 
Fluggewicht 5 kg nicht übersteigt, 

14.3 Modellfahrzeuge 
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers 
wegen Schäden, die verursacht werden durch den Gebrauch aus-
schließlich von nicht versicherungspflichtigen ferngelenkten Land- 
und Wasser-Modellfahrzeugen. 
14.4 Wassersportfahrzeuge ohne Motor 
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers 
wegen Schäden, die verursacht werden durch den Besitz und Ge-
brauch ausschließlich von nicht versicherungspflichtigen 
 eigenen und fremden Schlauch-, Paddel- und Ruderbooten, Ka-

jaks, Kanus, Kanadiern, Windsurfbrettern und Wakeboards sowie 
Kite-Sportgeräten (Kite-Drachen, -Boards und -Buggys), Strandseg-
lern, Eisseglern und Strandstehseglern durch Sie oder Ihre 
bedingungsgemäß mitversicherten Familienangehörigen, soweit 
diese Geräte nicht an Dritte vermietet werden, 

 eigenen Segelbooten, sofern die Segelfläche maximal 15 qm be-
trägt (auch inkl. Hilfs- und Außenbordmotor bis 5 PS) 

 fremden Segelbooten, sofern es sich nur um den gelegentlichen 
Gebrauch handelt. 

14.5 Wassersportfahrzeuge mit Motor 
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsnehmers 
wegen Schäden, die verursacht werden durch den Gebrauch aus-
schließlich von nicht versicherungspflichtigen 
 eigene Wassersportfahrzeugen mit Motor, sofern die Motorstärke 

maximal 5 PS beträgt  
 fremden Wassersportfahrzeugen mit Motor und Jet-Skis, sofern es 

sich nur um den gelegentlichen Gebrauch handelt und hierfür 
kein anderweitiger Versicherungsschutz besteht.  

15.   Mitversicherte Tiere 
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht als Halter oder Hüter von 
 zahmen Haustieren, wie z. B. Katzen, Kaninchen, Tauben 
 gezähmten Kleintieren, wie z. B. Singvögeln, Papageien, Hamstern, 

Meerschweinchen, Fröschen, Kröten, Schildkröten, Mäusen 
 Bienen 
 im eigenen Haushalt gemäß den gesetzlichen Bestimmungen art-

gerecht gehaltenen wilden Kleintieren, wie z. B. Spinnen, 
Skorpionen, Schlangen, Eidechsen, Leguanen, Geckos, Waranen, 
Chamäleons und Wanderratten. 

Nicht versichert ist das Halten von Hunden, Rindern, Pferden, sonsti-
gen Reit- und Zugtieren, sonstigen wilden Tieren sowie von Tieren, 
die zu gewerblichen oder landwirtschaftlichen Zwecken gehalten 
werden – (gegebenenfalls ist hierfür gesondert Versicherungsschutz 
zu beantragen). 
Eingeschlossen ist die gesetzliche Haftpflicht 
 als nicht gewerbsmäßiger Hüter fremder Hunde oder Pferde 
 als Reiter bei der Benutzung fremder Pferde zu privaten Zwecken 
 als Fahrer bei der Benutzung fremder Fuhrwerke (Schlitten, Kut-

schen) zu privaten Zwecken 

 als Halter eines ausgebildeten Blindenhundes und Behinderten-
begleithundes, 

 soweit Versicherungsschutz nicht über eine Tierhalter-
Haftpflichtversicherung besteht. 

Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche der Tierhalter oder  
-eigentümer sowie Fuhrwerkseigentümer, es sei denn, es handelt 
sich um Personenschäden. 
Abweichend von Ziffer 4.3 (3) AHB besteht Vorsorgeversicherungs-
schutz in Höhe der vertraglichen Versicherungssumme für versiche-
rungspflichtige Hunde. 

16.   Auslandsschäden 
16.1 Auslandsaufenthalt 
Als Europa gilt hier: Europa im geographischen Sinn zuzüglich der 
außereuropäischen Anliegerstaaten des Mittelmeeres, der Kanari-
schen Inseln, der Azoren und Madeira. 
Eingeschlossen ist – abweichend von Ziffer 7.9 AHB – die gesetzliche 
Haftpflicht aus im Ausland vorkommenden Versicherungsfällen, 
 die auf eine versicherte Handlung im Inland bzw. auf ein im Inland 

bestehendes versichertes Risiko zurückzuführen sind, 
 die bei einem unbegrenzten Auslandsaufenthalt eingetreten sind. 

Bei in den USA/US-Territorien und Kanada eintretenden Versiche-
rungsfällen oder dort geltend gemachten Ansprüchen werden – 
abweichend von Ziffer 6.5 AHB – unsere Aufwendungen für Kosten 
als Leistungen auf die Versicherungssumme angerechnet. 
Kosten sind: Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und Gerichtskos-
ten, Aufwendungen zur Abwendung oder Minderung des Schadens 
bei oder nach Eintritt des Versicherungsfalles sowie Schadenermitt-
lungskosten, auch Reisekosten, die uns nicht selbst entstehen. Das 
gilt auch dann, wenn die Kosten auf unsere Weisung hin entstanden 
sind. 
Vom Versicherungsschutz ausgenommen sind Ansprüche auf Ent-
schädigung mit Strafcharakter, insbesondere punitive oder 
exemplary damages. 
Unsere Leistung erfolgt in Euro. Soweit der Zahlungsort außerhalb 
der Staaten liegt, die der Europäischen Währungsunion angehören, 
gelten unsere Verpflichtungen mit dem Zeitpunkt erfüllt, in dem der 
Euro-Betrag bei einem in der Europäischen Währungsunion gelege-
nen Geldinstitut angewiesen ist. 
16.2 Anmietung von Grundbesitz 
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus der vorübergehenden 
Benutzung oder Anmietung (nicht dem Eigentum) von im Ausland ge-
legenen Wohnungen und Häusern. 
16.3 Führen fremder versicherungspflichtiger Kraftfahrzeuge im Aus-
land („Mallorca“-Deckung) 
(1) Versichert ist – abweichend von Ziffer 11 und 14.1 – die gesetzli-
che Haftpflicht des Versicherungsnehmers als Führer eines fremden 
versicherungspflichtigen Kraftfahrzeuges wegen Schäden, die auf ei-
ner Reise im europäischen Ausland eintreten, soweit nicht oder nicht 
ausreichend aus einer für das Fahrzeug abgeschlossenen Haft-
pflichtversicherung Deckung besteht. 
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(2) Als Kraftfahrzeuge gelten: 
 Personenkraftwagen, 
 Krafträder, 
 Wohnmobile bis 4 t zulässiges Gesamtgewicht, 
 soweit sie nach ihrer Bauart und Ausstattung zur Beförderung von 

nicht mehr als 9 Personen (einschließlich Führer) bestimmt sind. 

Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf die gesetzliche 
Haftpflicht aus dem Mitführen von Wohnwagen-, Gepäck- oder 
Bootsanhängern. 
(3) Für diese Kfz gelten nicht die Ausschlüsse in Ziffer 3.1 (2) und 4.3 
(1) AHB. 
(4) Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht 
werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen und 
Willen des Verfügungsberechtigten gebrauchen darf. Der Versiche-
rungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug 
nicht von einem unberechtigten Fahrer gebraucht wird. 
Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen Wegen 
oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis benutzen. Der 
Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass das 
Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt wird, der nicht die erfor-
derliche Fahrerlaubnis hat. Das Fahrzeug darf nicht gefahren 
werden, wenn der Fahrer durch alkoholische Getränke oder andere 
berauschende 
Mittel nicht in der Lage ist, das Fahrzeug sicher zu führen. Der Versi-
cherungsnehmer ist verpflichtet, dafür Sorge zu tragen, dass das 
Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzt wird, der durch alkoholi-
sche Getränke oder andere berauschende Mittel nicht in der Lage 
ist, das Fahrzeug sicher zu führen.  
(5) Erlangt der Versicherte Versicherungsschutz aus einem beste-
henden Kfz-Haftpflichtversicherungsvertrag, so gilt der 
Versicherungsschutz dieser Privat-Haftpflichtversicherung im An-
schluss an die bestehende Kfz-Haftpflichtversicherung. 
16.4 Kautionsleistungen 
Haben Sie bei einem Versicherungsfall durch behördliche Anord-
nung eine Kaution zur Sicherstellung von Leistungen aufgrund Ihrer 
gesetzlichen Haftpflicht zu hinterlegen, stellen wir Ihnen den erfor-
derlichen Betrag bis zu einer Höhe von 50.000,- EUR zur Verfügung. 
Der Kautionsbetrag wird auf eine von uns zu leistende Schadenser-
satzzahlung angerechnet. 
Ist die Kaution höher als der zu leistende Schadensersatz, so sind Sie 
verpflichtet, den Differenzbetrag zurückzuzahlen. Das Gleiche gilt, 
wenn die Kaution als Strafe, Geldbuße oder für die Durchsetzung 
nicht versicherter Schadensersatzforderungen einbehalten wird oder 
die Kaution verfallen ist. 
Unsere Leistungen erfolgen in Euro. Soweit der Zahlungsort außer-
halb der Staaten liegt, die der Europäischen Währungsunion angehö-
ren, gelten unsere Verpflichtungen mit dem Zeitpunkt als erfüllt, in 
dem der Euro-Betrag bei einem in der Europäischen Währungsunion 
gelegenen Geldinstitut angewiesen ist. 

17.   Immobilien in Europa 
Als Europa gilt hier: Europa im geographischen Sinn zuzüglich der 
außereuropäischen Anliegerstaaten des Mittelmeeres, der Kanari-
schen Inseln, der Azoren und Madeira. 
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht 
17.1 als Inhaber 
(1) einer oder mehrerer Wohnungen – auch Einliegerwohnungen, 
Zimmer und Wohnräume (bei Wohnungseigentum als Sondereigen-
tümer), einschließlich Ferienwohnung – und den zugehörenden 
Garagen. 
Bei Sondereigentümern sind die Haftpflichtansprüche der Gemein-
schaft der Wohnungseigentümer wegen Beschädigung des Ge-
meinschaftseigentums versichert. Die Leistungspflicht erstreckt sich 
jedoch nicht auf den Miteigentumsanteil an dem gemeinschaftlichen 
Eigentum. 
(2) von maximal zwei Einfamilienhäusern 
(3) eines Wochenend-/Ferienhauses oder eines auf Dauer und ohne 
Unterbrechung fest installierten Wohnwagens 
(4) eines nicht mehr gewerblich genutzten landwirtschaftlichen (Bau-
ern-/Guts-)Hofes – mit Ausnahme landwirtschaftlicher Nutzflächen 
einschließlich der dazugehörigen Garagen 
(5) eines Gartens, Kleingartens/Schrebergartens, Swimmingpools, 
(Schwimm-)Teiches oder Biotops sofern diese von Ihnen ausschließ-
lich privat genutzt werden. 
Hierbei ist mitversichert die gesetzliche Haftpflicht 
 aus der Verletzung von Pflichten, die dem Versicherungsnehmer 

in den oben genannten Eigenschaften obliegen (z. B. bauliche In-
standhaltung, Beleuchtung, Reinigung, Streuen und 
Schneeräumen auf Gehwegen). 

Das gilt auch für die durch Vertrag vom Versicherungsnehmer aus-
schließlich als Mieter, Pächter oder Entleiher übernommene 
gesetzliche Haftpflicht für Verkehrssicherungspflichten des Vertrags-
partners. 
 aus der Vermietung 

a) von einzelnen Wohnräumen – auch an Feriengäste (maximal 8 
Betten) 
b) von einzelnen Räumen – auch zur gewerblichen Nutzung 
c) von maximal 2 Wohneinheiten bis zu einem Gesamtjahresmiet-
wert von 25.000 EUR (Einfamilienhaus mit Einliegerwohnung) 
d) von Garagen und Stellplätzen 
e) von maximal 2 Eigentumswohnungen – ohne gewerbliche Nut-
zung 

 aus dem Miteigentum an zu den Immobilien gehörenden Ge-
meinschaftsanlagen, z. B. gemeinschaftlichen Zugängen 
(Durchgangswegen) zur öffentlichen Straße, Privatstraßen, Wä-
schetrockenplätze, Garagenhöfe, Spielplätze, Abstellplätze für 
Abfallbehälter 

17.2 Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht des Versicherungsneh-
mers als Inhaber eines unbebauten Grundstücks in Europa bis zu 
einer Grundfläche von 2.000 qm. 
17.3 Bauherren-Haftpflicht 
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht als Bauherr oder Unter-
nehmer von Bauarbeiten, sofern es sich um einen Neubau einer 
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unter den Versicherungsschutz fallenden Immobilie oder um Bau-
vorhaben (Umbauten, Reparaturen, Abbruch-, Grabearbeiten) bis zu 
einer Bausumme von 100.000,- EUR je Bauvorhaben an diesen Im-
mobilien handelt. 
Mitversichert ist die persönliche gesetzliche Haftpflicht der von Ihnen 
zur Mithilfe eingesetzten und zur gesetzlichen Unfallversicherung 
angemeldeten Personen für Schäden gegenüber Dritten. Ansprüche 
dieser Personen gegen die mitversicherten Personen sind – abwei-
chend von Ziffer 7.5 AHB – mitversichert. 
Mitversichert sind Ansprüche wegen Senkungen eines Grundstücks 
sowie Erdrutschungen. Ausgeschlossen bleiben Ansprüche am Bau-
grundstück selbst oder an Gebäuden und Anlagen. 
17.4 Regenerative Energieversorgung 
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus dem Besitz und Be-
trieb einer Photovoltaikanlage auf einer der mitversicherten 
Immobilien oder einer Anlage der regenerativen Energieversorgung 
auf der Grundlage von Solarthermie oder oberflächennaher Ge-
othermie oder sonstigen Wärmepumpenanlagen einschließlich der 
Einspeisung von Strom ins öffentliche Netz. Nicht versichert sind 
Schäden im Zusammenhang mit der Einspeisung des Solarstroms in 
ein fremdes Netz. Der Versicherungsschutz besteht auch dann, wenn 
Strom gegen Entgelt ins öffentliche Netz eingespeist wird oder 
Warmwasser gegen Entgelt an Mieter in den mitversicherten Objek-
ten abgegeben wird. 
Nicht versichert sind Regressansprüche des Netzbetreibers aufgrund 
seiner Haftung gegenüber Endverbrauchern. Mitversichert ist die ge-
setzliche Haftpflicht aus dem Betrieb von genehmigten Kleinwind- 
und Wasserkraftanlagen zur Umwandlung von Wind und Was-
serkraft in Strom, welche mit dem versicherten Hausgrundstück fest 
verbunden sind, sofern Sie Eigentümer sind. Kein Versicherungs-
schutz besteht für elektrische Leitungen auf fremden Grundstücken. 

18.   Gewässerschaden-Restrisiko 
18.1 Versichert ist im Umfang des Vertrages, wobei Vermögensschä-
den wie Sachschäden behandelt werden, die gesetzliche Haftpflicht 
für unmittelbare oder mittelbare Folgen von Veränderungen der 
physikalischen, chemischen oder biologischen Beschaffenheit eines 
Gewässers einschließlich des Grundwassers (Gewässerschäden) mit 
Ausnahme der Haftpflicht als Inhaber von Anlagen zur Lagerung von 
gewässerschädlichen Stoffen (sogenanntes Anlagerisiko). 
18.2 Aufwendungen, auch erfolglose, die Sie im Versicherungsfall zur 
Abwendung oder Minderung des Schadens für geboten halten durf-
ten (Rettungskosten), sowie außergerichtliche Gutachterkosten 
werden von uns insoweit übernommen, als sie zusammen mit der 
Entschädigungsleistung die Versicherungssumme für Sachschäden 
nicht übersteigen. Für Gerichts- und Anwaltskosten bleibt es bei der 
Regelung der Allgemeinen Versicherungsbedingungen für die Haft-
pflichtversicherung. Auf unsere Weisung aufgewendete Rettungs- 
und außergerichtliche Gutachterkosten sind auch insoweit zu erset-
zen, als sie zusammen mit der Entschädigung die 
Versicherungssumme für Sachschäden übersteigen. Eine Billigung 
durch uns von Maßnahmen von Ihnen oder Dritter zur Abwendung 
oder Minderung des Schadens gilt nicht als Weisung von uns. 

18.3 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Schäden, die 
mittelbar oder unmittelbar auf Kriegsereignissen, anderen feindseli-
gen Handlungen, Aufruhr, inneren Unruhen, Generalstreik (in der 
Bundesrepublik Deutschland oder in einem Bundesland) oder unmit-
telbar auf Verfügungen oder Maßnahmen von hoher Hand beruhen. 
Das Gleiche gilt für Schäden durch höhere Gewalt, soweit sich ele-
mentare Naturkräfte ausgewirkt haben. 

19.   Gewässerschaden-Anlagenrisiko 
19.1 Gewässerschaden-Anlagenrisiko für Kleingebinde 
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht als Inhaber von Anlagen 
zur Lagerung von gewässerschädlichen Stoffen in Kleingebinden bis 
100 l/kg Inhalt je Einzelgebinde, soweit das Gesamtfassungsvermö-
gen der vorhandenen Behälter 1.000 l/kg nicht übersteigt. Kein 
Versicherungsschutz – auch nicht über Ziffer 3.1 und Ziffer 4 AHB – 
besteht für Anlagen, die über die Begrenzung des Fassungs-
vermögens je Kleingebinde bzw. Gesamtmenge hinausgehen. 
19.2 Gewässerschaden-Anlagenrisiko für Tankanlagen (Heizöl) 
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht als Inhaber von Tankanlagen 
für Heizöl und Flüssiggas oder von privat genutzten Abwassergru-
ben ausschließlich für Abwässer ohne Einleitung in Gewässer auf den 
über diesen Vertrag versicherten Grundstücken, und zwar im Um-
fang der Zusatzbedingungen für die Versicherung der Haftpflicht aus 
Gewässerschäden. Unsere Höchstersatzleistung beträgt je Ver-
sicherungsfall 3.000.000,- EUR für Personen-, Sach- und Vermögens-
schäden und steht zweifach für alle Schäden eines 
Versicherungsjahres zur Verfügung. 

20.   Ansprüche nach Umweltschadensgesetz 
20.1 Mitversichert sind – abweichend von Ziffer 1.1 AHB – öffentlich-
rechtliche Pflichten oder Ansprüche zur Sanierung von Umweltschä-
den gemäß Umweltschadensgesetz (UschadG), soweit während der 
Dauer des Versicherungsvertrages 
 die schadenverursachenden Emissionen plötzlich, unfallartig und 

bestimmungswidrig in die Umwelt gelangt sind oder 
 die sonstige Schadenverursachung plötzlich, unfallartig und be-

stimmungswidrig erfolgt ist. 

Auch ohne Vorliegen einer solchen Schadenverursachung besteht 
Versicherungsschutz für Umweltschäden durch Lagerung, Verwen-
dung oder anderen Umgang von oder mit Erzeugnissen Dritter aus-
schließlich dann, wenn der Umweltschaden auf einen Konstruktions-, 
Produktions- oder Instruktionsfehlers dieser Erzeugnisse zurückzu-
führen ist. Jedoch besteht kein Versicherungsschutz, wenn der Fehler 
im Zeitpunkt des Inverkehrbringens der Erzeugnisse nach dem Stand 
von Wissenschaft und Technik nicht hätte erkannt werden können 
(Entwicklungsrisiko). 
Umweltschaden ist eine 
 Schädigung von geschützten Arten und natürlichen Lebensräu-

men 
 Schädigung der Gewässer einschließlich Grundwasser 
 Schädigung des Bodens 
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Mitversichert sind, teilweise abweichend von Ziffer 7.6 AHB, Ansprü-
che wegen Umweltschäden an eigenen, gemieteten, geleasten, ge-
pachteten oder geliehenen Grundstücken, soweit diese Grundstücke 
vom Versicherungsschutz dieses Vertrages erfasst sind. 
Nicht versichert sind 
a) Pflichten oder Ansprüche, soweit sich diese gegen Personen (Sie 
oder einen Mitversicherten) richten, die den Schaden dadurch verur-
sacht haben, dass sie bewusst von Gesetzen, Verordnungen oder an 
Sie gerichteten behördlichen Anordnungen oder Verfügungen, die 
dem Umweltschutz dienen, abweichen 
d) Pflichten oder Ansprüche wegen Schäden, 
 die durch unvermeidbare, notwendige oder in Kauf genommene 

Einwirkungen auf die Umwelt entstehen 
 für die Sie aus einem anderen Versicherungsvertrag (z. B. Gewäs-

serschaden-Haftpflicht) Versicherungsschutz haben oder hätte 
erlangen können. 

20.2 Versicherungsschutz wird für versicherte Kosten im Rahmen der 
beantragten Deckungssumme gewährt, maximal bis 1.000.000,- EUR 
je Schadenereignis. Die Deckungssumme steht einmal pro Versiche-
rungsjahr zur Verfügung. 
20.3 Versichert sind – abweichend von Ziffer 7.9 AHB – im Umfang 
dieses Versicherungsvertrages im Geltungsbereich der EU-
Umwelthaftungsrichtlinie (2004/35/EG) eintretende Versicherungs-
fälle. 
Versicherungsschutz besteht – insoweit abweichend von Ziffer 7.9 
AHB – auch für Pflichten oder Ansprüche gemäß nationalen Umset-
zungsgesetzen anderer EU-Mitgliedsstaaten, sofern diese Pflichten 
oder Ansprüche den Umfang der oben genannten EU-Richtlinie nicht 
überschreiten. 
20.4 Mitversichert gelten Behältnisse zur Lagerung gewässerschädli-
cher Stoffe, die zur Versorgung des jeweils versicherten Risikos 
dienen. 
20.5 Versicherungsschutz besteht für Handlungen oder Zustände, 
die während der Vertragslaufzeit eingetreten sind, bzw. für Ansprü-
che, die binnen eines Jahres nach Vertragsende erhoben wurden. 
Ausgenommen bleiben Ansprüche, für die Versicherungsschutz im 
Rahmen einer betrieblichen Versicherung besteht. Ausgeschlossen 
sind Schäden an eigenen, gemieteten, gepachteten oder sonst ver-
traglich in Besitz genommenen Grundstücken einschließlich der Ge-
wässer und dortiger Biodiversität. 

21.   Forderungsausfallversicherung 
21.1 Gegenstand des Versicherungsschutzes 
Hat ein Versicherter (Sie oder eine mitversicherte Person nach Ziffer 
2.1(1) bis (4) zur Privat-Haftpflichtversicherung) 
 wegen Personen- oder Sachschäden berechtigte Schadensersatz-

ansprüche 
 und kann er diese berechtigten Forderungen gegen den Scha-

densersatzpflichtigen nicht oder nicht voll durchsetzen, 

so stellen wir ihn so, als hätte der Schadensersatzpflichtige als Versi-
cherter Versicherungsschutz im Rahmen und Umfang der diesem 
Vertrag zugrunde liegenden AHB und dieser zusätzlichen Bedingung. 
Daher finden im Rahmen der Forderungsausfalldeckung für die Per-

son des Schädigers auch die Risikobeschreibungen und Ausschlüsse 
Anwendung, die für Sie gelten. 
Wir prüfen die Haftpflicht und leisten den Ersatz der Entschädigung, 
welche der Schadensersatzpflichtige aufgrund gesetzlicher Haft-
pflichtbestimmungen privatrechtlichen Inhalts nach deutschem 
Recht zu erbringen hat. Der Schadensersatzpflichtige oder sonstige 
Dritte haben keine Rechte aus diesem Versicherungsvertrag. 
Darüber hinaus besteht Versicherungsschutz für Schadensersatzan-
sprüche, die aus der Eigenschaft des Schädigers als nicht gewerbs-
mäßiger Tierhalter- oder Tierhüter entstanden sind. 
21.2 Umfang des Versicherungsschutzes 
Versicherungsschutz besteht für Personen-, Sach- und mitversicher-
te Vermögensschäden 
a) infolge von Schadenereignissen, die während der Wirksamkeit die-
ses Vertrages – abweichend von Ziffer 16.1 – in einem europäischen 
Land auftreten 
b) und zwar für den Ausfall der berechtigten Forderungen bis zur 
Höhe der vereinbarten Deckungssummen je Schadenereignis. 
Die Gesamtleistung für alle Versicherungsfälle eines Versicherungs-
jahres beträgt das Doppelte der vereinbarten Deckungssumme. 
Versicherungsfall ist das Schadenereignis, das Haftpflichtansprüche 
nach Ziffer 1 zur Folge haben könnte. 
21.3 Leistungsvoraussetzungen 
Voraussetzung für eine Versicherungsleistung ist, dass 
(1) der Schadensersatzpflichtige zahlungs-/leistungsunfähig ist; dies 
liegt vor, wenn aufgrund eines Urteils nach einem streitigen Ver-
fahren oder eines Vergleichs vor einem ordentlichen Gericht eines 
Mitgliedstaates der EU 
 eine Zwangsvollstreckung nicht zur vollen Befriedigung geführt 

hat. 
 ein gegen den Schadensersatzpflichtigen durchgeführtes Kon-

kurs-, Vergleichs- oder Insolvenzverfahren nicht zur vollen 
Befriedigung geführt hat oder ein solches Verfahren mangels 
Masse abgelehnt wurde. 

 (2) uns nach Feststehen der Zahlungs-/Leistungsunfähigkeit des 
Schadensersatzpflichtigen alle Umstände des Versicherungsfalles 
ausführlich, wahrheitsgemäß und unverzüglich gemeldet werden, 
und wir die gesetzliche Haftpflicht des Schadensersatzpflichtigen an-
erkennen. 
(3) an uns die Ansprüche gegen den Schadensersatzpflichtigen in 
Höhe der Versicherungsleistung abgetreten werden, die vollstreck-
bare Ausfertigung des Urteils oder Vergleichs ausgehändigt und an 
deren erforderliche Umschreibung auf uns mitgewirkt wird. 
Die Leistungsvoraussetzungen sind uns zu belegen und nachzuwei-
sen (z. B. Zeitpunkt, Ursache, Hergang, Art und Höhe der Schäden, 
Höhe des Forderungsausfalls, Vorlage eines rechtskräftigen Urteils, 
eines Vollstreckungsprotokolls oder sonstiger für die Beurteilung er-
heblicher Schriftstücke). 
21.4 Ausschlüsse 
(1) Kein Versicherungsschutz besteht für Gefahren, die dem Bereich 
eines Betriebes, Gewerbes, Berufes, Dienstes oder Amtes (auch Eh-
renamtes) des Schadensersatzpflichtigen zuzurechnen sind. 
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 (2) Nicht versichert sind Ansprüche wegen Schäden, 
 die der Schädiger durch vorsätzliches Handeln herbeigeführt hat 
 die in ursächlichem Zusammenhang mit Nuklear- und genetischen 

Schäden, Krieg, Aufruhr, inneren Unruhen, Streik, Aussperrung 
oder Erdbeben stehen 

 an Immobilien, für die bedingungsgemäß kein Versicherungs-
schutz besteht 

 an Sachen, die (auch) dem Bereich eines Betriebes, Gewerbes, Be-
rufes, Dienstes oder Amtes (auch Ehrenamtes) eines Versicherten 
zuzurechnen sind. 

Der Versicherungsschutz erstreckt sich nicht auf 
 Verzugszinsen, Vertragsstrafen, Kosten der Rechtsverfolgung 
 Schäden, zu deren Ersatz 

a) bei einem Dritten Leistungen beantragt werden können oder 
ein Dritter Leistungen zu erbringen hat (z. B. aus einer Hausrat-
versicherung) 
b) ein Sozialversicherungsträger Leistungen zu erbringen hat; 
auch nicht, soweit es sich um Rückgriffs-, Beteiligungsansprüche o. 
Ä. von Dritten handelt 

 Forderungen aufgrund eines gesetzlichen oder vertraglichen For-
derungsübergangs 

 Ansprüche, soweit sie darauf beruhen, dass berechtigte Einwen-
dungen oder begründete Rechtsmittel nicht oder nicht rechtzeitig 
vorgebracht oder eingelegt wurden. 

22.   Abhandenkommen von fremden Schlüsseln 
22.1 Private Schlüssel 
Eingeschlossen ist – in Ergänzung zu Ziffer 2.2 AHB und abweichend 
von Ziffer 7.6 AHB – die gesetzliche Haftpflicht aus dem Abhanden-
kommen von fremden, zu privaten Zwecken überlassenen, Schlüs-
seln. 
Hierzu zählen: 
 private Haus- und Wohnungsschlüssel inkl. Garagen-, Keller- und 

Nebenraumschlüssel zur Miet- und Eigentumswohnung (auch  
Generalhauptschlüssel für eine zentrale Schließanlage), die sich 
rechtmäßig in Gewahrsam des Versicherten befunden haben. 

 Hotelschlüssel und Codekarten, soweit sie Schlüsselfunktion ha-
ben 

 fremde Möbel-, Tresor- und Kfz-Schlüssel 
 Vereinsschlüssel 
 Schlüssel, die im Zusammenhang mit einer ehrenamtlichen Frei-

willigenarbeit überlassen wurden. 

Der Versicherungsschutz beschränkt sich auf gesetzliche Haftpflicht-
ansprüche wegen der Kosten für die notwendige Auswechselung von 
Schlössern und Schließanlagen sowie für vorübergehende Siche-
rungsmaßnahmen (Notschloss) und einen Objektschutz bis zu 14 
Tagen, gerechnet ab dem Zeitpunkt, an welchem der Verlust des 
Schlüssels festgestellt wurde. 
Ausgeschlossen bleiben 
 Haftpflichtansprüche aus allen sonstigen Folgeschäden eines 

Schlüsselverlustes (z. B. wegen Einbruchs, Diebstahls, Vanda-
lismus) 

 Haftpflichtansprüche aus dem Verlust von sonstigen Schlüsseln zu 
beweglichen Sachen 

 Haftpflichtansprüche aus allen sich aus dem Schlüsselverlust er-
gebenden Vermögensschäden 

 Bei Wohnungseigentümern die Kosten für die Auswechslung der 
im Sondereigentum stehenden Schlösser sowie Schäden in Höhe 
des Miteigentumsanteils an dem gemeinschaftlichen Eigentum. 

Unsere Höchstersatzleistung beträgt im Rahmen der Versicherungs-
summe für Sachschäden je Versicherungsfall 50.000,- EUR und steht 
zweifach für alle Schäden eines Versicherungsjahres zur Verfügung. 
Ihre Selbstbeteiligung ist beschränkt auf das Abhandenkommen 
fremder Möbel-, Tresor- und Kfz-Schlüssel und beträgt je Schaden  
10 %, mindestens 100,- EUR, höchstens 500,- EUR. 
22.2 Berufliche Schlüssel 
Mitversichert ist die gesetzliche Haftpflicht aus dem Abhandenkom-
men von Türschlüsseln, die Ihnen im Rahmen Ihrer beruflichen Tätig-
keit vom Arbeitgeber überlassen wurden. Codekarten, soweit sie 
Schlüsselfunktion haben, werden Schlüsseln gleichgesetzt. 
Der Versicherungsschutz beschränkt sich auf gesetzliche Haftpflicht-
ansprüche wegen der Kosten für die notwendige Auswechselung von 
Schlössern und Schließanlagen sowie für vorübergehende Siche-
rungsmaßnahmen (Notschloss) und einen Objektschutz bis zu 14 
Tagen, gerechnet ab dem Zeitpunkt, an welchem der Verlust des 
Schlüssels festgestellt wurde. 
Ausgeschlossen bleiben 
 Haftpflichtansprüche aus allen sonstigen Folgeschäden eines 

Schlüsselverlustes (z. B. wegen Einbruchs, Diebstahls, Vandalis-
mus) 

 Haftpflichtansprüche aus dem Verlust von Tresor- und Möbel-
schlüsseln sowie sonstigen Schlüsseln zu beweglichen Sachen 

 Haftpflichtansprüche aus allen sich aus dem Schlüsselverlust er-
gebenden Vermögensschäden 

 Schlüssel, die dem Arbeitgeber von Kunden oder sonstigen Drit-
ten überlassen wurden 

 Haftpflichtansprüche aus dem Verlust von Schlüsseln zu Gebäu-
den, Wohnungen, Räumen oder Garagen, deren Betreuung 
Aufgabe der gewerblichen, betrieblichen oder beruflichen Tätig-
keit von Ihnen oder einer mitversicherten Person ist. 

Unsere Höchstersatzleistung beträgt im Rahmen der Versicherungs-
summe für Sachschäden je Versicherungsfall 50.000,- EUR und steht 
zweifach für alle Schäden eines Versicherungsjahres zur Verfügung. 

23.   Be- und Entladeschäden an Kraftfahrzeugen 
Versichert ist die gesetzliche Haftpflicht als privater Eigentümer, Be-
sitzer, Halter oder Führer eines Kraftfahrzeugs oder Anhängers 
wegen Schäden, die Dritten beim Be- und Entladen des Kraftfahr-
zeugs oder Anhängers zugefügt werden. Gleiches gilt für manuelle 
Reinigungs- und Pflegearbeiten. Schäden am selbst gebrauchten 
Kraftfahrzeug oder Anhänger bleiben ausgeschlossen. 
Dem Versicherungsnehmer steht es frei, einen Schaden von der zu-
ständigen Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung regulieren zu lassen. 
In diesem Fall entfällt der Versicherungsschutz aus diesem Vertrag. 
Die Deckungssumme beträgt je Versicherungsfall 5.000 EUR. 
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24.   Elektronischer Datenaustausch/Internetnutzung 
24.1 Eingeschlossen ist – insoweit abweichend von Ziffer 7.15 AHB – 
die gesetzliche Haftpflicht wegen Schäden aus dem Austausch, der 
Übermittlung und der Bereitstellung elektronischer Daten, z. B. im In-
ternet, per E-Mail oder mittels Datenträger, soweit es sich handelt 
um 
 (1) Löschung, Unterdrückung, Unbrauchbarmachung oder Verände-
rung von Daten (Datenveränderung) bei Dritten durch Computer-
Viren und/oder andere Schadprogramme 
 (2) Datenveränderung aus sonstigen Gründen sowie der Nichterfas-
sung und fehlerhaften Speicherung von Daten bei Dritten, und zwar 
wegen 
 sich daraus ergebender Personen- und Sachschäden, nicht jedoch 

weiterer Datenveränderungen sowie 
 der Kosten zur Wiederherstellung der veränderten Daten bzw. Er-

fassung/korrekter Speicherung nicht oder fehlerhaft erfasster 
Daten. 

(3)  Störung des Zugangs Dritter zum elektronischen Datenaus-
tausch. 
Für Ziff. 24.1 (1) bis (3) gilt: 
Es ist Ihre Aufgabe, dass Ihre auszutauschenden, zu übermittelnden, 
bereitgestellten Daten durch Sicherheitsmaßnahmen und/oder -
techniken (z. B. Virenscanner, Firewall) gesichert oder geprüft werden 
bzw. worden sind, die dem Stand der Technik entsprechen. Diese 
Maßnahmen können auch durch Dritte erfolgen. 
Verletzen Sie diese vertraglichen Pflichten, so gilt Ziffer 26.1 AHB 
(Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten). 
24.2 Die Deckungssumme beträgt 1.000.000 EUR und stellt – abwei-
chend von Ziffer 6.2 AHB – zugleich die Höchstersatzleistung für alle 
Versicherungsfälle eines Versicherungsjahres dar. 
Abweichend von Ziffer 6.3 AHB gelten mehrere während der Wirk-
samkeit der Versicherung eintretende Versicherungsfälle als ein 
Versicherungsfall, der im Zeitpunkt des ersten dieser Versicherungs-
fälle eingetreten ist, wenn diese 
 auf derselben Ursache 
 auf gleichen Ursachen mit innerem, insbesondere sachlichem und 

zeitlichem Zusammenhang oder 
 auf dem Austausch, der Übermittlung und Bereitstellung elektro-

nischer Daten mit gleichen Mängeln beruhen. 

24.3 Versicherungsschutz besteht – insoweit abweichend von Ziffer 
7.9 AHB – für Versicherungsfälle im Ausland. 
Dies gilt jedoch nur, soweit die versicherten Haftpflichtansprüche in 
europäischen Staaten und nach dem Recht europäischer Staaten 
geltend gemacht werden. 
24.4 Nicht versichert sind Ansprüche aus nachfolgend genannten Tä-
tigkeiten und Leistungen: 
 Software-Erstellung, -Handel, -Implementierung, -Pflege 
 IT-Beratung, -Analyse, -Organisation, -Einweisung, -Schulung 
 Netzwerkplanung, -installation, -integration, -betrieb, -wartung, -

pflege 
 Bereithaltung fremder Inhalte, z. B. Access-, Host-, Full-Service-

Providing 
 Betrieb von Datenbanken. 

24.5 Ausgeschlossen vom Versicherungsschutz sind Ansprüche 
 (1) wegen Schäden, die dadurch entstehen, dass Sie oder eine mit-
versicherte Person bewusst 
 unbefugt in fremde Datenverarbeitungssysteme/Datennetze ein-

greifen (z. B. Hacker-Attacken, Denial of Service Attacks) 
 Software einsetzen, die geeignet ist, die Datenordnung zu zerstö-

ren oder zu verändern (z. B. Software-Viren, Trojanische Pferde). 

 (2) die in engem Zusammenhang stehen mit 
 massenhaft versandten, vom Empfänger ungewollten elektronisch 

übertragenen Informationen (z. B. Spamming) 
 Dateien (z. B. Cookies), mit denen widerrechtlich bestimmte In-

formationen über Internet-Nutzer gesammelt werden sollen. 

 (3) gegen Sie oder jeden Mitversicherten, soweit diese den Schaden 
durch bewusstes Abweichen von gesetzlichen oder behördlichen 
Vorschriften (z. B. Teilnahme an rechtswidrigen Online-
Tauschbörsen) oder durch sonstige bewusste Pflichtverletzungen 
herbeigeführt haben 
 (4) wegen Schäden die aus der Übermittlung vertraulicher Daten 
oder Informationen entstehen. 

25.   Abwasserschäden 
Eingeschlossen sind –- in Ergänzung zu Ziffer 7.14 (1) AHB – Haft-
pflichtansprüche wegen Sachschäden durch häusliche 
Abwässer und durch Abwässer aus dem Rückstau des Straßenkanals. 

26.   Allmählichkeitsschäden 
Eingeschlossen sind Haftpflichtansprüche aus Sachschäden, die ent-
stehen durch allmähliche Einwirkung der Temperatur, von Gasen, 
Dämpfen, oder Feuchtigkeit sowie von Niederschlägen (Rauch, Ruß, 
Staub und dgl.). 

27.   Vermögensschäden 
27.1 Mitversichert ist im Rahmen des Vertrages die gesetzliche Haft-
pflicht wegen Vermögensschäden im Sinne der Ziffer 2.1 AHB wegen 
Versicherungsfällen, die während der Wirksamkeit der Versicherung 
eingetreten sind. 
27.2 Ausgeschlossen sind Haftpflichtansprüche wegen Schäden 
 durch von Ihnen (oder in Ihrem Auftrag oder für Ihre Rechnung 

von Dritten) hergestellte oder gelieferte Sachen, erbrachte Arbei-
ten oder sonstige Leistungen 

 aus planender, beratender, bau- oder montageleitender, prüfen-
der oder gutachterlicher Tätigkeit; 

 aus Ratschlägen, Empfehlungen oder Weisungen an wirtschaftlich 
verbundene Unternehmen, 

 aus Vermittlungsgeschäften aller Art 
 aus Auskunftserteilung, Übersetzung sowie Reiseveranstaltung 
 aus Anlage-, Kredit-, Versicherungs-, Grundstücks-, Leasing- oder 

ähnlichen wirtschaftlichen Geschäften, aus Zahlungsvorgängen al-
ler Art, aus Kassenführung sowie aus Untreue und 
Unterschlagung 

 aus Rationalisierung und Automatisierung 
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 aus der Verletzung von gewerblichen Schutzrechten und Urheber-
rechten sowie des Kartell- und Wettbewerbsrechts, 

 aus der Nichteinhaltung von Fristen, Terminen, Vor- und Kosten-
anschlägen 

 aus Pflichtverletzungen, die mit der Tätigkeit als ehemalige oder 
gegenwärtige Mitglieder von Vorstand, Geschäftsführung, Auf-
sichtsrat, Beirat oder anderer vergleichbarer Leitungs- oder 
Aufsichtsgremien/Organe im Zusammenhang stehen 

 aus bewusstem Abweichen von gesetzlichen oder behördlichen 
Vorschriften, von Anweisungen oder Bedingungen des Auftragge-
bers oder aus sonstiger bewusster Pflichtverletzung 

 aus dem Abhandenkommen von Sachen, auch z. B. von Geld, 
Wertpapieren und Wertsachen 

 durch ständige Immissionen (z. B. Geräusche, Gerüche, Erschütte-
rungen). 

28.   Ansprüche aus Benachteiligungen für Privatpersonen 
Wir bieten Ihnen und den mitversicherten Personen – abweichend 
von Ziffer 7.17 AHB – Versicherungsschutz für den Fall, dass Sie oder 
mitversicherte Personen aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestim-
mungen privatrechtlichen Inhalts wegen Benachteiligungen aus den 
genannten Gründen für einen Personen-, Sach- oder Vermögens-
schaden in Anspruch genommen werden. 
Für Sie besteht Versicherungsschutz als Dienstherr der in Ihrem Pri-
vathaushalt beschäftigten Personen. Beschäftigte Personen sind 
auch die Bewerberinnen und Bewerber für ein Beschäftigungsver-
hältnis sowie die Personen, deren Beschäftigungsverhältnis beendet 
ist. 
Gründe für die Benachteiligung sind die Rasse, die ethnische Her-
kunft, das Geschlecht, die Religion, die Weltanschauung, eine 
Behinderung, das Alter oder die sexuelle Identität. 
Versicherungsfall ist – abweichend von Ziffer 1.1 AHB – die erstmali-
ge Geltendmachung eines Haftpflichtanspruchs gegen Sie oder eine 
mitversicherte Person während der Dauer des Versicherungsvertra-
ges. Im Sinne dieses Vertrages ist ein Haftpflichtanspruch geltend 
gemacht, wenn gegen Sie oder eine mitversicherte Person ein An-
spruch schriftlich erhoben wird oder ein Dritter Ihnen oder einer 
mitversicherten Person schriftlich mitteilt, einen Anspruch gegen Sie 
oder eine mitversicherte Person zu haben. 
Die Anspruchserhebung sowie die zugrunde liegende Benachteili-
gung müssen während der Wirksamkeit der Versicherung erfolgt 
sein. Wird eine Benachteiligung durch fahrlässige Unterlassung ver-
ursacht, gilt sie im Zweifel als an dem Tag begangen, an welchem die 
versäumte Handlung spätestens hätte vorgenommen werden müs-
sen, um den Eintritt des Schadens abzuwenden. 
Für den Umfang unserer Leistung ist die im Versicherungsschein an-
gegebene Deckungssumme der Höchstbetrag für jeden 
Versicherungsfall und für alle während eines Versicherungsjahres 
eingetretenen Versicherungsfälle zusammen. 
Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche: 
 gegen Sie und/oder die mitversicherten Personen, soweit sie den 

Schaden durch wissentliches Abweichen von Gesetz, Vorschrift, 
Beschluss, Vollmacht, Weisung oder durch sonstige Pflichtverlet-
zung herbeigeführt haben. Ihnen und/oder den mitversicherten 

Personen werden die Handlungen oder Unterlassungen nicht zu-
gerechnet, die ohne ihr Wissen begangen worden sind. 

 die von den mitversicherten Personen geltend gemacht werden. 
 welche vor Gerichten außerhalb Deutschlands geltend gemacht 

werden – dies gilt auch im Fall der Vollstreckung von Urteilen, die 
außerhalb Deutschlands gefällt wurden. 

 wegen Verletzung oder Nichtbeachtung des Rechts ausländischer 
Staaten. 

 auf Entschädigung und/oder Schadensersatz mit Strafcharakter. 
 Hierunter fallen auch Strafen, Buß-, Ordnungs- oder Zwangsgel-

der, die gegen Sie oder die mitversicherten Personen verhängt 
worden sind. 

 wegen Gehalt, rückwirkender Lohnzahlungen, Pensionen, Renten, 
Ruhegeldern, betrieblicher Altersversorgung, Abfindungs-
zahlungen im Zusammenhang mit der Beendigung von Arbeits-
verhältnissen und Sozialplänen sowie Ansprüche aus 
Personenschäden, bei denen es sich um Arbeitsunfälle und Be-
rufskrankheiten in Ihrem Betrieb gemäß dem Sozialgesetzbuch VII 
handelt. 

28.1 Verletzung aus Persönlichkeits- und Namenrechtsverletzung 
Eingeschlossen sind – abweichend von Ziffer 7.16 AHB – die gesetzli-
chen Haftpflichtansprüche wegen Schäden aus Persönlichkeits- und 
Namenrechtsverletzung. Vorsatz bleibt gemäß Ziffer 7.1 AHB ausge-
schlossen. 

29.   Vorsorgeversicherung 
Abweichend von Ziffer 4 AHB gelten die vereinbarten Versicherungs-
summen auch für die Vorsorgeversicherung. Für 
versicherungspflichtige Hunde besteht – abweichend von Ziffer 4.3 
(3) AHB – Versicherungsschutz. 

30.   Leistungs-Update-Garantie für künftige Leistungsver-
besserungen 
Werden die dieser Privat-Haftpflichtversicherung zugrunde liegenden 
Versicherungsbedingungen ausschließlich zum Vorteil der Versiche-
rungsnehmer und ohne Mehrprämie geändert, so gelten die Inhalte 
der neuen Bedingungen mit sofortiger Wirkung auch für diesen Ver-
trag. 

31.   Differenzdeckung 
31.1 Versicherungsschutz aus der Differenzdeckung besteht nur, 
wenn Sie dies mit uns ausdrücklich vereinbart haben. Dies können 
Sie Ihrem Versicherungsschein entnehmen. 
Voraussetzung für die Differenzdeckung ist der Vertragsabschluss 
über das OVB Vermögenssicherungskonzept bestehend aus den Ex-
klusiv-Tarifen 
 Unfallversicherung 
 Privathaftpflichtversicherung 
 Hausratversicherung 
 Glasversicherung 

der Manufaktur Augsburg GmbH. 
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31.2 Gegenstand des Versicherungsschutzes 
Diese Differenzdeckung ergänzt im jeweils vertraglich vereinbarten 
Umfang eine anderweitig bestehende gleichartige Versicherung für 
dasselbe Risiko gemäß den folgenden Bestimmungen. Der Versiche-
rungsschutz aus dem anderweitig bestehenden 
Versicherungsvertrag geht dem Versicherungsschutz aus dem vorlie-
genden Vertrag vor. 
31.3 Leistungsumfang 
31.3.1 Die Differenzdeckung leistet für Versicherungsfälle, die in der 
anderweitig bestehenden Versicherung nicht oder nicht im vollen 
Umfang versichert sind, bis zur Höhe des im vorliegenden Vertrag 
vereinbarten Versicherungsschutzes (zum Beispiel: Haftungserweite-
rungen, Entschädigungsgrenzen). Für im Rahmen des anderweitig 
bestehenden Vertrages vereinbarte Selbstbehalte besteht ebenfalls 
Versicherungsschutz im Rahmen dieses Vertrages. Die in diesem 
Vertrag vereinbarten Selbstbehalte bleiben hiervon jedoch unbe-
rührt. 
31.3.2 Maßgeblich für die vertraglich vereinbarten Leistungen aus 
der anderweitig bestehenden Versicherung ist der Umfang des Ver-
sicherungsschutzes des anderen Vertrages, der zum Zeitpunkt der 
Antragsstellung der Differenzdeckung bestanden hat. Nachträglich 
vorgenommene Änderungen an der anderweitig bestehenden Versi-
cherung bewirken keine Erweiterung der Differenzdeckung.  
31.3.3 Ergänzend zu den Bestimmungen der dem Vertrag zugrunde 
liegenden Bedingungen werden Leistungen nicht erbracht, wenn 
 zum Zeitpunkt der Antragstellung der Differenzdeckung keine an-

derweitige gleichartige Versicherung für gleiches Risiko bestanden 
hat; 

 Die Leistung des anderen Versicherers infolge eines Vergleichs 
zwischen dem anderweitigen Versicherer und dem Versiche-
rungsnehmer nicht zum vollen Ersatz des Schadens führt. 

Gleiches gilt, wenn aufgrund fehlender Nachweise über die Scha-
denshöhe durch den anderweitigen Versicherer lediglich eine  
pauschale Entschädigung erbracht wird. 
Ist der anderweitige Versicherer infolge 
 Nichtzahlung der Beiträge 
 Obliegenheitsverletzung 
 arglistige Täuschung 
 vorzeitiger Vertragsbeendigung 

von seiner Leistungspflicht ganz oder teilweise befreit, so wird 
dadurch keine Erweiterung des Leistungsumfangs der Differenz-
deckung bewirkt. Leistungen aus der Differenzdeckung werden dann 
nur insoweit erbracht, als sie entstanden wären, wenn keine der vor-
genannten Gründe für den Wegfall oder die Reduzierung der 
Leistung vorgelegen hätte. 
31.4 Verhalten im Versicherungsfall 
31.4.1 Der Versicherungsnehmer hat einen Versicherungsfall 
 zunächst dem Versicherer der anderweitig bestehenden Versiche-

rung anzuzeigen und dort seine Ansprüche geltend zu machen; 
 zur Differenzdeckung unverzüglich zu melden, sobald er von dem 

anderweitigen Versicherer informiert wurde, dass ein gemeldeter 
Versicherungsfall dort nicht oder nicht in vollem Umfang unter die 
Leistungspflicht fällt. 

31.4.2 Die übrigen in den Versicherungsbedingungen genannten Ob-
liegenheiten, welche im Versicherungsfall zu beachten sind, bleiben 
unberührt; insbesondere hat der Versicherungsnehmer nach Auf-
forderung durch den Versicherer die erforderlichen Auskünfte zur 
Feststellung der Entschädigungspflicht zu erteilen sowie die zur Fest-
stellung der Leistungshöhe notwendigen Untertagen des anderen 
Versicherers einzureichen. 
31.5 Dauer der Differenzdeckung 
31.5.1 Der angegebene Versicherungsvertrag wird zum nächstmögli-
chen Vertragsablauf des anderen Versicherers auf den vollen 
Versicherungsschutz umgestellt. Der Versicherungsschutz der Diffe-
renzdeckung gilt demnach maximal für 3 Jahre, längstens bis zum 
Wegfall der Klausel über die Differenzdeckung zum im Versiche-
rungsschein genannten Beendigungstermin.  
31.5.2 Entfällt eine der für die Differenzdeckung erforderlichen Vo-
raussetzungen, endet diese außerordentlich. 
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§ 1 Anzeigen und Willenserklärungen 
1. Die Verwaltungsgesellschaft des Versicherers für alle Haftpflicht-
Versicherungsverträge ist die Manufaktur Augsburg GmbH (im Fol-
genden MA GmbH genannt). 
2. Alle vom Versicherungsnehmer dem Versicherer gegenüber zu er-
bringenden vertraglichen und gesetzlichen Verpflichtungen sind MA 
GmbH gegenüber zu erfüllen. 
3. MA GmbH ist bevollmächtigt, vertraglich obliegende Anzeigen, Wil-
lenserklärungen, Schadensanzeigen und Beiträge in Empfang zu 
nehmen sowie ausstehende Beiträge einzufordern und den dazuge-
hörigen Schriftverkehr zu führen und Willenserklärungen jeglicher 
Art im Zusammenhang mit dem Versicherungsvertrag (z. B. Rücktritt, 
Kündigung, Anfechtung) abzugeben. Die Beiträge gelten als beim 
Versicherer eingegangen, wenn sie bei der MA GmbH eingegangen 
sind. 
4. MA GmbH ist vom Versicherer beauftragt, gegenüber den Versi-
cherungsnehmern und den betreuenden Vermittlern die Annahme 
oder Ablehnung von Anträgen zu erklären. 
5. Hat der Versicherungsnehmer seine Anschrift geändert, die Ände-
rung aber der MA GmbH nicht mitgeteilt, so genügt für eine 
Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzuge-
ben ist, die Absendung eines eingeschriebenen Briefes an die letzte 
der MA GmbH bekannte Anschrift. Die Erklärung wird zu dem Zeit-
punkt wirksam, zu welchem sie – ohne die Anschriftenänderung – bei 
regelmäßiger Beförderung dem Versicherungsnehmer zugegangen 
wäre. 

§ 2 Versichererwechsel 
MA GmbH ist berechtigt, das auf der Grundlage dieses Vertrages 
versicherte Risiko jederzeit durch Kündigung und Neuabschluss des 
Versicherungsvertrages ohne Zustimmung des Versicherungsneh-
mers bei einem anderen Versicherer in Deckung zu geben und/oder 
weitere Versicherer zu beteiligen. Dies ist jedoch nur möglich bei 
gleich bleibendem Versicherungsschutz. Macht die MA GmbH von 
diesem Recht Gebrauch, so werden die Versicherungsnehmer spä-
testens innerhalb von 4 Wochen nach erfolgtem Wechsel darüber 
informiert, bei wem sie von nun an ihre vertraglichen Rechte geltend 
machen können. 

§ 3 Schlussbestimmung 
Sofern nicht in den Versicherungsbedingungen Abweichendes be-
stimmt ist, gelten die gesetzlichen Vorschriften. 

§ 4 Zurechnungsklausel 
Sämtliche Willenserklärungen, die der Kunde oder Versicherungs-
nehmer gegenüber der Manufaktur Augsburg GmbH mitteilt, gelten 
zeit-gleich dem Versicherer als zugegangen. Die Manufaktur Augs-
burg GmbH wird diese Willenserklärungen im Rahmen der 
bestehenden vertraglichen Abreden mit dem Versicherer bearbeiten, 
verwalten oder weiterleiten. Der Kunde oder Versicherungsnehmer 
bleibt darlegungs- und beweispflichtig, dass seine Willenserklärung 
der Manufaktur Augsburg GmbH zugegangen ist.  
Die Manufaktur Augsburg GmbH war an der Ausgestaltung dieser 
Versicherungsbedingungen beteiligt, um die Interessen des Kunden 
einer geeigneten Versicherungslösung zuzuführen. Auch für den Fall, 
dass zwischen der Manufaktur Augsburg GmbH und dem jeweiligen 
Risiko-träger eine Exklusivitätsabrede hinsichtlich des Umfanges die-
ses Versicherungsschutzes getroffen wurde, ändert dies nichts an 
der Tatsache, dass der jeweilige Risikoträger der Verwender dieser 
Versicherungsbedingungen ist. Auch für den Fall, dass die Manufak-
tur Augsburg GmbH auf den Versicherungsbedingungen namentlich 
genannt wird, wurden diese Versicherungsbedingungen von dem Ri-
sikoträger, der ADLER Versicherung AG, in den Rechtsverkehr 
gebracht. Etwaige Unklarheiten, Auslegungszweifel oder Vertragslü-
cken sind zulasten des Verwenders, der ADLER Versicherung AG, 
auszulegen.  
Bei diesem Versicherungskonzept war zwar in der Ausgestaltung die 
Manufaktur Augsburg GmbH beteiligt, diese ist aufgrund der vorste-
henden Verwenderklausel nicht als Verwender dieser 
Versicherungsbedingungen anzusehen. Auslegungszweifel im Rah-
men dieser allgemeinen Geschäftsbedingungen gehen aufgrund 
dieser Klarstellung ausdrücklich zulasten des Verwenders, der ADLER 
Versicherung AG. 

07 
BESONDERE KLAUSELN UND VEREINBARUNGEN  
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§ 5 Abweichender Versicherungsschein 
(1) Weicht der Inhalt des Versicherungsscheins von dem Antrag des 
Versicherungsnehmers oder den getroffenen Vereinbarungen ab, gilt 
die Abweichung als genehmigt, wenn die Voraussetzungen des Ab-
satzes 2 erfüllt sind und der Versicherungsnehmer nicht innerhalb 
eines Monats nach Zugang des Versicherungsscheins in Textform 
widerspricht. 
(2) Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer bei Übermittlung 
des Versicherungsscheins darauf hinzuweisen, dass Abweichungen 
als genehmigt gelten, wenn der Versicherungsnehmer nicht inner-
halb eines Monats nach Zugang des Versicherungsscheins in 
Textform widerspricht. Auf jede Abweichung und die hiermit verbun-
denen Rechtsfolgen ist der Versicherungsnehmer durch einen 
auffälligen Hinweis im Versicherungsschein aufmerksam zu machen. 
(3) Hat der Versicherer die Verpflichtungen nach Absatz 2 nicht er-
füllt, gilt der Vertrag als mit dem Inhalt des Antrags des 
Versicherungsnehmers geschlossen. 
(4) Eine Vereinbarung, durch die der Versicherungsnehmer darauf 
verzichtet, den Vertrag wegen Irrtums anzufechten, ist unwirksam. 

§ 6 Beratung des Versicherungsnehmers  
(1) Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer, soweit nach der 
Schwierigkeit, die angebotene Versicherung zu beurteilen, oder der 
Person des Versicherungsnehmers und dessen Situation hierfür An-
lass besteht, nach seinen Wünschen und Bedürfnissen zu befragen 
und, auch unter Berücksichtigung eines angemessenen Verhältnis-
ses zwischen Beratungsaufwand und der vom Versicherungsnehmer 
zu zahlenden Prämien, zu beraten sowie die Gründe für jeden zu ei-
ner bestimmten Versicherung erteilten Rat anzugeben. Er hat dies 
unter Berücksichtigung der Komplexität des angebotenen Versiche-
rungsvertrags zu dokumentieren. 
(2) Der Versicherer hat dem Versicherungsnehmer den erteilten Rat 
und die Gründe hierfür klar und verständlich vor dem Abschluss des 
Vertrags in Textform zu übermitteln. Die Angaben dürfen mündlich 
übermittelt werden, wenn der Versicherungsnehmer dies wünscht 
oder wenn und soweit der Versicherer vorläufige Deckung gewährt. 
In diesen Fällen sind die Angaben unverzüglich nach Vertragsschluss 
dem Versicherungsnehmer in Textform zu übermitteln; dies gilt 
nicht, wenn ein Vertrag nicht zustande kommt und für Verträge über 
vorläufige Deckung bei Pflichtversicherungen. 
(3) Der Versicherungsnehmer kann auf die Beratung und Dokumen-
tation nach Absatz 1 und 2 durch eine gesonderte schriftliche 
Erklärung verzichten, in der er vom Versicherer ausdrücklich darauf 
hingewiesen wird, dass sich ein Verzicht nachteilig auf seine Möglich-
keit auswirken kann, gegen den Versicherer einen 
Schadensersatzanspruch nach Absatz 5 geltend zu machen. 

(4) Die Verpflichtung nach Absatz1 Satz 1 besteht auch nach Ver-
tragsschluss während der Dauer des Versicherungsverhältnisses, 
soweit für den Versicherer ein Anlass für eine Nachfrage und Bera-
tung des Versicherungsnehmers erkennbar ist. Der 
Versicherungsnehmer kann im Einzelfall auf eine Beratung durch 
schriftliche Erklärung verzichten. 
(5) Verletzt der Versicherer eine Verpflichtung nach den Absätzen 1, 
2 oder 4, ist er dem Versicherungsnehmer zum Ersatz des hierdurch 
entstehenden Schadens verpflichtet. Dies gilt nicht, wenn der Versi-
cherer die Pflichtverletzung nicht zu vertreten hat. 
(6) Die Absätze 1 bis 5 sind auf Versicherungsverträge über ein Groß-
risiko im Sinn des Artikels 10 Abs. 1 Satz 2 des Einführungsgesetzes 
zum Versicherungsvertragsgesetz nicht anzuwenden, ferner dann 
nicht, wenn der Vertrag mit dem Versicherungsnehmer von einem 
Versicherungsmakler vermittelt wird oder wenn es sich um einen 
Vertrag im Fernabsatz im Sinn des § 312b Abs. 1 und 2 des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs handelt. 

§ 7 Information des Versicherungsnehmers 
(1) Der Versicherer hat dem Versicherungsnehmer rechtzeitig vor 
Abgabe von dessen Vertragserklärung seine Vertragsbestimmungen 
einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen sowie die 
in einer Rechtsverordnung nach Absatz 2 bestimmten Informationen 
in Textform mitzuteilen. Die Mitteilungen sind in einer dem einge-
setzten Kommunikationsmittel entsprechenden Weise klar und 
verständlich zu übermitteln. Wird der Vertrag auf Verlangen des Ver-
sicherungsnehmers telefonisch oder unter Verwendung eines 
anderen Kommunikationsmittels geschlossen, das die Information in 
Textform vor der Vertragserklärung des Versicherungsnehmers nicht 
gestattet, muss die Information unverzüglich nach Vertragsschluss 
nachgeholt werden; dies gilt auch, wenn der Versicherungsnehmer 
durch eine gesonderte schriftliche Erklärung auf eine Information vor 
Abgabe seiner Vertragserklärung ausdrücklich verzichtet. 
(2) Das Bundesministerium der Justiz wird ermächtigt, im Einverneh-
men mit dem Bundesministerium der Finanzen und im Benehmen 
mit dem Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des 
Bundesrates zum Zweck einer umfassenden Information des Versi-
cherungsnehmers festzulegen, 
1. welche Einzelheiten des Vertrags, insbesondere zum Versicherer, 
zur angebotenen Leistung und zu den Allgemeinen Versicherungsbe-
dingungen sowie zum Bestehen eines Widerrufsrechts, dem Versi-
cherungsnehmer mitzuteilen sind, 
2. welche weiteren Informationen dem Versicherungsnehmer bei der 
Lebensversicherung insbesondere über die zu erwartenden Leistun-
gen, ihre Ermittlung und Berechnung, über eine Modellrechnung so-
wie über die Abschluss- und Vertriebskosten, soweit eine 
Verrechnung mit Prämien erfolgt, und über sonstige Kosten mitzutei-
len sind, 
3. welche weiteren Informationen bei der Krankenversicherung, ins-
besondere über die Prämienentwicklung und -gestaltung sowie die 
Abschluss- und Vertriebskosten, mitzuteilen sind, 
4. was dem Versicherungsnehmer mitzuteilen ist, wenn der Versiche-
rer mit ihm telefonisch Kontakt aufgenommen hat und 

08 
AUSZUG 
aus dem Versicherungsvertragsgesetz (VVG), dem Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB), dem Handelsgesetzbuch (HGB), 
dem Sozialgesetzbuch XI (SGB XI), der Zivilprozessordnung (ZPO) und dem Wohnungseigentumsgesetz (WEG) 
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5. in welcher Art und Weise die Informationen zu erteilen sind. Bei 
der Festlegung der Mitteilungen nach Satz 1 sind die vorgeschriebe-
nen Angaben nach der Richtlinie 92/49/EWG des Rates vom 18. Juni 
1992 zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften für 
die Direktversicherung (mit Ausnahme der Lebensversicherung) so-
wie zur Änderung der Richtlinien 73/239/EWG und 88/357/EWG (ABl. 
EG Nr. L 228 S. 1), der Richtlinie 2002/65/EG des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 23. September 2002 über den 
Fernabsatz von Finanzdienstleistungen an Verbraucher und zur Än-
derung der Richtlinie 90/619/EWG des Rates und der Richtlinien 
97/7/EG und 98/27/EG (ABl. EG Nr. L 271 S. 16) sowie der Richtlinie 
2002/83/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. No-
vember 2002 über Lebensversicherungen (ABl. EG Nr. L 345 S. 1) zu 
beachten. 
(3) In der Rechtsverordnung nach Absatz 2 ist ferner zu bestimmen, 
was der Versicherer während der Laufzeit des Vertrags in Textform 
mitteilen muss; dies gilt insbesondere bei Änderungen früherer In-
formationen, ferner bei der Krankenversicherung bei 
Prämienerhöhungen und hinsichtlich der Möglichkeit eines Tarif-
wechsels sowie bei der Lebensversicherung mit 
Überschussbeteiligung hinsichtlich der Entwicklung der Ansprüche 
des Versicherungsnehmers. 
(4) Der Versicherungsnehmer kann während der Laufzeit des Ver-
trags jederzeit vom Versicherer verlangen, dass ihm dieser die 
Vertragsbestimmungen einschließlich der Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen in einer Urkunde übermittelt; die Kosten für die 
erste Übermittlung hat der Versicherer zu tragen. 
(5) Die Absätze 1 bis 4 sind auf Versicherungsverträge über ein Groß-
risiko im Sinn des Artikels 10 Abs. 1 Satz 2 des Einführungsgesetzes 
zum Versicherungsvertragsgesetz nicht anzuwenden. Ist bei einem 
solchen Vertrag der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, 
hat ihm der Versicherer vor Vertragsschluss das anwendbare Recht 
und die zuständige Aufsichtsbehörde in Textform mitzuteilen. 

§ 8 Widerrufsrecht des Versicherungsnehmers 
(1) Der Versicherungsnehmer kann seine Vertragserklärung inner-
halb von zwei Wochen widerrufen. Der Widerruf ist in Textform 
gegenüber dem Versicherer zu erklären und muss keine Begrün-
dung enthalten; zur Fristwahrung genügt die rechtzeitige Absendung. 
(2) Die Widerrufsfrist beginnt zu dem Zeitpunkt, zu dem folgende Un-
terlagen dem Versicherungsnehmer in Textform zugegangen sind: 
1. der Versicherungsschein und die Vertragsbestimmungen ein-
schließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingungen sowie die 
weiteren Informationen nach § 7 Abs. 1 und 2 und 
2. eine deutlich gestaltete Belehrung über das Widerrufsrecht und 
über die Rechtsfolgen des Widerrufs, die dem Versicherungsnehmer 
seine Rechte entsprechend den Erfordernissen des eingesetzten 
Kommunikationsmittels deutlich macht und die den Namen und die 
Anschrift desjenigen, gegenüber dem der Widerruf zu erklären ist, 
sowie einen Hinweis auf den Fristbeginn und auf die Regelungen des 
Absatzes 1 Satz 2 enthält. Die Belehrung genügt den Anforderungen 
des Satzes 1 Nr. 2, wenn das vom Bundesministerium der Justiz auf 
Grund einer Rechtsverordnung nach Absatz 5 veröffentlichte Muster 

verwendet wird. Der Nachweis über den Zugang der Unterlagen 
nach Satz 1 obliegt dem Versicherer. 
(3) Das Widerrufsrecht besteht nicht 
1. bei Versicherungsverträgen mit einer Laufzeit von weniger als ei-
nem Monat, 
2. bei Versicherungsverträgen über vorläufige Deckung, es sei denn, 
es handelt sich um einen Fernabsatzvertrag im Sinn des § 312b Abs. 
1 und 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, 
3. bei Versicherungsverträgen bei Pensionskassen, die auf arbeits-
vertraglichen Regelungen beruhen, es sei denn, es handelt sich um 
einen Fernabsatzvertrag im Sinn des § 312b Abs. 1 und 2 des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs, 
4. bei Versicherungsverträgen über ein Großrisiko im Sinn des Arti-
kels 10 Abs. 1 Satz 2 des Einführungsgesetzes zum 
Versicherungsvertragsgesetz, Das Widerrufsrecht ist ausgeschlossen 
bei Versicherungsverträgen, die von beiden Vertragsparteien auf 
ausdrücklichen Wunsch des Versicherungsnehmers vollständig er-
füllt sind, bevor der Versicherungsnehmer sein Widerrufsrecht 
ausgeübt hat. 
(4) Im elektronischen Geschäftsverkehr beginnt die Widerrufsfrist 
abweichend von Absatz 2 Satz 1 nicht vor Erfüllung auch der in § 
312e Abs. 1 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs geregelten Pflich-
ten. 
(5) Das Bundesministerium der Justiz wird ermächtigt, durch Rechts-
verordnung ohne Zustimmung des Bundesrates Inhalt und 
Gestaltung der dem Versicherungsnehmer nach Absatz 2 Satz 1 Nr. 
2 mitzuteilenden Belehrung über das Widerrufsrecht festzulegen 

§ 9 Rechtsfolgen des Widerrufs 
Übt der Versicherungsnehmer das Widerrufsrecht nach § 8 Abs. 1 
aus, hat der Versicherer nur den auf die Zeit nach Zugang des Wider-
rufs entfallenden Teil der Prämien zu erstatten, wenn der 
Versicherungsnehmer in der Belehrung nach § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
auf sein Widerrufsrecht, die Rechtsfolgen des Widerrufs und den zu 
zahlenden Betrag hingewiesen worden ist und zugestimmt hat, dass 
der Versicherungsschutz vor Ende der Widerrufsfrist beginnt; die Er-
stattungspflicht ist unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang 
des Widerrufs zu erfüllen. Ist der in Satz 1 genannte Hinweis unter-
blieben, hat der Versicherer zusätzlich die für das erste Jahr des 
Versicherungsschutzes gezahlten Prämien zu erstatten; dies gilt 
nicht, wenn der Versicherungsnehmer Leistungen aus dem Versiche-
rungsvertrag in Anspruch genommen hat. 

§ 11 Verlängerung, Kündigung 
(1) Wird bei einem auf eine bestimmte Zeit eingegangenen Versiche-
rungsverhältnis im Voraus eine Verlängerung für den Fall vereinbart, 
dass das Versicherungsverhältnis nicht vor Ablauf der Vertragszeit 
gekündigt wird, ist die Verlängerung unwirksam, soweit sie sich je-
weils auf mehr als ein Jahr erstreckt. 
 
(2) Ist ein Versicherungsverhältnis auf unbestimmte Zeit eingegan-
gen, kann es von beiden Vertragsparteien nur für den Schluss der 
laufenden Versicherungsperiode gekündigt werden. Auf das Kündi-
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gungsrecht können sie einvernehmlich bis zur Dauer von zwei Jahren 
verzichten. 
(3) Die Kündigungsfrist muss für beide Vertragsparteien gleich sein; 
sie darf nicht weniger als einen Monat und nicht mehr als drei Mona-
te betragen. 
(4) Ein Versicherungsvertrag, der für die Dauer von mehr als drei Jah-
ren geschlossen worden ist, kann vom Versicherungsnehmer zum 
Schluss des dritten oder jedes darauf folgenden Jahres unter Einhal-
tung einer Frist von drei Monaten gekündigt werden. 

§ 15 Hemmung der Verjährung 
Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag beim Versicherer an-
gemeldet worden, ist die Verjährung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, 
zu dem die Entscheidung des Versicherers dem Anspruchsteller in 
Textform zugeht. 

§ 19 Anzeigepflicht 
(1) Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragser-
klärung die ihm bekannten Gefahrumstände, die für den Entschluss 
des Versicherers, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu schlie-
ßen, erheblich sind und nach denen der Versicherer in Textform 
gefragt hat, dem Versicherer anzuzeigen. Stellt der Versicherer nach 
der Vertragserklärung des Versicherungsnehmers, aber vor Ver-
tragsannahme Fragen im Sinn des Satzes 1, ist der 
Versicherungsnehmer auch insoweit zur Anzeige verpflichtet.  
(2) Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht nach Ab-
satz 1, kann der Versicherer vom Vertrag zurücktreten. 
(3) Das Rücktrittsrecht des Versicherers ist ausgeschlossen, wenn der 
Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch grob 
fahrlässig verletzt hat. In diesem Fall hat der Versicherer das Recht, 
den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat zu kündi-
gen. 
(4) Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger Ver-
letzung der Anzeigepflicht und sein Kündigungsrecht nach Absatz 3 
Satz 2 sind ausgeschlossen, wenn er den Vertrag auch bei Kenntnis 
der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingun-
gen, geschlossen hätte. Die anderen Bedingungen werden auf 
Verlangen des Versicherers rückwirkend, bei einer vom Versiche-
rungsnehmer nicht zu vertretenden Pflichtverletzung ab der 
laufenden Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. 
(5) Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Absätzen 2 bis 4 
nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mittei-
lung in Textform auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung 
hingewiesen hat. Die Rechte sind ausgeschlossen, wenn der Versi-
cherer den nicht angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit 
der Anzeige kannte. 
(6) Erhöht sich im Fall des Absatzes 4 Satz 2 durch eine Vertragsän-
derung die Prämie um mehr als 10 Prozent oder schließt der 
Versicherer die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Um-
stand aus, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb 
eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne 
Einhaltung einer Frist kündigen. Der Versicherer hat den Versiche-
rungsnehmer in der Mitteilung auf dieses Recht hinzuweisen. 

§ 20 Vertreter des Versicherungsnehmers 
Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsnehmers 
geschlossen, sind bei der Anwendung des § 19 Abs. 1 bis 4 und des § 
21 Abs. 2 Satz 2 sowie Abs. 3 Satz 2 sowohl die Kenntnis und die Arg-
list des Vertreters als auch die Kenntnis und die Arglist des 
Versicherungsnehmers zu berücksichtigen. Der Versicherungsneh-
mer kann sich darauf, dass die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder 
grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder dem 
Vertreter noch dem Versicherungsnehmer Vorsatz oder grobe Fahr-
lässigkeit zur Last fällt. 

§ 21 Ausübung der Rechte des Versicherers 
(1) Der Versicherer muss die ihm nach § 19 Abs. 2 bis 4 zustehenden 
Rechte innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Die Frist 
beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem der Versicherer von der Verlet-
zung der Anzeigepflicht, die das von ihm geltend gemachte Recht 
begründet, Kenntnis erlangt. Der Versicherer hat bei der Ausübung 
seiner Rechte die Umstände anzugeben, auf die er seine Erklärung 
stützt; er darf nachträglich weitere Umstände zur Begründung seiner 
Erklärung angeben, wenn für diese die Frist nach Satz 1 nicht verstri-
chen ist. 
(2) Im Fall eines Rücktrittes nach § 19 Abs. 2 nach Eintritt des Versi-
cherungsfalles ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, es 
sei denn, die Verletzung der Anzeigepflicht bezieht sich auf einen 
Umstand, der weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versi-
cherungsfalles noch für die Feststellung oder den Umfang der 
Leistungspflicht des Versicherers ursächlich ist. Hat der Versiche-
rungsnehmer die Anzeigepflicht arglistig verletzt, ist der Versicherer 
nicht zur Leistung verpflichtet. 
(3) Die Rechte des Versicherers nach § 19 Abs. 2 bis 4 erlöschen 
nach Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss; dies gilt nicht für 
Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Hat 
der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig 
verletzt, beläuft sich die Frist auf zehn Jahre. 

§ 22 Arglistige Täuschung 
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung 
anzufechten, bleibt unberührt. 

§ 23 Gefahrerhöhung 
(1) Der Versicherungsnehmer darf nach Abgabe seiner Vertragserklä-
rung ohne Einwilligung des Versicherers keine Gefahrerhöhung 
vornehmen oder deren Vornahme durch einen Dritten gestatten. 
 
(2) Erkennt der Versicherungsnehmer nachträglich, dass er ohne 
Einwilligung des Versicherers eine Gefahrerhöhung vorgenommen 
oder gestattet hat, hat er die Gefahrerhöhung dem Versicherer un-
verzüglich anzuzeigen. 
(3) Tritt nach Abgabe der Vertragserklärung des Versicherungsneh-
mers eine Gefahrerhöhung unabhängig von seinem Willen ein, hat er 
die Gefahrerhöhung, nachdem er von ihr Kenntnis erlangt hat, dem 
Versicherer unverzüglich anzuzeigen. 
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§ 24 Kündigung wegen Gefahrerhöhung 
(1) Verletzt der Versicherungsnehmer seine Verpflichtung nach § 23 
Abs. 1, kann der Versicherer den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist 
kündigen, es sei denn, der Versicherungsnehmer hat die Verpflich-
tung weder vorsätzlich noch grob fahrlässig verletzt. Beruht die 
Verletzung auf einfacher Fahrlässigkeit, kann der Versicherer unter 
Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.  
(2) In den Fällen einer Gefahrerhöhung nach § 23 Abs. 2 und 3 kann 
der Versicherer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem 
Monat kündigen. 
(3) Das Kündigungsrecht nach den Absätzen 1 und 2 erlischt, wenn 
es nicht innerhalb eines Monats ab der Kenntnis des Versicherers 
von der Erhöhung der Gefahr ausgeübt wird oder wenn der Zustand 
wiederhergestellt ist, der vor der Gefahrerhöhung bestanden hat. 

§ 25 Prämienerhöhung wegen Gefahrerhöhung 
(1) Der Versicherer kann an Stelle einer Kündigung ab dem Zeitpunkt 
der Gefahrerhöhung eine seinen Geschäftsgrundsätzen für diese 
höhere Gefahr entsprechende Prämie verlangen oder die Absiche-
rung der höheren Gefahr ausschließen. Für das Erlöschen dieses 
Rechtes gilt § 24 Abs. 3 entsprechend. 
(2) Erhöht sich die Prämie als Folge der Gefahrerhöhung um mehr 
als 10 Prozent oder schließt der Versicherer die Absicherung der hö-
heren Gefahr aus, kann der Versicherungsnehmer den Vertrag 
innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers 
ohne Einhaltung einer Frist kündigen. Der Versicherer hat den Versi-
cherungsnehmer in der Mitteilung auf dieses Recht hinzuweisen. 

§ 26 Leistungsfreiheit wegen Gefahrerhöhung 
(1) Tritt der Versicherungsfall nach einer Gefahrerhöhung ein, ist der 
Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungs-
nehmer seine Verpflichtung nach § 23 Abs. 1 vorsätzlich verletzt hat. 
Im Fall einer grob fahrlässigen Verletzung ist der Versicherer berech-
tigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des 
Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die 
Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt 
der Versicherungsnehmer. 
(2) In den Fällen einer Gefahrerhöhung nach § 23 Abs. 2 und 3 ist der 
Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungs-
fall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die 
Anzeige dem Versicherer hätte zugegangen sein müssen, es sei 
denn, dem Versicherer war die Gefahrerhöhung zu diesem Zeitpunkt 
bekannt. Er ist zur Leistung verpflichtet, wenn die Verletzung der An-
zeigepflicht nach § 23 Abs. 2 und 3 nicht auf Vorsatz beruht; im Fall 
einer grob fahrlässigen Verletzung gilt Absatz 1  
Satz 2. 
(3) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 Satz 1 ist der Versicherer 
zur Leistung verpflichtet, 
1. soweit die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den Eintritt des 
Versicherungsfalles oder den Umfang der Leistungspflicht war, oder 
2. wenn zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles die Frist für 
die Kündigung des Versicherers abgelaufen und eine Kündigung 
nicht erfolgt war. 

§ 27 Unerhebliche Gefahrerhöhung 
Die §§ 23 bis 26 sind nicht anzuwenden, wenn nur eine unerhebliche 
Erhöhung der Gefahr vorliegt oder wenn nach den Umständen als 
vereinbart anzusehen ist, dass die Gefahrerhöhung mitversichert 
sein soll. 
§ 28 Verletzung einer vertraglichen Obliegenheit 
(1) Bei Verletzung einer vertraglichen Obliegenheit, die vom Versiche-
rungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfalles gegenüber dem 
Versicherer zu erfüllen ist, kann der Versicherer den Vertrag inner-
halb eines Monats, nachdem er von der Verletzung Kenntnis erlangt 
hat, ohne Einhaltung einer Frist kündigen, es sei denn, die Verletzung 
beruht nicht auf Vorsatz oder auf grober Fahrlässigkeit. 
(2) Bestimmt der Vertrag, dass der Versicherer bei Verletzung einer 
vom Versicherungsnehmer zu erfüllenden vertraglichen Obliegenheit 
nicht zur Leistung verpflichtet ist, ist er leistungsfrei, wenn der Versi-
cherungsnehmer die Obliegenheit vorsätzlich verletzt hat. Im Fall 
einer grob fahrlässigen Verletzung der Obliegenheit ist der Versiche-
rer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des 
Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis 
zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahr-
lässigkeit trägt der Versicherungsnehmer. 
(3) Abweichend von Absatz 2 ist der Versicherer zur Leistung ver-
pflichtet, soweit die Verletzung der Obliegenheit weder für den 
Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch für die 
Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht des Versicherers 
ursächlich ist. Satz 1 gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die 
Obliegenheit arglistig verletzt hat. 
(4) Die vollständige oder teilweise Leistungsfreiheit des Versicherers 
nach Absatz 2 hat bei Verletzung einer nach Eintritt des Versiche-
rungsfalles bestehenden Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit 
zur Voraussetzung, dass der Versicherer den Versicherungsnehmer 
durch gesonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hin-
gewiesen hat. 
(5) Eine Vereinbarung, nach welcher der Versicherer bei Verletzung 
einer vertraglichen Obliegenheit zum Rücktritt berechtigt ist, ist un-
wirksam. 

§ 29 Teilrücktritt, Teilkündigung, teilweise Leistungsfreiheit 
(1) Liegen die Voraussetzungen, unter denen der Versicherer nach 
den Vorschriften dieses Abschnittes zum Rücktritt oder zur Kündi-
gung berechtigt ist, nur bezüglich eines Teils der Gegenstände oder 
Personen vor, auf die sich die Versicherung bezieht, steht dem Versi-
cherer das Recht zum Rücktritt oder zur Kündigung für den übrigen 
Teil nur zu, wenn anzunehmen ist, dass für diesen allein der Versi-
cherer den Vertrag unter den gleichen Bedingungen nicht 
geschlossen hätte.  
(2) Macht der Versicherer von dem Recht zum Rücktritt oder zur 
Kündigung bezüglich eines Teils der Gegenstände oder Personen 
Gebrauch, ist der Versicherungsnehmer berechtigt, das Versiche-
rungsverhältnis bezüglich des übrigen Teils zu kündigen. Die 
Kündigung muss spätestens zum Schluss der Versicherungsperiode 
erklärt werden, in welcher der Rücktritt oder die Kündigung des Ver-
sicherers wirksam wird. 
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(3) Liegen die Voraussetzungen, unter denen der Versicherer wegen 
einer Verletzung der Vorschriften über die Gefahrerhöhung ganz o-
der teilweise leistungsfrei ist, nur bezüglich eines Teils der 
Gegenstände oder Personen vor, auf die sich die Versicherung be-
zieht, ist auf die Leistungsfreiheit Absatz 1 entsprechend 
anzuwenden 

§ 30 Anzeige des Versicherungsfalles 
(1) Der Versicherungsnehmer hat den Eintritt des Versicherungsfal-
les, nachdem er von ihm Kenntnis erlangt hat, dem Versicherer 
unverzüglich anzuzeigen. Steht das Recht auf die vertragliche Leis-
tung des Versicherers einem Dritten zu, ist auch dieser zur Anzeige 
verpflichtet. 
(2) Auf eine Vereinbarung, nach welcher der Versicherer im Fall der 
Verletzung der Anzeigepflicht nach Absatz 1 Satz 1 nicht zur Leistung 
verpflichtet ist, kann sich der Versicherer nicht berufen, wenn er auf 
andere Weise vom Eintritt des Versicherungsfalles rechtzeitig Kennt-
nis erlangt hat. 

§ 37 Zahlungsverzug bei Erstprämie 
(1) Wird die einmalige oder die erste Prämie nicht rechtzeitig gezahlt, 
ist der Versicherer, solange die Zahlung nicht bewirkt ist, zum Rück-
tritt vom Vertrag berechtigt, es sei denn, der Versicherungsnehmer 
hat die Nichtzahlung nicht zu vertreten. 
(2) Ist die einmalige oder die erste Prämie bei Eintritt des Versiche-
rungsfalles nicht gezahlt, ist der Versicherer nicht zur Leistung 
verpflichtet, es sei denn, der Versicherungsnehmer hat die Nichtzah-
lung nicht zu vertreten. Der Versicherer ist nur leistungsfrei, wenn er 
den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform 
oder durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf 
diese Rechtsfolge der Nichtzahlung der Prämie aufmerksam gemacht 
hat. 

§ 38 Zahlungsverzug bei Folgeprämie 
(1) Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versi-
cherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Textform 
eine Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens zwei Wochen betra-
gen muss. Die Bestimmung ist nur wirksam, wenn sie die rückstän-
digen Beträge der Prämie, Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert 
und die Rechtsfolgen angibt, die nach den Absätzen 2 und 3 mit dem 
Fristablauf verbunden sind; bei zusammengefassten Verträgen sind 
die Beträge jeweils getrennt anzugeben. 
(2) Tritt der Versicherungsfall nach Fristablauf ein und ist der Versi-
cherungsnehmer bei Eintritt mit der Zahlung der Prämie oder der 
Zinsen oder Kosten in Verzug, ist der Versicherer nicht zur Leistung 
verpflichtet. 
(3) Der Versicherer kann nach Fristablauf den Vertrag ohne Einhal-
tung einer Frist kündigen, sofern der Versicherungsnehmer mit der 
Zahlung der geschuldeten Beträge in Verzug ist. Die Kündigung kann 
mit der Bestimmung der Zahlungsfrist so verbunden werden, dass 
sie mit Fristablauf wirksam wird, wenn der Versicherungsnehmer zu 
diesem Zeitpunkt mit der Zahlung in Verzug ist; hierauf ist der Versi-
cherungsnehmer bei der Kündigung ausdrücklich hinzuweisen. Die 

Kündigung wird unwirksam, wenn der Versicherungsnehmer inner-
halb eines Monats nach der Kündigung oder, wenn sie mit der 
Fristbestimmung verbunden worden ist, innerhalb eines Monats 
nach Fristablauf die Zahlung leistet; Absatz 2 bleibt unberührt. 

§ 39 Vorzeitige Vertragsbeendigung 
(1) Im Fall der Beendigung des Versicherungsverhältnisses vor Ablauf 
der Versicherungsperiode steht dem Versicherer für diese Versiche-
rungsperiode nur derjenige Teil der Prämie zu, der dem Zeitraum 
entspricht, in dem Versicherungsschutz bestanden hat. Wird das 
Versicherungsverhältnis durch Rücktritt auf Grund des § 19 Abs. 2 
oder durch Anfechtung des Versicherers wegen arglistiger Täu-
schung beendet, steht dem Versicherer die Prämie bis zum 
Wirksamwerden der Rücktritts- oder Anfechtungserklärung zu. Tritt 
der Versicherer nach § 37 Abs. 1 zurück, kann er eine angemessene 
Geschäftsgebühr verlangen. 
(2) Endet das Versicherungsverhältnis nach § 16, kann der Versiche-
rungsnehmer den auf die Zeit nach der Beendigung des 
Versicherungsverhältnisses entfallenden Teil der Prämie unter Abzug 
der für diese Zeit aufgewendeten Kosten zurückfordern. 

§ 47 Kenntnis und Verhalten des Versicherten 
(1) Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versicherungsneh-
mers von rechtlicher Bedeutung sind, sind bei der Versicherung für 
fremde Rechnung auch die Kenntnis und das Verhalten des Versi-
cherten zu berücksichtigen. 
(2) Die Kenntnis des Versicherten ist nicht zu berücksichtigen, wenn 
der Vertrag ohne sein Wissen geschlossen worden ist oder ihm eine 
rechtzeitige Benachrichtigung des Versicherungsnehmers nicht mög-
lich oder nicht zumutbar war. Der Versicherer braucht den Einwand, 
dass der Vertrag ohne Wissen des Versicherten geschlossen worden 
ist, nicht gegen sich gelten zu lassen, wenn der Versicherungsneh-
mer den Vertrag ohne Auftrag des Versicherten geschlossen und bei 
Vertragsschluss dem Versicherer nicht angezeigt hat, dass er den 
Vertrag ohne Auftrag des Versicherten schließt. 

§ 49 Inhalt des Vertrags 
(1) Bei einem Versicherungsvertrag, dessen wesentlicher Inhalt die 
Gewährung einer vorläufigen Deckung durch den Versicherer ist, 
kann vereinbart werden, dass dem Versicherungsnehmer die  
Vertragsbestimmungen und die Informationen nach § 7 Abs. 1 in 
Verbindung mit einer Rechtsverordnung nach § 7 Abs. 2 nur auf An-
forderung und spätestens mit dem Versicherungsschein vom 
Versicherer zu übermitteln sind. Auf einen Fernabsatzvertrag im Sinn 
des § 312b Abs. 1 und 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist Satz 1 
nicht anzuwenden. 
(2) Werden die Allgemeinen Versicherungsbedingungen dem Versi-
cherungsnehmer bei Vertragsschluss nicht übermittelt, werden die 
vom Versicherer zu diesem Zeitpunkt für den vorläufigen Versiche-
rungsschutz üblicherweise verwendeten Bedingungen, bei Fehlen 
solcher Bedingungen die für den Hauptvertrag vom Versicherer ver-
wendeten Bedingungen auch ohne ausdrücklichen Hinweis hierauf 
Vertragsbestandteil. Bestehen Zweifel, welche  
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Bedingungen für den Vertrag gelten sollen, werden die zum Zeit-
punkt des Vertragsschlusses vom Versicherer verwendeten 
Bedingungen, die für den Versicherungsnehmer am günstigsten sind, 
Vertragsbestandteil. 

§ 50 Nichtzustandekommen des Hauptvertrags 
Ist der Versicherungsnehmer verpflichtet, im Fall des Nichtzustande-
kommens des Hauptvertrags eine Prämie für die vorläufige Deckung 
zu zahlen, steht dem Versicherer ein Anspruch auf einen der Laufzeit 
der vorläufigen Deckung entsprechenden Teil der Prämie zu, die 
beim Zustandekommen des Hauptvertrags für diesen zu zahlen  
wäre. 

§ 51 Prämienzahlung 
(1) Der Beginn des Versicherungsschutzes kann von der Zahlung der 
Prämie abhängig gemacht werden, sofern der Versicherer den Versi-
cherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform oder 
durch einen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf diese 
Voraussetzung aufmerksam gemacht hat. 
(2) Von Absatz 1 kann nicht zum Nachteil des Versicherungsnehmers 
abgewichen werden. 

§ 52 Beendigung des Vertrags 
(1) Der Vertrag über vorläufige Deckung endet spätestens zu dem 
Zeitpunkt, zu dem nach einem vom Versicherungsnehmer geschlos-
senen Hauptvertrag oder einem weiteren Vertrag über vorläufige 
Deckung ein gleichartiger Versicherungsschutz beginnt. Ist der Be-
ginn des Versicherungsschutzes nach dem Hauptvertrag oder dem 
weiteren Vertrag über vorläufige Deckung von der Zahlung der Prä-
mie durch den Versicherungsnehmer abhängig, endet der Vertrag 
über vorläufige Deckung bei Nichtzahlung oder verspäteter Zahlung 
der Prämie abweichend von Satz 1 spätestens zu dem Zeitpunkt, zu 
dem der Versicherungsnehmer mit der Prämienzahlung in Verzug ist, 
vorausgesetzt dass der Versicherer den Versicherungsnehmer durch 
gesonderte Mitteilung in Textform oder durch einen auffälligen Hin-
weis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge aufmerksam 
gemacht hat. 
(2) Absatz 1 ist auch anzuwenden, wenn der Versicherungsnehmer 
den Hauptvertrag oder den weiteren Vertrag über vorläufige De-
ckung mit einem anderen Versicherer schließt. Der 
Versicherungsnehmer hat dem bisherigen Versicherer den Vertrags-
schluss unverzüglich mitzuteilen. 
(3) Kommt der Hauptvertrag mit dem Versicherer, mit dem der Ver-
trag über vorläufige Deckung besteht, nicht zustande, weil der 
Versicherungsnehmer seine Vertragserklärung nach § 8 widerruft 
oder nach § 5 Abs.1 und 2 einen Widerspruch erklärt, endet der Ver-
trag über vorläufige Deckung spätestens mit dem Zugang des 
Widerrufs oder des Widerspruchs beim Versicherer. 
(4) Ist das Vertragsverhältnis auf unbestimmte Zeit eingegangen, 
kann jede Vertragspartei den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist 
kündigen. Die Kündigung des Versicherers wird jedoch erst nach Ab-
lauf von zwei Wochen nach Zugang wirksam. 

(5) Von den Absätzen 1 bis 4 kann nicht zum Nachteil des Versiche-
rungsnehmers abgewichen werden. 

§ 56 Verletzung der Anzeigepflicht 
(1) Abweichend von § 19 Abs. 2 ist bei Verletzung der Anzeigepflicht 
der Rücktritt des Versicherers ausgeschlossen; der Versicherer kann 
innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt an, zu dem er Kenntnis 
von dem nicht oder unrichtig angezeigten Umstand erlangt hat, den 
Vertrag kündigen und die Leistung verweigern. Der Versicherer bleibt 
zur Leistung verpflichtet, soweit der nicht oder unrichtig angezeigte 
Umstand nicht ursächlich für den Eintritt des Versicherungsfalles o-
der den Umfang der Leistungspflicht war. 
(2) Verweigert der Versicherer die Leistung, kann der Versicherungs-
nehmer den Vertrag kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn 
es nicht innerhalb eines Monats von dem Zeitpunkt an ausgeübt 
wird, zu welchem dem Versicherungsnehmer die Entscheidung des 
Versicherers, die Leistung zu verweigern, zugeht. 

§ 57 Gefahränderung 
(1) Der Versicherungsnehmer hat dem Versicherer eine Änderung 
der Gefahr unverzüglich anzuzeigen. 
(2) Hat der Versicherungsnehmer eine Gefahrerhöhung nicht ange-
zeigt, ist der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der 
Versicherungsfall nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die Anzeige 
dem Versicherer hätte zugehen müssen. Er ist zur Leistung verpflich-
tet, 
1. wenn ihm die Gefahrerhöhung zu dem Zeitpunkt bekannt war, zu 
dem ihm die Anzeige hätte zugehen müssen, 
2. wenn die Anzeigepflicht weder vorsätzlich noch grob fahrlässig 
verletzt worden ist oder 
3. soweit die Gefahrerhöhung nicht ursächlich für den Eintritt des 
Versicherungsfalles oder den Umfang der Leistungspflicht war. 
 
(3) Der Versicherer ist abweichend von § 24 nicht berechtigt, den 
Vertrag wegen einer Gefahrerhöhung zu kündigen. 

§ 58 Obliegenheitsverletzung 
(1) Verletzt der Versicherungsnehmer bei einer laufenden Versiche-
rung schuldhaft eine vor Eintritt des Versicherungsfalles zu 
erfüllende Obliegenheit, ist der Versicherer in Bezug auf ein versi-
chertes Einzelrisiko, für das die verletzte Obliegenheit gilt, nicht zur 
Leistung verpflichtet. 
(2) Bei schuldhafter Verletzung einer Obliegenheit kann der Versiche-
rer den Vertrag innerhalb eines Monats, nachdem er Kenntnis von 
der Verletzung erlangt hat, mit einer Frist von einem Monat kündi-
gen. 

§ 74 Überversicherung 
(1) Übersteigt die Versicherungssumme den Wert des versicherten 
Interesses (Versicherungswert) erheblich, kann jede Vertragspartei 
verlangen, dass die Versicherungssumme zur Beseitigung der Über-
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versicherung unter verhältnismäßiger Minderung der Prämie mit so-
fortiger Wirkung herabgesetzt wird. 
(2) Schließt der Versicherungsnehmer den Vertrag in der Absicht, 
sich aus der Überversicherung einen rechtswidrigen Vermögensvor-
teil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig; dem Versicherer steht die 
Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit 
begründenden Umständen Kenntnis erlangt. 

§ 75 Unterversicherung 
Ist die Versicherungssumme erheblich niedriger als der Versiche-
rungswert zur Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles, ist der 
Versicherer nur verpflichtet, die Leistung nach dem Verhältnis der 
Versicherungssumme zu diesem Wert zu erbringen. 

§ 77 Mehrere Versicherer 
(1) Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Ge-
fahr versichert, ist verpflichtet, jedem Versicherer die andere 
Versicherung unverzüglich mitzuteilen. In der Mitteilung sind der an-
dere Versicherer und die Versicherungssumme anzugeben. 
(2) Wird bezüglich desselben Interesses bei einem Versicherer der 
entgehende Gewinn, bei einem anderen Versicherer der sonstige 
Schaden versichert, ist Absatz 1 entsprechend anzuwenden. 

§ 78 Haftung bei Mehrfachversicherung 
(1) Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen dieselbe Ge-
fahr versichert und übersteigen die Versicherungssummen 
zusammen den Versicherungswert oder übersteigt aus anderen 
Gründen die Summe der Entschädigungen, die von jedem Versiche-
rer ohne Bestehen der anderen Versicherung zu zahlen wären, den 
Gesamtschaden (Mehrfachversicherung), haften die Versicherer in 
der Weise als Gesamtschuldner, dass jeder Versicherer den von ihm 
nach dem Vertrag zu leistenden Betrag zu zahlen hat, der Versiche-
rungsnehmer aber insgesamt nicht mehr als den Betrag des 
Schadens verlangen kann. 
(2) Die Versicherer sind im Verhältnis zueinander zu Anteilen nach 
Maßgabe der Beträge verpflichtet, die sie dem Versicherungsnehmer 
nach dem jeweiligen Vertrag zu zahlen haben. Ist auf eine der Versi-
cherungen ausländisches Recht anzuwenden, kann der Versicherer, 
für den das ausländische Recht gilt, gegen den anderen Versicherer 
einen Anspruch auf Ausgleichung nur geltend machen, wenn er 
selbst nach dem für ihn maßgeblichen Recht zur Ausgleichung ver-
pflichtet ist. 
(3) Hat der Versicherungsnehmer eine Mehrfachversicherung in der 
Absicht vereinbart, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermögens-
vorteil zu verschaffen, ist jeder in dieser Absicht geschlossene 
Vertrag nichtig; dem Versicherer steht die Prämie bis zu dem Zeit-
punkt zu, zu dem er von den die Nichtigkeit begründenden 
Umständen Kenntnis erlangt. 

§ 79 Beseitigung der Mehrfachversicherung 
(1) Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch den die Mehr-
fachversicherung entstanden ist, ohne Kenntnis von dem Entstehen 

der Mehrfachversicherung geschlossen, kann er verlangen, dass der 
später geschlossene Vertrag aufgehoben oder die Versicherungs-
summe unter verhältnismäßiger Minderung der Prämie auf den 
Teilbetrag herabgesetzt wird, der durch die frühere Versicherung 
nicht gedeckt ist. 
(2) Absatz 1 ist auch anzuwenden, wenn die Mehrfachversicherung 
dadurch entstanden ist, dass nach Abschluss der mehreren Versi-
cherungsverträge der Versicherungswert gesunken ist. Sind in 
diesem Fall die mehreren Versicherungsverträge gleichzeitig oder im 
Einvernehmen der Versicherer geschlossen worden, kann der Versi-
cherungsnehmer nur die verhältnismäßige Herabsetzung der 
Versicherungssummen und der Prämien verlangen. 

§ 80 Fehlendes versichertes Interesse 
(1) Der Versicherungsnehmer ist nicht zur Zahlung der Prämie ver-
pflichtet, wenn das versicherte Interesse bei Beginn der 
Versicherung nicht besteht; dies gilt auch, wenn das Interesse bei ei-
ner Versicherung, die für ein künftiges Unternehmen oder für ein 
anderes künftiges Interesse genommen ist, nicht entsteht. Der Versi-
cherer kann jedoch eine angemessene Geschäftsgebühr verlangen. 
(2) Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der Versicherung 
weg, steht dem Versicherer die Prämie zu, die er hätte beanspru-
chen können, wenn die Versicherung nur bis zu dem Zeitpunkt 
beantragt worden wäre, zu dem der Versicherer vom Wegfall des In-
teresses Kenntnis erlangt hat. 
(3) Hat der Versicherungsnehmer ein nicht bestehendes Interesse in 
der Absicht versichert, sich dadurch einen rechtswidrigen Vermö-
gens-vorteil zu verschaffen, ist der Vertrag nichtig; dem Versicherer 
steht die Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von den die 
Nichtigkeit begründenden Umständen Kenntnis erlangt. 

§ 82 Abwendung und Minderung des Schadens 
(1) Der Versicherungsnehmer hat bei Eintritt des Versicherungsfalles 
nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des Schadens 
zu sorgen. 
(2) Der Versicherungsnehmer hat Weisungen des Versicherers, so-
weit für ihn zumutbar, zu befolgen sowie Weisungen einzuholen, 
wenn die Umstände dies gestatten. Erteilen mehrere an dem Versi-
cherungsvertrag beteiligte Versicherer unterschiedliche Weisungen, 
hat der Versicherungsnehmer nach pflichtgemäßem Ermessen zu 
handeln. 
(3) Bei Verletzung einer Obliegenheit nach den Absätzen 1 und 2 ist 
der Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versiche-
rungsnehmer die Obliegenheit vorsätzlich verletzt hat. Im Fall einer 
grob fahrlässigen Verletzung ist der Versicherer berechtigt, seine 
Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des Versiche-
rungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast 
für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit trägt der Versiche-
rungsnehmer. 
(4) Abweichend von Absatz 3 ist der Versicherer zur Leistung ver-
pflichtet, soweit die Verletzung der Obliegenheit weder für die 
Feststellung des Versicherungsfalles noch für die Feststellung oder 
den Umfang der Leistungspflicht ursächlich ist. Satz 1 gilt nicht, wenn 
der Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig verletzt hat. 
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§ 85 Schadensermittlungskosten 
(1) Der Versicherer hat dem Versicherungsnehmer die Kosten, die 
durch die Ermittlung und Feststellung des von ihm zu ersetzenden 
Schadens entstehen, insoweit zu erstatten, als ihre Aufwendung den 
Umständen nach geboten war. Diese Kosten sind auch insoweit zu 
erstatten, als sie zusammen mit der sonstigen Entschädigung die 
Versicherungssumme übersteigen. 
(2) Kosten, die dem Versicherungsnehmer durch die Zuziehung eines 
Sachverständigen oder eines Beistandes entstehen, hat der Versi-
cherer nicht zu erstatten, es sei denn, der Versicherungsnehmer ist 
zu der Zuziehung vertraglich verpflichtet oder vom Versicherer auf-
gefordert worden. 
(3) Ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung zu kürzen, kann er 
auch den Kostenersatz entsprechend kürzen. 
§ 86 Übergang von Ersatzansprüchen 
(1) Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzanspruch gegen einen 
Dritten zu, geht dieser Anspruch auf den Versicherer über, soweit 
der Versicherer den Schaden ersetzt. Der Übergang kann nicht zum 
Nachteil des Versicherungsnehmers geltend gemacht werden. 
(2) Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzanspruch oder ein 
zur Sicherung dieses Anspruchs dienendes Recht unter Beachtung 
der geltenden Form- und Fristvorschriften zu wahren und bei dessen 
Durchsetzung durch den Versicherer soweit erforderlich mitzuwir-
ken. Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegenheit 
vorsätzlich, ist der Versicherer zur Leistung insoweit nicht verpflich-
tet, als er infolge dessen keinen Ersatz von dem Dritten erlangen 
kann. Im Fall einer grob fahrlässigen Verletzung der Obliegenheit ist 
der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des 
Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis 
zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahr-
lässigkeit trägt der Versicherungsnehmer. 
(3) Richtet sich der Ersatzanspruch des Versicherungsnehmers ge-
gen eine Person, mit der er bei Eintritt des Schadens in häuslicher 
Gemeinschaft lebt, kann der Übergang nach Absatz 1 nicht geltend 
gemacht werden, es sei denn, diese Person hat den Schaden vor-
sätzlich verursacht. 

§ 95 Veräußerung der versicherten Sache 
(1) Wird die versicherte Sache vom Versicherungsnehmer veräußert, 
tritt an dessen Stelle der Erwerber in die während der Dauer seines 
Eigentums aus dem Versicherungsverhältnis sich ergebenden Rechte 
und Pflichten des Versicherungsnehmers ein. 
(2) Der Veräußerer und der Erwerber haften für die Prämie, die auf 
die zur Zeit des Eintrittes des Erwerbers laufende Versicherungspe-
riode entfällt, als Gesamtschuldner. 
(3) Der Versicherer muss den Eintritt des Erwerbers erst gegen sich 
gelten lassen, wenn er hiervon Kenntnis erlangt hat. 

§ 96 Kündigung nach Veräußerung 
(1) Der Versicherer ist berechtigt, dem Erwerber einer versicherten 
Sache das Versicherungsverhältnis unter Einhaltung einer Frist von 
einem Monat zu kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es 
nicht innerhalb eines Monats ab der Kenntnis des Versicherers von 
der Veräußerung ausgeübt wird. 

(2) Der Erwerber ist berechtigt, das Versicherungsverhältnis mit so-
fortiger Wirkung oder für den Schluss der laufenden 
Versicherungsperiode zu kündigen. Das Kündigungsrecht erlischt, 
wenn es nicht innerhalb eines Monats nach dem Erwerb, bei fehlen-
der Kenntnis des Erwerbers vom Bestehen der Versicherung 
innerhalb eines Monats ab Erlangung der Kenntnis, ausgeübt wird. 
(3) Im Fall der Kündigung des Versicherungsverhältnisses nach Ab-
satz 1 oder Absatz 2 ist der Veräußerter zur Zahlung der Prämie 
verpflichtet; eine Haftung des Erwerbers für die Prämie besteht nicht. 

§ 97 Anzeige der Veräußerung 
(1) Die Veräußerung ist dem Versicherer vom Veräußerter oder Er-
werber unverzüglich anzuzeigen. Ist die Anzeige unterblieben, ist der 
Versicherer nicht zur Leistung verpflichtet, wenn der Versicherungs-
fall später als einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, zu dem die 
Anzeige dem Versicherer hätte zugehen müssen, und der Versiche-
rer den mit dem Veräußerter bestehenden Vertrag mit dem 
Erwerber nicht geschlossen hätte. 
(2) Abweichend von Absatz 1 Satz 2 ist der Versicherer zur Leistung 
verpflichtet, wenn ihm die Veräußerung zu dem Zeitpunkt bekannt 
war, zu dem ihm die Anzeige hätte zugehen müssen, oder wenn zur 
Zeit des Eintrittes des Versicherungsfalles die Frist für die Kündigung 
des Versicherers abgelaufen war und er nicht gekündigt hat. 

§ 102 Betriebshaftpflichtversicherung 
(1) Besteht die Versicherung für ein Unternehmen, erstreckt sie sich 
auf die Haftpflicht der zur Vertretung des Unternehmens befugten 
Personen sowie der Personen, die in einem Dienstverhältnis zu dem 
Unternehmen stehen. Die Versicherung gilt insoweit als für fremde 
Rechnung genommen. 
(2) Wird das Unternehmen an einen Dritten veräußert oder auf 
Grund eines Nießbrauchs, eines Pachtvertrages oder eines ähnlichen 
Verhältnisses von einem Dritten übernommen, tritt der Dritte an 
Stelle des Versicherungsnehmers in die während der Dauer seiner 
Berechtigung sich aus dem Versicherungsverhältnis ergebenden 
Rechte und Pflichten ein. §95 Abs. 2 und 3 sowie die §§ 96 und 97 
sind entsprechend anzuwenden. 

§ 143 Fortdauer der Leistungspflicht gegenüber Hypotheken-
gläubigern 
(1) Bei nicht rechtzeitiger Zahlung einer Folgeprämie bleibt der Versi-
cherer gegenüber einem Hypothekengläubiger, der seine Hypothek 
angemeldet hat, bis zum Ablauf eines Monats ab dem Zeitpunkt zur 
Leistung verpflichtet, zu welchem dem Hypothekengläubiger die Be-
stimmung der Zahlungsfrist oder, wenn diese Mitteilung 
unterblieben ist, die Kündigung mitgeteilt worden ist. 
(2) Die Beendigung des Versicherungsverhältnisses wird gegenüber 
einem Hypothekengläubiger, der seine Hypothek angemeldet hat, 
erst mit dem Ablauf von zwei Monaten wirksam, nachdem ihm die 
Beendigung und, sofern diese noch nicht eingetreten war, der Zeit-
punkt der Beendigung durch den Versicherer mitgeteilt worden ist 
oder er auf andere Weise hiervon Kenntnis erlangt hat. Satz 1 gilt 
nicht, wenn das Versicherungsverhältnis wegen unterbliebener Prä-
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mienzahlung durch Rücktritt oder Kündigung des Versicherers oder 
durch Kündigung des Versicherungsnehmers, welcher der Hypothe-
kengläubiger zugestimmt hat, beendet wird. 
(3) Absatz 2 Satz 1 gilt entsprechend für die Wirksamkeit einer Ver-
einbarung zwischen dem Versicherer und dem 
Versicherungsnehmer, durch die der Umfang des Versicherungs-
schutzes gemindert wird oder nach welcher der Versicherer nur 
verpflichtet ist, die Entschädigung zur Wiederherstellung des versi-
cherten Gebäudes zu zahlen. 
(4) Die Nichtigkeit des Versicherungsvertrags kann gegenüber einem 
Hypothekengläubiger, der seine Hypothek angemeldet hat, nicht gel-
tend gemacht werden. Das Versicherungsverhältnis endet jedoch 
ihm gegenüber nach Ablauf von zwei Monaten, nachdem ihm die 
Nichtigkeit durch den Versicherer mitgeteilt worden ist oder er auf 
andere Weise von der Nichtigkeit Kenntnis erlangt hat. 

§ 144 Kündigung des Versicherungsnehmers 
Hat ein Hypothekengläubiger seine Hypothek angemeldet, ist eine 
Kündigung des Versicherungsverhältnisses durch den Versiche-
rungsnehmer unbeschadet des § 92 Abs. 1 und des § 96 Abs. 2 nur 
wirksam, wenn der Versicherungsnehmer mindestens einen Monat 
vor Ablauf des Versicherungsvertrags nachgewiesen hat, dass zu 
dem Zeitpunkt, zu dem die Kündigung spätestens zulässig war, das 
Grundstück nicht mit der Hypothek belastet war oder dass der Hypo-
thekengläubiger der Kündigung zugestimmt hat. Die Zustimmung 
darf nicht ohne ausreichenden Grund verweigert werden. 

§ 145 Übergang der Hypothek 
Soweit der Versicherer den Hypothekengläubiger nach § 143 befrie-
digt, geht die Hypothek auf ihn über. Der Übergang kann nicht zum 
Nachteil eines gleich- oder nachstehenden Hypothekengläubigers 
geltend gemacht werden, dem gegenüber die Leistungspflicht des 
Versicherers bestehen geblieben ist. 

§ 215 Gerichtsstand 
(1) Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag oder der Versiche-
rungsvermittlung ist auch das Gericht örtlich zuständig, in dessen 
Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen 
Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen seinen gewöhnlichen Auf-
enthalt hat. Für Klagen gegen den Versicherungsnehmer ist dieses 
Gericht ausschließlich zuständig. 
(2) § 33 Abs. 2 der Zivilprozessordnung ist auf Widerklagen der ande-
ren Partei nicht anzuwenden. 
(3) Eine von Absatz 1 abweichende Vereinbarung ist zulässig für den 
Fall, dass der Versicherungsnehmer nach Vertragsschluss seinen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt aus dem Geltungsbereich 
dieses Gesetzes verlegt oder sein Wohnsitz oder gewöhnlicher Auf-
enthalt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt ist. 

BGB 

§ 195 Regelmäßige Verjährungsfrist 
Die regelmäßige Verjährungsfrist beträgt drei Jahre.  

§ 199 Beginn der regelmäßigen Verjährungsfrist und Höchst-
fristen 
(1) Die regelmäßige Verjährungsfrist beginnt mit dem Schluss des 
Jahres, in dem  
1. der Anspruch entstanden ist und 
2. der Gläubiger von den den Anspruch begründenden Umständen 
und der Person des Schuldners Kenntnis erlangt oder ohne grobe 
Fahrlässigkeit erlangen müsste 
(2) Schadensersatzansprüche, die auf der Verletzung des Lebens, 
des Körpers, der Gesundheit oder der Freiheit beruhen, verjähren 
ohne Rücksicht auf ihre Entstehung und die Kenntnis oder grob fahr-
lässige Unkenntnis in 30 Jahren von der Begehung der Handlung, der 
Pflichtverletzung oder dem sonstigen, den Schaden auslösenden Er-
eignis an.  
(3) Sonstige Schadensersatzansprüche verjähren  
1. ohne Rücksicht auf die Kenntnis oder grob fahrlässige Unkenntnis 
in zehn Jahren von ihrer Entstehung an und 
2. ohne Rücksicht auf ihre Entstehung und die Kenntnis oder grob 
fahrlässige Unkenntnis in 30 Jahren von der Begehung der Handlung, 
der Pflichtverletzung oder dem sonstigen, den Schaden auslösenden 
Ereignis an. 
Maßgeblich ist die früher endende Frist.  
(4) Andere Ansprüche als Schadensersatzansprüche verjähren ohne 
Rücksicht auf die Kenntnis oder grob fahrlässige Unkenntnis in zehn 
Jahren von ihrer Entstehung an.  
(5) Geht der Anspruch auf ein Unterlassen, so tritt an die Stelle der 
Entstehung die Zuwiderhandlung.  

§ 247 Basiszinssatz 
(1) Der Basiszinssatz beträgt 3,62 Prozent. Er verändert sich zum 1. 
Januar und 1. Juli eines jeden Jahres um die Prozentpunkte, um wel-
che die Bezugsgröße seit der letzten Veränderung des 
Basiszinssatzes gestiegen oder gefallen ist. Bezugsgröße ist der Zins-
satz für die jüngste Hauptrefinanzierungsoperation der 
Europäischen Zentralbank vor dem ersten Kalendertag des betref-
fenden Halbjahrs.  
(2) Die Deutsche Bundesbank gibt den geltenden Basiszinssatz un-
verzüglich nach den in Absatz 1 Satz 2 genannten Zeitpunkten im 
Bundesanzeiger bekannt.  

§ 286 Verzug des Schuldners 
(1) Leistet der Schuldner auf eine Mahnung des Gläubigers nicht, die 
nach dem Eintritt der Fälligkeit erfolgt, so kommt er durch die Mah-
nung in Verzug. Der Mahnung stehen die Erhebung der Klage auf die 
Leistung sowie die Zustellung eines Mahnbescheids im Mahnverfah-
ren gleich.  
(2) Der Mahnung bedarf es nicht, wenn  
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1. für die Leistung eine Zeit nach dem Kalender bestimmt ist, 
2. der Leistung ein Ereignis vorauszugehen hat und eine angemes-
sene Zeit für die Leistung in der Weise bestimmt ist, dass sie sich von 
dem Ereignis an nach dem Kalender berechnen lässt, 
3. der Schuldner die Leistung ernsthaft und endgültig verweigert, 
4. aus besonderen Gründen unter Abwägung der beiderseitigen In-
teressen der sofortige Eintritt des Verzugs gerechtfertigt ist. 
(3) Der Schuldner einer Entgeltforderung kommt spätestens in Ver-
zug, wenn er nicht innerhalb von 30 Tagen nach Fälligkeit und 
Zugang einer Rechnung oder gleichwertigen Zahlungsaufstellung 
leistet; dies gilt gegenüber einem Schuldner, der Verbraucher ist, 
nur, wenn auf diese Folgen in der Rechnung oder Zahlungsaufstel-
lung besonders hingewiesen worden ist. Wenn der Zeitpunkt des 
Zugangs der Rechnung oder Zahlungsaufstellung unsicher ist, 
kommt der Schuldner, der nicht Verbraucher ist, spätestens 30 Tage 
nach Fälligkeit und Empfang der Gegenleistung in Verzug.  
(4) Der Schuldner kommt nicht in Verzug, solange die Leistung infol-
ge eines Umstands unterbleibt, den er nicht zu vertreten hat.  

§ 288 Verzugszinsen 
(1) Eine Geldschuld ist während des Verzugs zu verzinsen. Der Ver-
zugszinssatz beträgt für das Jahr fünf Prozentpunkte über dem 
Basiszinssatz.  
(2) Bei Rechtsgeschäften, an denen ein Verbraucher nicht beteiligt ist, 
beträgt der Zinssatz für Entgeltforderungen acht Prozentpunkte über 
dem Basiszinssatz.  
(3) Der Gläubiger kann aus einem anderen Rechtsgrund höhere Zin-
sen verlangen.  
(4) Die Geltendmachung eines weiteren Schadens ist nicht ausge-
schlossen.  

§ 823 Schadensersatzpflicht 
(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig das Leben, den Körper, die Ge-
sundheit, die Freiheit, das Eigentum oder ein sonstiges Recht eines 
anderen widerrechtlich verletzt, ist dem anderen zum Ersatz des da-
raus entstehenden Schadens verpflichtet.  
(2) Die gleiche Verpflichtung trifft denjenigen, welcher gegen ein den 
Schutz eines anderen bezweckendes Gesetz verstößt. Ist nach dem 
Inhalt des Gesetzes ein Verstoß gegen dieses auch ohne Verschul-
den möglich, so tritt die Ersatzpflicht nur im Falle des Verschuldens 
ein. 

HGB 

§ 352 Gesetzlicher Zinssatz  
(1) Die Höhe der gesetzlichen Zinsen, mit Ausnahme der Verzugszin-
sen, ist bei beiderseitigen Handelsgeschäften fünf vom Hundert für 
das Jahr. Das gleiche gilt, wenn für eine Schuld aus einem solchen 
Handelsgeschäfte Zinsen ohne Bestimmung des Zinsfußes verspro-
chen sind.  

(2) Ist in diesem Gesetzbuche die Verpflichtung zur Zahlung von Zin-
sen ohne Bestimmung der Höhe ausgesprochen, so sind darunter 
Zinsen zu fünf vom Hundert für das Jahr zu verstehen. 

SGB XI 

§ 15 Stufen der Pflegebedürftigkeit  
(1) Für die Gewährung von Leistungen nach diesem Gesetz sind pfle-
gebedürftige Personen (§ 14) einer der folgenden drei Pflegestufen 
zuzuordnen: 
1. Pflegebedürftige der Pflegestufe I (erheblich Pflegebedürftige) sind 
Personen, die bei der Körperpflege, der Ernährung oder der Mobili-
tät für wenigstens zwei Verrichtungen aus einem oder mehreren 
Bereichen mindestens einmal täglich der Hilfe bedürfen und zusätz-
lich mehrfach in der Woche Hilfen bei der hauswirtschaftlichen 
Versorgung benötigen. 
2. Pflegebedürftige der Pflegestufe II (Schwerpflegebedürftige) sind 
Personen, die bei der Körperpflege, der Ernährung oder der Mobili-
tät mindestens dreimal täglich zu verschiedenen Tageszeiten der 
Hilfe bedürfen und zusätzlich mehrfach in der Woche Hilfen bei der 
haus-wirtschaftlichen Versorgung benötigen. 
3. Pflegebedürftige der Pflegestufe III (Schwerstpflegebedürftige) sind 
Personen, die bei der Körperpflege, der Ernährung oder der Mobili-
tät täglich rund um die Uhr, auch nachts, der Hilfe bedürfen und 
zusätzlich mehrfach in der Woche Hilfen bei der hauswirtschaftlichen 
Versorgung benötigen. 
(2) Bei Kindern ist für die Zuordnung der zusätzliche Hilfebedarf ge-
genüber einem gesunden gleichaltrigen Kind maßgebend. 
(3) Der Zeitaufwand, den ein Familienangehöriger oder eine andere 
nicht als Pflegekraft ausgebildete Pflegeperson für die erforderlichen 
Leistungen der Grundpflege und hauswirtschaftlichen Versorgung 
benötigt, muss wöchentlich im Tagesdurchschnitt 
1. in der Pflegestufe I mindestens 90 Minuten betragen; hierbei müs-
sen auf die Grundpflege mehr als 45 Minuten entfallen, 
2. in der Pflegestufe II mindestens drei Stunden betragen; hierbei 
müssen auf die Grundpflege mindestens zwei Stunden entfallen, 
3. in der Pflegestufe III mindestens fünf Stunden betragen; hierbei 
müssen auf die Grundpflege mindestens vier Stunden entfallen. 
Bei der Feststellung des Zeitaufwandes ist ein Zeitaufwand für erfor-
derliche verrichtungsbezogene krankheitsspezifische 
Pflegemaßnahmen zu berücksichtigen; dies gilt auch dann, wenn der 
Hilfebedarf zu Leistungen nach dem Fünften Buch führt. Verrich-
tungsbezogene krankheits-spezifische Pflegemaßnahmen sind 
Maßnahmen der Behandlungspflege, bei denen der behandlungs-
pflegerische Hilfebedarf untrennbarer Bestandteil einer Verrichtung 
nach § 14 Abs. 4 ist oder mit einer solchen Verrichtung notwendig in 
einem unmittelbaren zeitlichen und sachlichen Zusammenhang 
steht. 
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ZPO 

§ 13 Allgemeiner Gerichtsstand des Wohnsitzes 
Der allgemeine Gerichtsstand einer Person wird durch den Wohnsitz 
bestimmt. 

§ 17 Allgemeiner Gerichtsstand juristischer Personen 
(1) Der allgemeine Gerichtsstand der Gemeinden, der Korporationen 
sowie derjenigen Gesellschaften, Genossenschaften oder anderen 
Vereine und derjenigen Stiftungen, Anstalten und Vermögensmas-
sen, die als solche verklagt werden können, wird durch ihren Sitz 
bestimmt. Als Sitz gilt, wenn sich nichts anderes ergibt, der Ort, wo 
die Verwaltung geführt wird. 
(2) Gewerkschaften haben den allgemeinen Gerichtsstand bei dem 
Gericht, in dessen Bezirk das Bergwerk liegt, Behörden, wenn sie als 
solche verklagt werden können, bei dem Gericht ihres Amtssitzes. 
(3) Neben dem durch die Vorschriften dieses Paragraphen bestimm-
ten Gerichtsstand ist ein durch Statut oder in anderer Weise 
besonders geregelter Gerichtsstand zulässig. 

§ 21 Besonderer Gerichtsstand der Niederlassung 
(1) Hat jemand zum Betrieb einer Fabrik, einer Handlung oder eines 
anderen Gewerbes eine Niederlassung, von der aus unmittelbar Ge-
schäfte geschlossen werden, so können gegen ihn alle Klagen, die 
auf den Geschäftsbetrieb der Niederlassung Bezug haben, bei dem 
Gericht des Ortes erhoben werden, wo die Niederlassung sich befin-
det. 
(2) Der Gerichtsstand der Niederlassung ist auch für Klagen gegen 
Personen begründet, die ein mit Wohn- und Wirtschaftsgebäuden 
versehenes Gut als Eigentümer, Nutznießer oder Pächter bewirt-
schaften, soweit diese Klagen die auf die Bewirtschaftung des Gutes 
sich beziehenden Rechtsverhältnisse betreffen. 

§ 29 Besonderer Gerichtsstand des Erfüllungsorts 
(1) Für Streitigkeiten aus einem Vertragsverhältnis und über dessen 
Bestehen ist das Gericht des Ortes zuständig, an dem die streitige 
Verpflichtung zu erfüllen ist. 
(2) Eine Vereinbarung über den Erfüllungsort begründet die Zustän-
digkeit nur, wenn die Vertragsparteien Kaufleute, juristische 
Personen des öffentlichen Rechts oder öffentlich-rechtliche Sonder-
vermögen sind. 

§ 287 Schadensermittlung; Höhe der Forderung 
(1) Ist unter den Parteien streitig, ob ein Schaden entstanden sei und 
wie hoch sich der Schaden oder ein zu ersetzendes Interesse belau-
fe, so entscheidet hierüber das Gericht unter Würdigung aller 
Umstände nach freier Überzeugung. Ob und inwieweit eine bean-
tragte Beweisaufnahme oder von Amts wegen die Begutachtung 
durch Sachverständige anzuordnen sei, bleibt dem Ermessen des 
Gerichts überlassen. Das Gericht kann den Beweisführer über den 
Schaden oder das Interesse vernehmen; die Vorschriften des § 452 
Abs. 1 Satz 1, Abs. 2 bis 4 gelten entsprechend. 

(2) Die Vorschriften des Absatzes 1 Satz 1, 2 sind bei vermögens-
rechtlichen Streitigkeiten auch in anderen Fällen entsprechend 
anzuwenden, soweit unter den Parteien die Höhe einer Forderung 
streitig ist und die vollständige Aufklärung aller hierfür maßgebenden 
Umstände mit Schwierigkeiten verbunden ist, die zu der Bedeutung 
des streitigen Teiles der Forderung in keinem Verhältnis stehen. 

WEG 

§ 1 Begriffsbestimmungen 
(1) Nach Maßgabe dieses Gesetzes kann an Wohnungen das Woh-
nungseigentum, an nicht zu Wohnzwecken dienenden Räumen eines 
Gebäudes das Teileigentum begründet werden.  
(2) Wohnungseigentum ist das Sondereigentum an einer Wohnung in 
Verbindung mit dem Miteigentumsanteil an dem gemeinschaftlichen 
Eigentum, zu dem es gehört.  
 (3) Teileigentum ist das Sondereigentum an nicht zu Wohnzwecken 
dienenden Räumen eines Gebäudes in Verbindung mit dem  
Miteigentumsanteil an dem gemeinschaftlichen Eigentum, zu dem es 
gehört.  
(4) Wohnungseigentum und Teileigentum können nicht in der Weise 
begründet werden, dass das Sondereigentum mit Miteigentum an 
mehreren Grundstücken verbunden wird.  
(5) Gemeinschaftliches Eigentum im Sinne dieses Gesetzes sind das 
Grundstück sowie die Teile, Anlagen und Einrichtungen des Gebäu-
des, die nicht im Sondereigentum oder im Eigentum eines Dritten 
stehen.  
(6) Für das Teileigentum gelten die Vorschriften über das Wohnungs-
eigentum entsprechend. 
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VORBEMERKUNG 
Versicherungen können heute ihre Aufgaben nur noch mithilfe der 
elektronischen Datenverarbeitung (EDV) erfüllen. Nur so lassen sich 
Vertragsverhältnisse korrekt, schnell und wirtschaftlich abwickeln; 
auch bietet die EDV einen besseren Schutz der Versichertengemein-
schaft vor missbräuchlichen Handlungen als die bisherigen 
manuellen Verfahren. Die Verarbeitung der uns bekannt gegebenen 
Daten zu Ihrer Person wird durch das Bundesdatenschutzgesetz 
(BDSG) geregelt. Danach ist die Datenverarbeitung und -nutzung zu-
lässig, wenn das BDSG oder eine andere Rechtsvorschrift sie erlaubt 
oder wenn der Betroffene eingewilligt hat. Das BDSG erlaubt die Da-
tenverarbeitung und -nutzung stets, wenn dies im Rahmen der 
Zweckbestimmung eines Vertragsverhältnisses oder vertragsähnli-
chen Vertrauensverhältnisses geschieht oder soweit es zur Wahrung 
berechtigter Interessen der speichernden Stelle erforderlich ist und 
kein Grund zu der Annahme besteht, dass das schutzwürdige Inte-
resse des Betroffenen an dem Ausschluss der Verarbeitung oder 
Nutzung überwiegt. 

EINWILLIGUNGSERKLÄRUNG 
Unabhängig von dieser im Einzelfall vorzunehmenden Interessenab-
wägung und im Hinblick auf eine sichere Rechtsgrundlage für die 
Datenverarbeitung ist in Ihren Versicherungsantrag eine Einwilli-
gungserklärung nach dem BDSG aufgenommen worden. Diese gilt 
über die Beendigung des Versicherungsvertrages hinaus, endet je-
doch – außer in der Lebens- und Unfallversicherung – schon mit 
Ablehnung des Antrages oder durch Ihren jederzeit möglichen Wi-
derruf. Wird die Einwilligungserklärung bei Antragstellung ganz oder 
teilweise gestrichen, kommt es u. U. nicht zu einem Vertragsab-
schluss. Trotz Widerruf oder ganz bzw. teilweise gestrichener 
Einwilligungserklärung kann eine Datenverarbeitung und -nutzung in 
dem begrenzten gesetzlich zulässigen Rahmen, wie in der Vorbe-
merkung beschrieben, erfolgen. 

SCHWEIGEPFLICHTENTBINDUNGSERKLÄRUNG 
Daneben setzt auch die Übermittlung von Daten, die, wie z. B. beim 
Arzt, einem Berufsgeheimnis unterliegen, eine spezielle Erlaubnis des 
Betroffenen (Schweigepflichtentbindung) voraus.  
In der Lebens-, Kranken- und Unfallversicherung (Personenversiche-
rung) ist daher im Antrag auch eine 
Schweigepflichtentbindungsklausel enthalten. Im Folgenden wollen 
wir Ihnen einige wesentliche Beispiele für die Datenverarbeitung und 
-nutzung nennen. 

1. Datenspeicherung bei Ihrem Versicherer/Risikoträger 
Wir speichern Daten, die für den Versicherungsvertrag notwendig 
sind. Das sind zunächst Ihre Angaben im Antrag (Antragsdaten). Wei-
ter werden zum Vertrag versicherungstechnische Daten, wie 
Kundennummer (Partnernummer), Versicherungssumme, Versiche-
rungsdauer, Prämie, Bankverbindung sowie erforderlichenfalls die 
Angaben eines Dritten, z. B. eines Vermittlers, eines Sachverständi-
gen oder eines Arztes geführt (Vertragsdaten). Bei einem 
Versicherungsfall speichern wir Ihre Angaben zum Schaden und ggf. 

auch Angaben von Dritten, wie z. B. den vom Arzt ermittelten Grad 
der Berufsunfähigkeit, die Feststellung Ihrer Reparaturwerkstatt über 
einen Kfz-Totalschaden oder bei Ablauf einer Lebensversicherung 
den Auszahlungsbetrag (Leistungsdaten). 
Unsere Risikoträger sind zurzeit folgende Unternehmensgruppen 
(ihren Risikoträger entnehmen Sie bitte Ihrem Versicherungsschein): 
 SIGNAL IDUNA Gruppe 

2. Datenübermittlung an Rückversicherer oder Dritte 
Im Interesse seiner Versicherungsnehmer wird ein Versicherer stets 
auf einen Ausgleich der von ihm übernommenen Risiken achten. 
Deshalb geben wir in vielen Fällen einen Teil der Risiken an Rückver-
sicherer im In- und Ausland ab. Diese Rückversicherer benötigen 
ebenfalls entsprechende versicherungstechnische Angaben von uns, 
wie Versicherungsnummer, Prämie, Art des Versicherungsschutzes 
und des Risikos und Risikozuschlags sowie im Einzelfall auch Ihre 
Personalien. Soweit Rückversicherer bei der Risiko- und Schadenbe-
urteilung mitwirken, werden ihnen auch die dafür erforderlichen 
Unterlagen zur Verfügung gestellt. 
In einigen Fällen bedienen sich die Rückversicherer weiterer Rück-
versicherer, denen sie ebenfalls entsprechende Daten übergeben. 
Können Leistungen eines Dritten durch den Versicherungsnehmer 
aufgrund eines Rechtsschutzversicherungsvertrages in Anspruch ge-
nommen werden (z. B. Rechtsanwalt, Inkassounternehmen), werden 
auch solchen Dritten Angaben zu dem Versicherungsnehmer über-
mittelt. 

3. Datenübermittlung an andere Versicherer 
Nach dem Versicherungsvertragsgesetz hat der Versicherte bei An-
tragstellung, jeder Vertragsänderung und im Schadenfall dem 
Versicherer alle für die Einschätzung des Wagnisses und die Scha-
denabwicklung wichtigen Umstände anzugeben. Hierzu gehören z. B. 
in der Unfall- und Krankenversicherung frühere Krankheiten und 
Versicherungsfälle oder Mitteilungen über gleichartige andere Versi-
cherungen (beantragte, bestehende, abgelehnte oder gekündigte). 
Um Versicherungsmissbrauch zu verhindern, eventuelle Widersprü-
che in den Angaben des Versicherten aufzuklären oder um Lücken 
bei den Feststellungen zum entstandenen Schaden zu schließen, 
kann es erforderlich sein, andere Versicherer um Auskunft zu bitten 
oder entsprechende Auskünfte auf Anfragen zu erteilen. 
Auch sonst bedarf es in bestimmten Fällen (Mehrfachversicherun-
gen, gesetzlicher Forderungsübergang sowie bei Teilungsabkommen) 
eines Austausches von personenbezogenen Daten unter den Versi-
cherern. Dabei werden Daten des Betroffenen weitergegeben, wie 
Name und Anschrift, Kfz-Kennzeichen, Art des Versicherungsschut-
zes und des Risikos oder Angaben zum Schaden, wie Schadenhöhe 
und Schadentag. 

4. Zentrale Hinweissysteme 
Bei Prüfung eines Antrags oder eines Schadens kann es notwendig 
sein, zur Risikobeurteilung, zur weiteren Aufklärung des Sachverhalts 
oder zur Verhinderung von Versicherungsmissbrauch Anfragen an 
den zuständigen Fachverband bzw. an andere Versicherer zu richten 
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oder auch entsprechende Anfragen anderer Versicherer zu beant-
worten. Dazu bestehen beim Gesamtverband der Deutschen 
Versicherungswirtschaft e. V. (GDV) und beim Verband der Privaten 
Krankenversicherung e. V. zentrale Hinweissysteme. Die Aufnahme in 
diese Hinweissysteme und deren Nutzung erfolgt lediglich zu Zwe-
cken, die mit dem jeweiligen System verfolgt werden dürfen, also nur 
soweit bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind. 

Beispiele: 

Haftpflichtversicherer: 
Registrierung von auffälligen Schadenfällen sowie von Personen, bei 
denen der Verdacht des Versicherungsmissbrauchs besteht. 
Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung und -verhütung 
Kfz-Versicherer: 
Registrierung von auffälligen Schadenfällen, Kfz-Diebstählen sowie 
von Personen, bei denen der Verdacht des Versicherungsmiss-
brauchs besteht. 
Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung und -verhütung 

Lebensversicherer: 
Aufnahme von Sonderrisiken, z. B. Ablehnung des Risikos bzw.  
Annahme mit Prämienzuschlag 
 aus versicherungsmedizinischen Gründen, 
 aufgrund der Auskünfte der Versicherer, 
 wegen der verweigerten Nachuntersuchung; 

Aufhebung des Vertrages durch Rücktritt oder Anfechtung seitens 
des Versicherers, Ablehnung des Vertrages seitens des Versiche-
rungsnehmers wegen geforderter Prämienzuschläge. 
Zweck: Risikoprüfung 

Rechtsschutzversicherer: 
 vorzeitige Kündigungen und Kündigungen zum normalen Versi-

cherungsablauf durch den Versicherer nach mindestens zwei 
Versicherungsfällen innerhalb von 12 Monaten, 

 Kündigungen zum normalen Vertragsablauf durch den Versiche-
rer nach mindestens drei Versicherungsfällen innerhalb von 36 
Monaten, 

 Vorzeitige Kündigungen und Kündigungen zum normalen Ver-
tragsablauf bei konkret begründetem Verdacht einer 
betrügerischen Inanspruchnahme der Versicherung. 

Zweck: Überprüfung der Angaben zu Vorversicherungen bei der An-
tragstellung 

Sachversicherer: 
Aufnahme von Schäden und Personen, wenn Brandstiftung vorliegt 
oder wenn aufgrund des Verdachts des Versicherungsmissbrauchs 
der Vertrag gekündigt wird und bestimmte Schadenssummen er-
reicht sind. 

Zweck: Risikoprüfung, Schadenaufklärung, Verhinderung weiteren 
Missbrauchs 

Transportversicherer: 
Aufnahme von auffälligen (Verdacht des Versicherungsmissbrauchs) 
Schadenfällen, insbesondere in der Reisegepäckversicherung. 
Zweck: Schadenaufklärung und Verhinderung von Versicherungs-
missbrauch 
Unfallversicherer: 
Meldung bei: 
 erheblicher Verletzung der vorvertraglichen Anzeigepflicht, 
 Leistungsablehnung wegen vorsätzlicher Obliegenheitsverletzung 

im Schadenfall, wegen Vortäuschung eines Unfalls oder von Un-
fallfolgen, 

 außerordentlicher Kündigung durch den Versicherer nach Leis-
tungserbringung oder Klageerhebung auf Leistung. 

Zweck: Risikoprüfung und Aufdeckung von Versicherungsmissbrauch 

5. Datenverarbeitung in und außerhalb des Unternehmens 
Einzelne Versicherungsbranchen (z. B. Lebens-, Kranken-, Sachversi-
cherung) und andere Finanzdienstleistungen (z. B. Kredite, 
Bausparen, Kapitalanlagen) werden durch rechtlich selbstständige 
Unternehmen betrieben. Um den Kunden einen umfassenden Versi-
cherungsschutz anbieten zu können, arbeiten die Unternehmen 
häufig in Unternehmensgruppen zusammen. Zur Kostenersparnis 
werden dabei einzelne Bereiche zentralisiert, wie das Inkasso oder 
die Datenverarbeitung. So wird z. B. ihre Adresse nur einmal gespei-
chert, auch wenn sie Verträge mit verschiedenen Unternehmen der 
Gruppe abschließen; und auch ihre Service-/Vertragsnummer, die Art 
der Verträge, ggf. Ihr Geburtsdatum, Kontonummer und Bankleitzahl, 
d. h. ihre allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten, wer-
den in einer zentralen Datensammlung geführt. Dabei sind die 
allgemeinen Kundendaten (z. B. Name, Adresse, Service-
/Vertragsnummer, Kontonummer, Bankleitzahl, bestehende Verträ-
ge) von allen Unternehmen in der Gruppe abfragbar. Auf diese Weise 
kann eingehende Post immer richtig zugeordnet und bei telefoni-
schen Anfragen sofort der zuständige Partner genannt werden. Auch 
Geldeingänge können so in Zweifelsfällen ohne Rückfragen korrekt 
verbucht werden. Die übrigen Antrags-, Vertrags- und Leistungsda-
ten sind dagegen nur von den jeweiligen Versicherungsunternehmen 
der Gruppe abfragbar. Obwohl alle diese Daten nur zur Beratung 
und Betreuung des jeweiligen Kunden durch die einzelnen Unter-
nehmen verwendet werden, spricht das Gesetz auch hier von 
„Datenübermittlung“, bei der die Vorschriften des Bundesdaten-
schutzgesetzes zu beachten sind.  
Branchenspezifische Daten – wie z. B. Gesundheits- oder Bonitätsda-
ten – bleiben dagegen unter ausschließlicher Verfügung der 
jeweiligen Unternehmen. 
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6. Betreuung durch Versicherungsvermittler 
In Ihren Versicherungsangelegenheiten sowie im Rahmen des sons-
tigen Dienstleistungsangebots unseres Unternehmensverbundes 
bzw. Kooperationspartners werden Sie durch einen Vermittler be-
treut, der Sie mit Ihrer Einwilligung auch in sonstigen 
Finanzdienstleistungen berät. Vermittler in diesem Sinn sind neben 
Einzelpersonen auch Vermittlungsgesellschaften. 
Um seine Aufgaben ordnungsgemäß erfüllen zu können, erhält der 
Vermittler zu diesen Zwecken von uns die für die Betreuung und Be-
ratung notwendigen Angaben aus Ihren Antrags-, Vertrags- und 
Leistungsdaten, z. B. Versicherungsnummer, Beiträge, Art des Versi-
cherungsschutzes und des Risikos, Zahl der Versicherungsfälle und 
Höhe von Versicherungsleistungen sowie ggf. Angaben über andere 
finanzielle Dienstleistungen, z. B. Abschluss und Stand Ihres Bau-
sparvertrages. Ausschließlich zum Zweck von Vertragsanpassungen 
in der Personenversicherung können an den zuständigen Vermittler 
auch Gesundheitsdaten übermittelt werden. 
Der Vermittler verarbeitet und nutzt selbst diese personenbezoge-
nen Daten im Rahmen der genannten Beratung und Betreuung des 
Kunden. Auch wird er von uns über Änderungen der kundenrelevan-
ten Daten informiert. Jeder Vermittler ist gesetzlich und vertraglich 
verpflichtet, die Bestimmungen des BDSG und seine besonderen 
Verschwiegenheitspflichten (z. B. Berufsgeheimnis und Datenge-
heimnis) zu beachten. 
Der für Ihre Betreuung zuständige Vermittler wird Ihnen mitgeteilt. 
Endet seine Tätigkeit für unser Unternehmen (z. B. durch Kündigung 
des Vermittlervertrages oder bei Pensionierung), regelt das Unter-
nehmen Ihre Betreuung neu; Sie werden hierüber informiert. 

7. Weitere Auskünfte und Erläuterungen über Ihre Rechte 
Sie haben als Betroffener nach dem Bundesdatenschutzgesetz ne-
ben dem eingangs erwähnten Widerrufsrecht ein Recht auf Auskunft 
sowie unter bestimmten Voraussetzungen ein Recht auf Berichti-
gung, Sperrung oder Löschung Ihrer in einer Datei gespeicherten 
Daten. 
Wegen eventueller weiterer Auskünfte und Erläuterungen wenden 
Sie sich bitte an den betrieblichen Datenschutzbeauftragten Ihres 
Versicherers. Richten Sie auch ein etwaiges Verlangen auf Auskunft, 
Berichtigung, Sperrung und Löschung wegen der beim Rückversiche-
rer gespeicherten Daten stets an Ihren Versicherer. 
8. Datenübermittlung zwecks Bonitätsprüfung 
Der Versicherer wird berechtigt, zum Zwecke des Vertragsabschlus-
ses und bei Bedarf im Verlauf der aktiven Geschäftsbeziehung zu 
Zwecken der Vertragsverwaltung und -abwicklung (z. B. Schadenfall) 
Informationen zu Ihrem Zahlungsverhalten und Bonitätsinformatio-
nen auf Basis mathematisch-statistischer Verfahren unter 
Verwendung von Anschriftdaten Dritter zu beziehen und zu nutzen. 
Die Berechtigung kann jederzeit mit Wirkung für die Zukunft widerru-
fen werden. Außerdem besteht ein Auskunftsrecht bei dem 
Versicherer zu den über den Versicherungsnehmer gespeicherten 
Daten, deren Herkunft, Empfänger und Zweck der Speicherung. 


